
Proletarier aller Länder vereinigt Euch! Proletarier aller Länder und unterdrückte Völker vereinigt Euch!

Politische 
Berichte ★

Politische Berichte
Zeitung für sozialistische Politik
Erscheint vierzehntäglich. Einzelpreis 2 DM, Jahresabo 78 DM 
ermäßigtes. Abo 52 DM, Förderabo 130 DM

Redaktionsadresse
Postfach 260226,50515 Köln
Hausadresse GNN-Verlag,
Zülpicher'Straße 7,50674 Köln,
Telefon 02 21 / 21 16 58 Fax: 02 21 / 2153 73

Nummer 11 / 17. Jahrgang 30. Mai 1996 G 7756 D Preis 2,00 DM

Protest gegen „soziale
Grausamkeiten“

! Demonstration in Bonn am 15. Juni
' • • • ' .................... ' ’

I

Gegen die „sozialen Grausamkeiten“ 
von Kapitalistenverbänden und Bun­
desregierung entwickelt sich Wider­
stand. Viele zehntausend Beschäftigte 
des Öffentlichen Dienstes legten in den 
letzten Wochen die Arbeit nieder. Erste 
Aktionen der Bankangestellten fanden 
statt und auch in Metallbetrieben wie 
Ford Köln gab es Arbeitsniederlegun­
gen, angeheizt vor allem von den Regie­
rungsabsichten zur Lohnfortzahlung im 
Kranheitsfall. Gleichzeitig hat die IG 
BAU erneut zu Demonstrationen mobi­
lisiert, um Druck zu machen für den vom 
BDA abgelehnten Tarifvertrag über 
Mindestlöhne auf den Baustellen.

Die Regierungskoalition läßt dennoch 
keinen Zweifel, daß sie an ihren Kahl­
schlagsplänen festhalten will. In der er­
sten Lesung der Gesetzentwürfe des 
„Programms für mehr Wachstum und 
Beschäftigung“ am Donnerstag letzter 
Woche sprachen Politiker aus den Uni­
onsparteien und der FDP von einer 
„schicksalhaften Debatte über die Mo­
dernisierung der Gesellschaft“. Soziale 
Ansprüche gegen die Wechselfälle kapi­
talistischen Wirtschaftens sind dem­
nach unmodern, Relikte vergangener 
Zeiten - modern ist nur, was unmittel­
bar die Wettbewerbsfähigkeit des 
„Standortes“ verbessert. Die Bundesre­
gierung sucht die Konfrontation, die 
Dienstherren prüfen rechtliche Schrit­
te gegen die Streikaktionen im öffentli­
chen Dienst. Der Bundeskanzler hatte 
schon vorher an die Gewerkschaften ap­
pelliert, keine „Konflikte zu schüren“ 
und ihnen mit einer Niederlage gedroht.

Tatsächlich mußte zunächst die Bun­
desregierung eine Niederlage ein­
stecken. Mit den Stimmen der SPD- 
und „rot-grün“-regierten Bundesländer 
lehnte der Bundesrat am 22. Mai die Ge­
setze zur Reform der Sozialhilfe und des 
Asylbewerberleistungsgesetzes ab.

Auch in anderen Punkten hat die Bun­
desregierung überzogen. Die SPD ist 
zwar hin- und hergerissen zwischen den 
angeblichen Sachzwängen des Staats­
haushaltes und des Wirt Schafts-„Stan­
dortes“ einerseits und der Kritik aus Ge­
werkschaften, Wohlfahrtsverbänden 
und Kirchen andererseits. Nachdem 
Vertreter der Gewerkschaftsvorstände 
auf einer Sitzung mit der Bundestags­
fraktion erneut „eindeutige Positionen“ 
einforderten, beschwor SPD-Fraktions­
chef Scharping jedoch den „Schulter­
schluß“.

Die „Ungerechtigkeiten“ der Regie­
rungspolitik sind so offensichtlich, daß 
sich selbst das Handelsblatt Gedanken 
macht, z.B. über die „Einheitlichkeit 
des deutschen Steuersystems“, das ju­
ristische Personen (also Firmen) ge­
genüber natürlichen Personen bevorzu­
ge. Passend dazu teilte das Bundes­

Wirtschaftsministerium mit, daß die Di­
rektinvestitionen deutscher Unterneh­
men im Ausland 1995 sprunghaft an­
stiegen. Sie betrugen 48 Mrd. DM, 20 
Mrd. DM mehr als im Jahr zuvor.

Der DGB ruft zu einer bundesweiten 
Demonstration am Samstag, 15. Juni, in 
Bonn auf. Einige ASten und Sozialhil­
feinitiativen hatten den Termin schon 
vorher ins Auge gefaßt. Er liegt zu Be­
ginn der Sitzungsperiode des Bundes­
tages, in der die Regierungsentwürfe 
beschlossen werden sollen. Gleichzeitig 
hat vor allem die IG Metall in NRW zur 
Bildung von örtlichen Bündnissen ge­
gen den sozialen Kahlschlag aufgerufen. 
Während Wohlfahrtsverbände, Kirchen 
und Ratsparteien eingeladen werden, 
tun sich die Gewerkschaften schwer mit 
der Einbeziehung der Initiativen von 
Arbeitslosen und Sozialhilfebeziehefn. 
Warum eigentlich übersieht der DGB 
die Selbsthilfebewegung immer wieder?

Es sollte möglich sein, daß sich gera­
de in den örtlichen Bündnissen die Kräf- 
te des Widerstandes sammeln. Dazu 
muß die Diskussion um mögliche Hal­
tepunkte gegen die Politik der Bundes­
regierung weitergeführt werden. Auch 
der DGB war schließlich im Rahmen des 
„Bündnisses für Arbeit“ vor kurzem 
noch zu erheblichen Zugeständnissen 
bereit. Die Ablehnung einer Lohnpoli­
tik, die als „Nullkommafünf-Runde“ bei 
gleichzeitiger Streichung der Mehrar­
beitszuschläge und der Lohnfortzah­
lung gerade die unteren Einkommen 
trifft, ist sicher ein Punkt. Die Lohn­
fortzahlung im Krankheitsfall, die De­
regulierung des Ladenschlußgesetzes 
und der Mindestlohn auf den Baustel­
len werden viele Menschen bewegen, 
auf die Straße zu gehen, nach Bonn zu 
fahren. Ebenso die Renten: Rentenbe­
rater der Sozialversicherungen können 
sich derzeit vor Anfragen kaum retten.

Erforderlich ist aber auch eine Dis­
kussion um Alternativen zur Politik des 
sozialen Kahlschlages. 
Überlegungen dazu 
gibt es in allen drei Op­
positionsparteien. Der 
Gesetzentwurf der 
PDS zur sozialen 
Grundsicherung 
gehört dazu. Die For­
derung nach Mindest­
sicherung findet sich 
auch in der „Sozial­
staatscharta“ des So­
zialgipfels von Ge­
werkschaften und 
Wohlfahrtsverbänden 
Anfang Mai in Köln. 
Die gewerkschaftliche 
Diskussion hierüber 
bedarf der Fortent­
wicklung. (wöf)

„Frieden jetzt“ für Kurdistan
Großdemonstration in Hamburg am 15. Juni

Ein Hamburger Bündnis „Frieden jetzt“ 
ruft zu einer großen Demonstration am 
15. Juni auf unter den Losungen: „Frie­
den jetzt! Für die Beendigung des Krie­
ges und ein friedliches und gleichbe­
rechtigtes Zusammenleben des kurdi­
schen und türkischen Volkes!“ auf.

In dem Aufruf heißt es: „Die türkische 
Regierung hat bei ihrem Amtsantritt 
vor einigen »Wochen eine neue Kurdi­
stan-Politik versprochen. Tatsächlich 
hat sie eine erneute Militäroffensive ge­
gen die Menschen in den kurdischen 
Gebieten in der Türkei und in Irak ein­
geleitet. Hiergegen wird der Protest 
auch in der Türkei immer größer: 
-Am 21.4. demonstrierten Zehntausen- 
de in Istanbul für die Forderung „Frie­
den jetzt sofort“.
- Gleichzeitig starteten mehrere tau­
send Menschen in einem „Friedensex­
preß“ von Istanbul in die kurdische 
Stadt Diyarbakir.
- Am selben Wochenende trafen sich ca. 
100 kurdische und türkische Frauen, um 
gemeinsame Friedensaktivitäten zu be­
raten.
- Rund 300.000 Wehrpflichtige entzie­
hen sich dem Kriegsdienst.

Die PKK hält den einseitig erklärten 
Waffenstillstand weiter aufrecht.

Die Bundesregierung unterstützt den 

Eino der zahlroichon Proteste gegen don Soziolabbau in don loteten Wochen: 23.000 
Menschen demonstrierten am 22. Mai in Hamburg. (Bild: ros)

Eine Woche vor den 
tschechischen Parla­
mentswahlen verstärk­
ten CSU- und Vertrie- 
benenfunktionäre auf 

rdem Pfingsttreffen der 
„Sudetendeutschen 
Landsmannschaft“ in 
Nürnberg (Bild: Stoi­
ber) den Druck auf die 
tschechische Regie­
rung: Diese solle die 
„Verbrechen bei der 
Vertreibung der Sude­
tendeutschen“ verur­
teilen und deren „Hei­
matrecht“ anerken­
nen. Die tschechische 
Regierung wies beide 
Anmaßungen zurück.

Kriegskurs mit Verboten von Veranstal­
tungen, Friedensdemonstrationen und 
kurdischen Organisationen, mit der 
Verschärfung der Ausländergesetzge­
bung und der Vorbereitung von Mas­
senabschiebungen.

Die kurdische und die türkische Frie­
densbewegung brauchen dringend un­
sere Unterstützung. Deshalb setzen wir 
uns ein:
- für eine Änderung der deutschen 

Türkeipolitik,
- für die Beendigung des Krieges,
- und für eine politische Lösung.
Wir rufen auf zu einer Demonstration 
auf der Basis des von mehr als 350 Per­
sönlichkeiten des öffentlichen Lebens 
unterzeichneten Appells von Hannover 
...“ Die Veranstalter erwarten 20.000 bis 
30.000 Teilnehmer.
Der Aufruf wird unterstützt u.a. durch das 
Kurdistan Volkshaus; IG Medien, OV Ham­
burg; GAL Hamburg; Volkshaus der Türkei; 
PDS/LL LV Hamburg; Solidarische Kirche in 
Nordelbien; Gisela Wiese, Vizepräsidentin Pax 
Christi; Hüsnüye Ergün, Mitglied des SPD- 
Landesvorstands; Ausländerinnenreferat Uni­
versität Hamburg; Vorstand der dju Hamburg; 
Handwerker und Mittelständler für den Frie­
den; Alevistisches Kulturhaus in Hamburg und 
Umgebung e.V; Margret Sierts, Flüchtlingsbe­
auftragte Kirchenkreis Harburg; DKP Ham­
burg; WN-BdA Hamburg; Studentlnnenver- 

band aus Kurdistan in Hamburg; 
Hamburger Forum für Völkerver­
ständigung und weltweite Abrü­
stung; Prof. Dr. Garweg. Vors. der 
Kurdistan-Hilfe; Arbeitsgruppe Ge­
werkschafterinnen für Kurdistan, 
HBV, AStA Uni Bremen, Bündnis 
90/Die Grünen LV Berlin und v.a.m.

Weitere Unterstützer/innen 
für den Aufruf werden gebeten, 
sich an das Bündnis „Frieden 
jetzt“, c/o GAL, Bahrenfelder 
Str. 244, 22765 Hamburg. Tel. 
040-391578, Fax 040-3904062 zu 
wenden. Die Demonstration 
beginnt mit zwei Auftaktkund­
gebungen, jeweils 11 Uhr ab 
Karl-Lcgien-Platz (ZOB) und 
Platz der Republik, Altona. 
Schlußkundgcbung: 13 Uhr. 
Moorweide, (rül)
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Keine Sozialhilfekürzung, kein 
Asylbewerberleistungsgesetz
Die Mehrheit der Bundesländer hat 
im Vermittlungsausschuß von Bun­
destag und Bundesrat erstmals seit 
langer Zeit einen wichtigen Plan der 
Bundesregierung zu Fall gebracht. 
Mit ihrer Mehrheit im Vermittlungs­
ausschuß haben die Länder die von 
Minister Seehofer geplante zweijähri­
ge „Einfrierung“ und Senkung der So­
zialhilfesätze abgelehnt. Auch die von 
Seehofer eingebaute Formel über ein 
künftiges „Lohnabstandsgebot“ (So­
zialhilfe ab 1999 mindestens 15% un­
terhalb des Lohnniveaus) wurde 
durch den Vermittlungsausschuß ge­
kippt. Nicht anders ging es dem eben­
falls von Minister Seehofer vorgeleg­
ten „Asylbewerberleistungsgesetz“, 
das die Sozialhilfe für Asylbewerber 
auf ein noch menschenunwürdigeres 
und niedrigeres Niveau als jetzt schon 
geltend senken wollte: Auch hier lehn­
te der Vermittlungsausschuß den Ge­
setzentwurf der Bundesregierung ab. 
Minister Seehofer war darüber so 
empört, daß er öffentlich ankündigte, 
dann sollten die Kommunen eben die 
Mehrkosten tragen, die Regierungs­
koalition werde die Vorschläge des 
Vermittlungsausschusses ablehnen 
und damit seien die Gesetzentwürfe 
vom Tisch, und er werde in dieser Le­
gislaturperiode auch kein Sozialhilfe­
reformgesetz mehr einbringen.

Regierungsmehrheit wackelt 
beim Ladenschluß
Der Gesetzentwurf der Bundesregie­
rung zur Deregulierung beim Laden­
schluß und zur weiteren Ausdehnung 
der Nachtarbeit in Bäckereien stößt 
weiter auf den entschiedenen Wider­
stand der Gewerkschaften. Das ist 
das Ergebnis einer Anhörung zum Ge­
setzentwurf am 20. Mai im Bundestag. 
Sowohl die HBV wie die DAG halten 
an ihrer schroffen Ablehnung des Ge­
setzes fest. Offenbar wächst unter 
diesem Druck der Gewerkschaften 
und der kleinen Einzelhändler, die die 
Deregulierung ebenfalls ablehnen, 
auch die Unsicherheit in der Regie-

I rungskoalition, ob alle Unions- und 
FDP-Abgeordneten dem Entwurf am 
Ende zustimmen werden. Die WeZZ am 
Sonntag verbreitet bereits, in der Ko­
alition erwäge man als Rückzugslinie, 
am Samstag die Ladenöffhung weiter 
auf 14 Uhr zu begrenzen und „nur“ an 
den Werktagen von jetzt 18 Uhr auf 
19.30Uhr zu verlängern. Der wirt­
schaftspolitische Sprecher der CSU- 
Landesgruppe im Bundestag, Hir- 
sken, vertritt diese Position. Mehr sei 
„nicht durchsetzbar“. Das vyären im­
mer noch erheblich längere Öffnungs­
zeiten als etwa in Österreich und Dä­
nemark. Das Wirtschaftsministerium 
Rexrodts protestierte und demen­
tierte dagegen: Es gäbe kein 
„Wackeln“ beim Ladenschluß.

Telekom-Rabatte abgelehnt
Die EU-Kommission hat die von der 
Telekom zum Teil zum 1.1.1997, zum 
7’ell sogar rückwirkend zum 1.1.1990 
geplanten Rabatte bei den Telefongo 
bühren für Großkunden - also Firmen 
- nbgclchnt. Die Telekom hutte diesen 
Firmen zum Teil erhebliche Rabatte - 
40 Prozent und mehr gegenüber den 
für private Kunden erst kürzlich er­
höhten Gebührensätzen anblcten 
wollen. Dagegen hatten u.a. sieben

Konkurrenten der Telekom geklagt, 
die sich durch diese Rabatte beim Ge­
schäft mit Firmen behindert fühl­
ten,die EU-Kommission hatte darauf­
hin in einem Memorandum an die Te­
lekom vor diesen Rabatten gewarnt. 
Bundespostminister Bötsch will bis 
Mitte Juli über die geplanten Firmen­
rabatte entscheiden.

CSU will weiter Länder­
fusionen betreiben
Der CSU-Vorsitzende Waigel hat auf 
einer Sitzung des CSU-Vorstands am 
20. Mai in München gefordert, trotz 
der Ablehnung der Länderfusion Ber­
lin-Brandenburg in der Volksabstim­
mung am 5. Mai müsse die Zahl der 
Bundesländer weiter verringert wer­
den. Länderfusionen seien vielmehr 
die Grundlage für einen „kraftvollen 
Föderalismus“. Waigel forderte, die 
bisher 16 Länder zu acht bis neun 
Bundesländern zu fusionieren. Die 
letztere Zahl orientiert sich an der 
Zahl der Landeszentralbanken, d.h. 
der „Länder“-Institute der Bundes­
bank, bei denen die Bundesländer 
ihre evtl. Kassenüberschüsse hinter­
legen müssen und die über verschie­
dene Hebel das Finanzgebahren der 
Bundesländer schon jetzt an der kur­
zen Leine halten. Von diesen Institu­
tionen der Finanzwirtschaft wird also 
wohl weiterhin starker Druck in Rich­
tung Länderfusionen ausgehen. An­
ders, so Waigel, sei ein „schlanker 
Staat“ nicht zu erreichen.

IG BAU und Grüne für „öko­
logische Steuerreform“
Die Gewerkschaft BAU (Bauen, Ag­
rar,Umwelt) hat ihre Unterstützung 
für die Positionen der Grünen im Bun­
destag zu einer „ökologischen Steu­
erreform“ erklärt. Ihr Vorsitzender 
Klaus Wiesehügel sagte am 20. Mai bei 
der Vorstellung eines gemeinsamen 
Positionspapiers, auch die IG BAU 
trete für eine Erhöhung der Energie­
steuern und damit verbunden höhere 
Zuschüsse zu den Sozialversicherun­
gen ein, das würde auch die Arbeits­
kosten senken. Die IG BAU unter­
stütze auch die Forderung der Grü­
nen, Bahnstrecken stärker auszubau­
en als Autobahnen. Laut Wiesehügel 
würden beim Autobahnbau nur die 
Maschinenparks von wenigen Groß­
firmen ausgelastet, beim Bahnbau 
dagegen könnten noch neue Arbeits­
plätze geschaffen werden. Die IG BAU 
will sich auch gegenüber der SPD und 
auf dem DGB -Bundeskongreß für die­
se Positionen einsetzen.

Was kommt demnächst?
Der Bundestag wird erst am 12. Juni 
zu seiner nächsten Sitzung zusam­
mentreten. Am 3./4. Juni tagen in Ber­
lin die Außenminister der NATO zur 
sog. „NATO-Frühjahrstagung“, auf 
der u.a. über die Bildung „multilate­
raler Einsatzstreitkräfte“ der NATO 
beschlossen werden soll. Am 13. Juni 
beraten die Ministerpräsidenten und 
die Bundesregierung über das ge­
plante „MuJtirnediagesctz“. Am 15. 
Juni sind zwei große Demonstratio­
nen geplant: In Bonn demonstrieren 
Gewerkschaften u.a. gegen den So­
zialabbau, in Hamburg findet eine 
große Demonstration für Frieden und 
eine politische Losung des Kurdistan- 
Konfllks statt. Am 21./22. Juni tagt in 
Florenz der „europäische Rat“.

Gegen die NS-Tradition der an- f 
geblich „normativen Tätertypen“
Bündnis 90/Die Grünen fordern Diskussion um die 
Abschaffung der lebenslangen Freiheitsstrafe

Anläßlich der Einbringung einer Klei­
nen Anfrage ,Vollzug der lebenslangen 
Freiheitsstrafe und Reform der Tö­
tungsdelikte im Strafgesetzbuch“ er­
klärte Volker Beck, rechtspolitischer 
Sprecher von Bündnis 90/Die Grünen im 
Bundestag:

Wir starten heute eine erste parlamen­
tarische Initiative zur Abschaffung der 
lebenslangen Freiheitsstrafe. In einer 
kleinen Anfrage stellen wir die gegen­
wärtige Praxis der lebenslangen Frei­
heitsstrafe auf den Prüfstand, hinter­
fragen ihren rechtsstaatlichen und 
menschlichen Hintergrund und mah­
nen eine Reform des Mordtatbestandes 
an. Die unselige nationalsozialistische 
Tradition normativer Tätertypen sollte 
dringend überwunden werden.

Wir treten ein für einen menschen­
würdigen Strafvollzug. Diese Forderung 
macht auch vor denen nicht halt, die 
schwerste Schuld auf sich geladen ha­
ben und zu lebenslanger Freiheitsstra­
fe verurteilt wurden. Gegenüber einer 
hohen zeitigen Freiheitsstrafe bringt 
diese äußerste Strafnorm für die Opfer 
der Straftat bzw. deren Angehörige kein 
„Mehr“ an Gerechtigkeit. Auch der. Ge­
sellschaft nützt sie nicht. Es ist nicht be­
legbar, daß der lebenslangen eine größe­
re generalpräventive Wirkung als einer 
langen zeitigen Freiheitsstrafe zu­
kommt. Sie schadet aber den Tätern, in­
dem die Ungewißheit über die tatsäch­
liche Vollstreckungsdauer diese jegli­
cher Lebensperspektive beraubt. Einer 
Schuldaufarbeitung ist sie nicht dien­
lich, doch dem Anspruch auf Resoziali­
sierung steht sie fundamental entgegen.

Kampagne „Beschleunigungsge- 
setze stoppen!“
BUND, BBU, Kritische Aktionäre, Robin Wood u.a. gegen 
Deregulierung industrieller Genehmigungsverfahren

„Die Bundesregierung plant in skan­
dalöser Vorgehensweise die „Beschleu­
nigung“ industrieller Genehmigungs­
und Planverfahren. Vom Kabinett wur­
de dazu ein ganzes Gesetzespaket vor­
gelegt, das weitreichende Einschnitte in 
die momentane Rechtslage vorsieht. 
Bürgerrechte und Umweltstandards 
sollen massiv beschnitten werden. Zu­
gunsten der Industrie und zum Nachteil 
von Demokratie, Ökologie und Anla­
gensicherheit. Im Hauruckverfahren 
soll das Gesetzes-paket noch vor der 
Sommerpause durch den Bundestag ge­
peitscht werden. Die Verabschiedung 
würde Errungenschaften der letzten 30 
Jahre per Federstrich zunichte ma-' 
chen“.

Das schreibt eine Kampagne „Be­
schleunigungsgesetze stoppen“, die un­
terstützt von Grünen, PDS und Um­
weltverbänden u.a. mit einer bundes­
weiten Protest-Postkartenaktion den 
Widerstand gegen diese Gesetze doku­
mentieren will. In einem Flugblatt kriti­
siert die Kampagne u.a.:

„Unter dem Vorwand einer Beschleu­
nigung von Planungs- und Genehmi­
gungsverfahren sollen die im Grundge­
setz verankerten Rechtsansprüche der 
Bevölkerung auf Gesundheit und damit 
der Schutz vor Umweltrisiken noch 
stärker mißachtet werden. Begründet 
wird dies mit der Absicht, die „stan­

Die Diskussion über die lebenslange 
Freiheitsstrafe darf nicht, wie in der Ver­
gangenheit häufig geschehen, allein auf 
emotionale Weise geführt werden. Es 
wird - insbesondere seitens der Regie­
rungsparteien-in der Öffentlichkeit der 
Eindruck erweckt, als ob eine ultimati­
ve Reaktion möglich und zulässig wäre. 
Daß dies nicht der Fall ist, steht aber 
spätestens seit dem Bundesverfas­
sungsgerichtsurteil aus dem Jahre 1977 
fest und ist auch der Bundesregierung 
bekannt.

Wir wollen deshalb versuchen, die Dis­
kussion auf eine rationale Grundlage zu 
stellen. Wir verlangen Auskunft zur 
durchschnittlichen Verbüßungszeit von 
zu „lebenslanger Haft“ Verurteilten, der 
Wiederverurteilungsrate von aus dieser 

' Freiheitsstrafe entlassenen Straftätern 
sowie zu Anwendungsproblemen in der 
Strafrechtspraxis.

Oft wird die Beibehaltung und Voll­
streckung der lebenslangen Freiheits­
strafe mit ihrer spezialpräventiven Wir­
kung auf den einsitzenden Täter bß' 
gründet. Kurz: Wer weggesperrt ist 
kann nicht erneut die Öffentlichkeit mit 
Straftaten gefährden.

Deshalb bleibt festzuhalten: Auch 
nach Abschaffung der lebenslange11 
Freiheitsstrafe besteht die Möglichkeit 
der Sicherungsverwahrung von gefähr­
lichen Tätern oder die Einweisung psY' 
chisch kranker Straftäter in geschlosse­
ne psychiatrische Kliniken. Diese Maß' 
nahmen begründen sich jedoch in der 
Sicherheit der Öffentlichkeit und nicht 
in der Sühne für eine Straftat. 
(Pressemitteilung der Bundestagsfraktion vofl 
Bündnis 90/Die Grünen, Bonn, 17.5.96)

dortbedingten Nachteile“ Deutsch' 
lands im weltweiten Wettbewerb au5' 
gleichen zu müssen. Die drei von dßr 
Bundesregierung am 11.1.1996 eing6' 
brachten Artikelgesetze sehen u.a. vor*
- Die Errichtung umweltbelastend^ 
Vorhaben ohne spezielle Genehmigung 
Umweltverträglichkeitsprüfungen wer' 
den weitgehend wegfallen.
- Eine Mißachtung des Rechts auf L6' 
ben und Gesundheit sowie des Gebot 
der Verfahrensfaimeß gegenüber de1* 
betroffenen Anwohnern z.B. von Ch6 
mieanlagen und Atomkraftwerk61 
durch die massive Bevorteilung von 
vestoren und Behörden im Verfahr6 
und vor Gericht, u.a. durch Wegfall d 
aufschiebenden Wirkung von Klagen^.,
- Eine Umfunktionierung der Geneb#1 
gungsbehörde zu einseitigen „Dienstl 
stem“ für Investoren, so daß sie il# 
Pflicht zum Schutz der Bevölkeruo- 
nicht mehr nachkommen können. (••<
- Neuartige Müllverbrennungsanlag
(deklariert als Forschungs- und 
Wicklungsanlagen) ohne spezielle 
nehmigung zu betreiben. (...)“ ( r
Unterzeichner: Bundesverband Bürgerin^., 
tiven Umweltschutz, BUND, CoordinatioO f 
gen Bayer-Gefahren. Dachverband Krit-isc* 
Aktionärinnen und Aktionäre, Naturscßa , 
bund Deutschland (NABU), Robin Wood. “ 
mitee für Grundrechte und Demokratie 
Protcstpostkartcn, Flugblatt u.a. Infos: BflJ; f 
NW. D. Wcilbrccht, Graf-Adolf-Str. 7-9, 
Ratingen. Tel. 02102-910020.



_ _________________ __ ____________________________Aktuelles aus Politik und Wirtschaft 3

■■

OTV-Tarifstreit: „Wir lassen uns nicht abkanthern!“
Die Zeit der Schlichtung will und muß die ÖTV zur Vorbereitung des Streiks nutzen

260.000 Beschäftigte nahmen in den letz­
ten zwei Wochen nach ÖTV-Angaben an 
den Warnstreiks im öffentlichen Dienst 
teil. Beschäftigte aus allen Bereichen 
beteiligten sich an den Streikkundge­
bungen. Auch nachdem die Verhand­
lungen für gescheitert erklärt, die 
Schlichtung angerufen war und somit 
Friedenspflicht herrschte, kam es wei­
terhin zu Arbeitsniederlegungen. In 
NRW legten 25.000 Beschäftigte aus Pro­
test gegen die provokative Arbeitge­
berofferte den Nahverkehr erneut für 
Stunden lahm. In Baden-Württemberg 
und Berlin demonstrierten Müllarbei­
ter.

Nicht Nullrunde, Lohnsenkung!

Das tarifpolitische Ziel der öffentlichen 
Arbeitgeber beschränkt sich keines­
wegs auf die von ihnen propagierte Null­
runde. Ihr Angebot, bei einer Laufzeit 
von 20 Monaten für das erste Jahr eine 
Einmalzahlung im Volumen von 0,5% zu 
vereinbaren und für die restlichen acht 
Monate Löhne und Gehälter um 1% zu 
erhöhen, wollen sie durch Abbau ande­
rer Tarifleistungen derart kompensie­
ren, daß die Einkommen der Beschäf­
tigten unter dem Strich zwischen 10 und 
15% gekürzt würden. So sollen u.a.:
• die 1985 als Arbeitszeitverkürzung 
Vereinbarten 2 freien Tage im Jahr ge­
strichen werden;
• das Weihnachtsgeld soll bis 1999 auf

Bericht von den Tarifver­
handlungen am 22./23. Mai
Am 22.5. begannen die Verhandlungen 
mit einer 30minütigen Sondierung, in 
der die Arbeitgeber sich wegen öffent­
licher Äußerungen der Verhandlungs­
führer genötigt sahen „klarzustellen“, 
daß es unter ihnen nur „Mißverständ­
nisse“, aber keine Meinungsverschie­
denheiten gäbe. Trotzdem blieb es bei 
ständiger Verzögerung der Termine wg. 
„internen Abstimmungsbedarfs“ im 
Arbeitgeberlager. Sie erklärten dann, 
daß sie bei ihrem Katalog zum Abbau 
tariflicher Leistungen blieben.

In der 2. Sondierung konnten sie sich 
ein Angebot „über der Null-Linie“ vor­
stellen, wenn die ÖTV ihre Katalogfor­
derungen akzeptiere, die sie gebets­
mühlenartig wiederholten, dabei aller­
dings soviele sachliche Ungereimthei­
ten einbauten, daß sich eine paritäti­
sche Expertenrunde mit Einzelheiten 
befassen mußte.

Am Abend wurde die Große Tarif­
kommission über den bisherigen Ver­

dem Niveau von ‘93 eingefroren werden;
• die Bezahlung von Überstunden soll 
erschwert werden;
• die Ausbildungsvergütungen für in 
1996 und 1997 beginnenden Ausbil­
dungsverhältnisse sollen um 5% gekürzt 
werden (dafür machen die öffentlichen 
Arbeitgeber die vage Zusage, 5% mehr 
Ausbildungsplätze anzubieten).
Anstatt die Osteinkommen (derzeit 84 
% des Westtarifs) dem Westniveau an­
zugleichen, wollen die Dienstherren mit 
dem niedrigeren Osttarif den Westtarif 
unter Druck bringen. Deshalb rückt die 
Frage des Osttarifs immer deutlicher 
ins Zentrum der tarifpolitischen Aus­
einandersetzung - nicht nur für die ost­
deutschen Beschäftigten.

Kanther versucht Einbruch bei 
der Lohnfortzahlung
Bestimmend für diese Tarifauseinan­
dersetzung ist der Versuch Kanthers, 
die Politik der Bundesregierung tarif­
politisch abzusichem. So verlangte er, 
daß für die Tarifbestimmungen, die die 
Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall 
regeln, gesonderte Kündigungsmoda­
litäten vereinbart werden, um nach Ver­
abschiedung des Entgeltfortzahlungs­
gesetzes die Verschlechterungen un­
mittelbar auf den Öffentlichen Dienst 
übertragen zu können.

Die Bundesregierung hat darauf spe­
kuliert, daß gerade die Beschäftigten 

handlungsstand informiert. Die Dis­
kussion ergab eine deutliche und er­
freulich einmütige Absage an jede 
Form von Lohnsenkung, Arbeitszeit­
verlängerung und Verschlechterung 
bei der Lohnfortzahlung im Krank­
heitsfall. Die Angleichung Ost wurde 
nicht mehr diskutiert als karitative So­
lidarität der West-Kollegen, sondern 
als politisch unverzichtbare Maßnah­
me gegen die Abbaubestrebungen der 
Arbeitgeber, die die Angleichung des 
Westens an den Osten fordern. Die po­
litische Bedeutung wurde noch klarer, 
als aus dem Bezirk Brandenburg be­
richtet wurde, daß das Land die 100 
Prozent nur für den Fall der Fusion ver­
sprochen hatte!

In der Nacht unterbreiteten die Ar­
beitgeber dann mündlich ein Angebot, 
das sie noch in derselben Nacht wegen 
Ablehnung der ÖTV wieder zurückzo­
gen: Eine minimale lineare Erhöhung 
ohne soziale Komponente und ohne 
Angleichung Ost und Forderungen aus 
ihrem Katalog, die materiell ein Minus 
von ca. 10 % gebracht hätten! 

des Öffentlichen Dienstes und ihre Ge­
werkschaften nicht die moralische 
Kraft aufbringen würden, dieser Bun­
desregierung die Stirn zu bieten. Sie hat 
darauf gesetzt, mit der Propaganda von 
leeren Haushaltskassen, von scheinbar 
sicheren Arbeitsplätzen und von Privi­
legien, die sie ihren Statthaltern ge­
währt, die im Öffentlichen Dienst Be­
schäftigen von den Beschäftigten der 
anderen Branchen zu isolieren.

Die Einbeziehung der Entgeltfortzah­
lungsproblematik in die Tarifauseinan­
dersetzung im Öffentlichen Dienst hat 
jedoch zu einer bisher nicht dagewese­
nen Solidarisierung der anderen DGB- 
Gewerkschaften mit der ÖTV geführt. 
Das geplante Einfallstor läuft Gefahr, 
zum Selbsttor zu werden. Peter Thelen 
kommentiert im Handelsblatt das 
Scheitern der Tarifverhandlungen: „Die 
Bundesregierung ist in der Gefahr, sich 
bei dem Großunternehmen zu verhe­
ben, das sie zur Sanierung der Staats­
ausgaben und der Haushalte der Sozi­
alversicherung in Angriff genommen 
hat. Und dies nicht deshalb, weil ihr 
Sparpaket, zu dem auch eine Nullrunde 
im Öffentlichen Dienst gehört, unver­
nünftig oder in der Substanz unakzep­
tabel wäre. Im Gegenteil. Das Problem 
der Bundesregierung ist einzig und al­
lein, daß sie sich vorgenommen hat, ihr 
Sparkonzept in einer offenen Konfron­
tation mit den Gewerkschaften durch­
zusetzen, die sie mit der Ankündigung

Am 23.5. erklärten die Arbeitgeber 
Verhandlungsbereitschaft in allen 
Punkten und unterbreiteten nach „in­
terner Abstimmung“ ihr „Angebot“ 
samt einer provokanten „Erklärung“ 
zu den leeren Kassen und den angeb­
lich sicheren Arbeitsplätzen im Öffent­
lichen Dienst. Beim Wort genommen, 
stellte sich natürlich heraus, daß sie 
nur innerhalb der von ihnen angenom­
menen Grenzen hin- und herschieben, 
aber in den grundsätzlichen Begehr­
lichkeiten keinen Milimeter rücken 
wollten. Innenminister Kanther erklär­
te dann für den Bund in ausdrücklicher 
Abgrenzung zu den beiden anderen 
Verhandlungsführem, die in Bonn be­
schlossene neue Politik der Deregulie­
rung und Flexibilisierung werde von 
ihm jedenfalls nicht bei erster Gele­
genheit über Bord geworfen, sondern 
muß in Tarifverträgen umgesetzt wer­
den.

Die Große Tarifkommission beschloß 
einstimmig das Scheitern der Ver­
handlungen und die Einleitung des 
Schlichtungsverfahrens. (brg) 

eingeleitet hat, die gesetzliche Lohn­
fortzahlung zu kürzen.“

Die Warnstreiks haben auch die so­
wieso vorhandenen Risse im Arbeitge­
berlager zwischen Bund, Länder und 
Gemeinden deutlicher werden lassen. 
Der Vorsitzende der Vereinigung der 
kommunalen Arbeitgeberverbände 
(VKA), der Kölner Oberstadtdirektor 
Lothar Ruschmeier (SPD) „beklagte, 
daß die Tarifverhandlungen durch die 
Bonner Konflikte um das Sparpaket be­
lastet würden. Die Kommunen sind mit 
der Linie von Bundesinnenminister 
Manfred Kanther (CDU) nicht einver­
standen, die von der Koalition be­
schlossene Senkung der Lohnfortzah­
lung im Krankheitsfall in die Tarifver­
handlungen einzubringen. Ruschmeier 
betonte, daß die geplante Kürzung der 
Lohnfortzahlung nicht ‘primäres The­
ma der kommunalen Arbeitgeber’ sei. 
Die Arbeitgeber im Öffentlichen Dienst 
seien nicht ‘Vollstrecker’ der Bonner 
Sparpläne“ (Handelsblatt, 21.5.1996)

Trotz dieser Entwicklung der Tarifau­
seinandersetzung besteht kein Grund, 
auf einen akzeptablen Schlichtungs­
spruch zu hoffen. 1992 hatten die öf­
fentlichen Arbeitgeber den Schlich­
tungsspruch abgelehnt und die ÖTV 
streikte für die tarifliche Vereinbarung 
des Schlichtungsergebnisses. Dies wird 
aller Voraussicht nach in diesem Jahr 
anders werden. Die ÖTV müßte gegen 
das Schlichtungsergebnis in den Streik.

Umso wichtiger ist es, die Zeit der 
Schlichtung intensiv zu nutzen und den 
inhaltlichen Einigungsprozeß voranzu­
treiben, damit die Streikziele klar um­
rissen sind. Die Diskussion spitzt sich 
darauf zu, keinerlei Verschlechterungen 
zuzulassen, insbesondere nicht bei der 
Entgeltfortzahlung, und einen klaren 
Zeitplan für die Angleichung der 
Osteinkommen zu vereinbaren. Da der 
Abschluß trotz Streik aber kaum Ein­
kommensverbesserungen bringen wird, 
die die erlittenen Reallohnverluste aus­
gleichen werden, ist auch eine verlän­
gerte Laufzeit nicht akzeptabel.

Am 11. Juni ist die Einigungsempfeh­
lung den Tarifvertragsparteien zuzu­
stellen. Am 14. Juni wäre die Friedens­
pflicht beendet, falls die Schlichtung 
nicht im beiderseitigen Einvernehmen 
um eine Woche verlängert wird. Dage­
gen sollten unbedingt Beschlüsse an 
Hauptvorstand und Tarifkommission 
gerichtet werden, da es der Demonstra­
tion gegen Sozialabbau am 15. Juni in 
Bonn sicher gut tun wird, wenn die ÖTV 
nicht mehr in der Friedenspflicht ist. In 
der letzten Juni-Woche wäre dann die 
Urabstimmung möglich, Strelkbcginn 
könnte am 1. Juli sein, (knr)
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Grüne gg. Nato- Wenn sie von Frieden reden, meinen 
Osterweiterung
Der „Länderrat“ von Bündnis 90IDie
Grünen lehnte am 11./12. Mai in Erfurt 
mehrheitlich die NATO-Osterweiterung 
ab. Hier Auszüge aus dem Beschluß:

sie Krieg! Dokumentiert: Der Aufruf des Bündnisses ge­
gen die NATO-Tagung am 3./4. Juni in Berlin

Das Ende der Blockkonfrontation bie­
tet die Chance, die früheren Ost-West- 
Beziehungen auf eine neue Grundlage 
der Kooperation und Partnerschaft zu 
stellen. (...) An die Stelle zweier Vertei­
digungsbündnisse kann eine neue ko- 
perative Sicherheitsarchitektur treten, 
die den Raum zwischen Vancouver und 
Wladiwostock umfaßt. Sie führt die In­
tegration der europäischen Staaten und 
das transatlantische Verhältnis fort und 
stiftet den Brückenschlag zu den mit­
tel- und osteuropäischen Staaten.

Insbesondere mittel- und osteuropäi­
sche Staaten artikulieren das Interesse, 
nach dem Herauslösen aus dem War­
schauer Vertrag und dem Rat für ge­
genseitige Wirtschaftshilfe in die Insti­
tutionen der „westlichen“ Politik aufge­
nommen zu werden. Dieser Wunsch ist 
verständlich und legitim und muß 
Berücksichtigung finden. (...) Die Ge­
fahren der NATO-Osterweiterung soll­
ten deshalb mit polnischen, tschechi­
schen, ungarischen u.a. Gesprächspart­
nern diskutiert werden. Ziel der Ge­
spräche muß das Konzept einer gesam­
teuropäischen Sicherheitsarchitektur 
sein. (...) Als entscheidender prakti­
scher Schritt (...) ist deshalb - nach ei­
ner Phase der engen Assoziierung - die 
schrittweise Aufnahme mittelosteu­
ropäischer Staaten in die Europäische 
Union anzustreben. (...)

Die OSZE als Regionalorganisation 
der Vereinten Nationen umfaßt als ein­
zige sicherheitspolitische Organisation 
alle Staaten Europas und der nordat­
lantischen Region. (...) Die weitere In­
stitutionalisierung und Verrechtlichung 
der OSZE und der Ausbau ihres Sicher­
heitsforums zum politischen Zentrum 
der gesamteuropäischen und transat­
lantischen Sicherheit, das auch Funk­
tionen eines Sicherheitsrates wahmeh- 
men kann, stehen auf der politischen 
Tagesordnung. (...)

Auf der NATO-Frühjahrstagung droht 
der Aufbau einer Blockade. So hat 
Frankreich vor kurzem einen Vorschlag 
zur Bildung eines europäischen Gene­
ralstabes im Rahmen der NATO und zur 
militärischen Kräfteprojektion durch 
eine europäische, multinationale Inter­
ventionstruppen in strategischen Re­
gionen mit Bodenschätzen wie Erdöl 
oder „ökologischen Reichtümern“ (wie 
Wasser) gemacht. Danach soll die 
NATO schrittweise zu einem Instru­
ment globaler Großmachtpolitik unge­
baut werden. Wesentliche Elemente 
dieser französischen Vorschläge sind 
nun in das Konzept der Bildung soge­
nannter „Combined Joint Task Forces“ 
eingegangen (...)

Am 3. und 4. Juni tagt im Hotel Inter- lieh und politisch stärksten Zentral­
conri in Berlin der Ministerrat der macht in Europa geworden. Ideologisch 
Außen- und Verteidigungsminister der begleitet durch die geschichtliche Revi- 
NATO-Staaten. Mit dem Zusammen­
bruch des Warschauer Pakts kann sich 
die NATO ganz auf Expansion und 
„Wohlstandsverteidigung“ vor der welt­
weiten Armut konzentrieren. Zentrales 
Thema der Tagung wird die geplante 
NATO-Osterweiterung und der Ausbau 
des sogenannten „Europäischen Vertei­
digungspfeilers“ sein. Gerade Deutsch­
land wird dabei versuchen, seine neue 
Rolle als Großmacht in Europa auszu­
bauen und auch innerhalb der NATO ab­
zusichern. Ihre Politik der „Wohlstands­
sicherung“ bedeutet für einen Großteil 
der Weltbevölkerung Hunger, Krank­
heit, Krieg und Tod. Daher wollen wir 
am 3. Juni unseren Widerstand gegen 
die NATO-Tagung auf die Straße tragen.

dierung der Verbrechen des deutschen 
Faschismus und seiner Wehrmacht rü­
stet sich die BRD wieder zu einer 
„Außenpolitik ohne Verkrampfungen“ 
(Bundespräsident Herzog). Als ober­
stes militärisches Ziel gilt es, „ die Auf­
rechterhaltung des freien Welthandels 
und den ungehinderten Zugang zu den 
Märkten und Rohstoffen in aller Welt“ 
(Verteidigungspolitische ’ Richtlinien 
des Bundeskriegsministeriums) abzusi- 
chem.

Volksgruppenpolitik

Bündnis 90/Die Grünenfordem die Bun­
desregierung deshalb auf:
-sich auf der NATO-Tagungin Berlin ge­
gen die geplante Schaffung der „Combi- 
ned Joint Task Forces“ (CJTF) (...) ein­
zusetzen.
- sich gegen die Ausweitung der NATO 
über ihre bisherigen Ostgrenzen hinaus 
clnzußctzen (...)
- die Integration der mittclosteuropäi- 
schen Staaten In die EU mit größtem 
Nachdruck zu betreiben....

ausdrücklich die Schaffung einer neu­
en europäischen Sicherheitsgemein- 
Kchnft auf Grundlage des Ausbaus der 
OSZE zu einem vorrangigen Ziel der 
deutschen Außenpolitik zu erklären 
und <inifipr(!chendc Initiativen zu er­
greifen.

Trotz formaler Unabhängigkeit sind die 
Staaten der ehemaligen Kolonien im 
Trikont bis heute von den NATO-Staa­
ten wirtschaftlich abhängig und auf 
Kredite der nordatlantischen Banken, 
vertreten durch den Internationalen 
Währungsfonds (IWF) und die Welt­
bank, angewiesen. (...) Die Auswirkun­
gen sind bekannt: Hunger, Krankheiten, 
Umweltkatastrophen und Kriege. Aus 
diesem Machtverhältnis resultiert der 
Wohlstand, dessen militärische Absi­
cherung sich die NATO-Staaten auf die- 
Fahne geschrieben haben und der hier 
mit rassistischer Asylgesetzgebung und 
Brandsätzen auf Flüchtlingsheime ver­
teidigt wird.

Organisierter Widerstand gegen diese 
Verhältnisse sieht sich mit der Macht­
maschinerie der NATO konfrontiert. In 
der Vergangenheit kam es insbesonde­
re im Trikont immer dort zu Interven­
tionen, wo sich demokratische Struktu­
ren herausbildeten und sich einzelne 
Staaten aus der wirtschaftlichen Um­
klammerung der Metropolenstaaten zu 
lösen versuchten. So unterstützten die 

’ NATO-Staaten lange Zeit die Regime in 
El Salvador, Chile, Argentinien und Tai­
wan oder die Diktatur der Apartheid in 
Südafrika. Der zweite Golfkrieg 1991 
wurde zum Testfall für die Politik der 
nordatlantischen Staaten: Um sich den 
ungehinderten Zugriff auf das Öl der ku­
weitischen Diktatur zu sichern, führten 
die USA und ihre nordatlantischen Ver­
bündeten einen Krieg gegen die iraki­
sche Zivilbevölkerung.

Mit Öffnung der osteuropäischen Märk­
te war das deutsche Kapital vor allem in 
Polen und Tschechien eines der ersten, 
das zugriff. Flankiert wird die Ostex­
pansion von einer aggressiven Volks­
gruppenpolitik. Wiederholt hat Außen­
minister Kinkel die völkerrechtliche 
Verbindlichkeit des Potsdamer Abkom­
mens angezweifelt, die die Umsiedlung 
der Deutschen aus Polen, Tschechoslo­
wakei und Ungarn vorsah. Das Ziel ist, 
den „Raub an deutschem Eigentum“ 
(Vertriebenen-Rmktionär und CDU- 
Politiker Hupka) rückgängig zu ma­
chen.

Deutschland marschiert wieder

die nachweislich im Vernichtungskrieg 
gegen die Kurdinnen eingesetzt wer­
den, sowie die Ausbildung türkischer 
Terrorkommandos durch den Bundes­
grenzschutz sind Bestandteil dieser 
Partnerschaft. Auch innenpolitisch 
geht die BRD gegen die derzeit „größte 
Gefährdung der innem Sicherheit“ (Ex- 
General Schönbohm, Berliner Innense­
nator) vor. Der Grund ist: 500.000 Kurd­
innen allein in der BRD sind ein gesell­
schaftlicher Faktor. Ihre Massenaktio­
nen heben die Trennung auf zwischen 
einem Befreiungskampf fern der eu­
ropäischen Metropolen und dem politi­
schen Alltagsgeschäft in Deutschland. 
Seit November 1993 wird die kurdische 
Bewegung in der BRD mit einem um­
fassenden Organisationsverbot ange­
griffen, Inforpiationsveranstaltungeu 
werden verboten und aufgelöst, hun­
derte von angeblichen PKK-Aktivisten 
mit Verfahren überschüttet und abge­
schoben, und unter dem Vorwand des 
Zeigens verbotener Symbole ganze De­
monstrationen mit Brachialgewalt an­
gegriffen und zerschlagen. Als im Juni 
1994 der 16-jährige Kurde Halim Denef 
von deutschen Polizisten in Hannover 
erschossen wurde, titelte die türkische 
Regimegazette „Hürriyet“ mit „Bravo 
Deutschland“. Auch auf anderer Ebene 
bewährt sich die deutsch-türkische Re­
gierungsfreundschaft: Abgeurteilte
Kurdinnen sollen ihre Strafe nicht mehr 
in der BRD absitzen, sondern werden in 
die Türkei abgeschoben, wo sie Folter 
und Tod erwarten.‘Die CDU/CSU-Be- 
gründung für die faktische Wiederein­
führung der Todesstrafe: Dies habe ei­
nen größeren „Abschreckungseffekt“ 
zur Folge.
Weg mit dem Verbot der PKK und aller 
anderen kurdischen Organisationen!

Osterweiterung
Das einzige Gegengewicht bildeten bis 
1990 die realsozialistischen Staaten mit 
einem eigenen Wirtschafts- und Militär­
verbund (RGW und Warschauer Pakt). 
Mit dessen Zusammenbruch hat sich 
der Spielraum der NATO-Staaten er­
heblich erweitert. Nun sollen zumindest 
die meisten osteuropäischen Staaten 
NATO-Mitglieder werden. Ziel der 
NATO ist es, diesen Ländern das mi­
litärische Potential für eventuelle Aus­
bruchsversuche durch Integration zu 
nehmen. Als wirtschaftliche Entspre­
chung dient die Osterweiterung der EU. 
Gerichtet ist diese Politik vornehmlich 
gegen Rußland, das politisch und mi­
litärisch geschwächt werden soll.

„Wir Deutsche müssen wieder 
eine (Großmacht werden“
kündigte Bundeskanzler Adenauer 
«ehon 1051 al« das vorrangige Ziel deut­
licher Außenpolitik an. Mit der Annexi­
on der DDR ist die BRD zur wirtschaft-

Um die wirtschaftliche Expansion mi­
litärisch zu sichern, wird Deutschland 
die Osterweiterung der NATO bei der. 
Ministerratstagung forcieren. Daneben 
wird Deutschland den Ausbau der „eu­
ropäischen Verteidigungsidentität“ in­
nerhalb der NATO fordern, um „maß­
geblicher Ordnungsfaktor des Konti­
nents zu sein. Ohne eine solche Weiter­
entwicklung könnte Deutschland aus 
eigenen Sicherheitsinteressen versucht 
sein, die Stabilisierung des östlichen 
Europas allein und in der traditionellen 
Weise zu bewerkstelligen“, drohen die 
CDU-Strategen Schäuble/Lamers. ___

Auf dem Weg zur Kriegsfähigkeit wird öffentlichen Paraden und Gelöbnissen 
das Militär völlig umstrukturiert. Neben 
dem Wehrpflichtigenheer wird eine 
weltweit interventionsfähige Berufsar­
mee auftgebaut - die sog. Krisenreakti- 
onskräfte. Erste Feldversuche werden 
derzeit am Balkan unternommen. Auf 
eigene Nuklearwaffen wird zumindest 
vorerst noch verzichtet. Aber mit dem 
Bau des Atomreaktors Garching II wird 
die BRD die Kontrolle über atomwaf­
fenfähiges Plutonium haben und jeder­
zeit mit dem Eigenbau von Nuklearwaf­
fen drohen können. So bot die französi­
sche Regierung prompt an, Deutsch­
land unter das Dach einer „konzertier­
ten atomaren Abschreckung“ zu holen. 
Der außenpolitische Sprecher der 
CDU/CSU-Fraktion Karl Lamers for­
derte, das Angebot „positiv zu beant­
worten“.

Ruhe an der Heimatfront
Die Militarisierung wird auch auf in­
nenpolitischer Ebene vorbereitet. Die 
Militarisierung des Alltagslebens 
nimmt immer stärkere Ausmaße an, mit

wird die Bevölkerung an die Kriegspoli' 
tik gewöhnt. Antimilitaristische Grup­
pen werden verstärkt kriminalisiert. Mit 
der Einführung des „Ehrenschutzes für 
Soldaten“ soll künftig jeder Widerstand 
gegen den Kriegskurs zerschlagen wer­
den. (...) Die Orientierung der Bundes­
wehr an Traditionen der faschistischen ' 
Wehrmacht wird vehement verteidigt. 
Die „Wehnpacht hat im zweiten Welt­
krieg ehrenhaft gekämpft“, meint bei­
spielsweise Karl Lamers. Auch anson­
sten wird innenpolitisch aufgerüstet 
(...)

Auf zur Demonstration 
gegen die NATO-Tagung 
am Montag, den 3. Juni 1996, 
17 Uhr, Adenauerplatz, Berlin.

NATO-Achse BRD-Türkei

Während die NATO ihre Interventions­
politik mit Phrasen von „Humanität“ 
und „Demokratisierung“ zu verkaufen 
sucht, zeichnen die Zustände innerhalb 
ihrer Mitgliedsstaaten ein anderes Bild. 
So hat beispielsweise die BRD inner­
halb des Bündnisses eine Partnerschaft 
mit dem türkischen Staat - einem tra­
ditionellen Kompagnon deutscher 
Großmachtpolitik - übernommen. Der 
türkische Militärputsch von 1980 wurde 
von gleichzeitig »stattfindenden NATO- 
Manövern flankiert. Waffenlieferungen,

Zur Demonstration rufen auf;
ÄGIR AG Junge Genossinnen in und bei der 
PDS, AG Schöner Wohnen, Antifa-Jugend- 

. front, Anti-NATO-Gruppe, Antifaschistische 
Aktion Berlin (organisiert in der AA/BO). An- 
tirepressionsbüro, ASTA FU, Bündnis 90/Die 
Grünen Landesverband, DKP Berlin, FARA 
(organisiert in der AA/BO), Hummel-Antifa. 
Jungdemokratlnnen/Junge Linke, Jugend-AB' 
tifa Friedrichshain, Kampagne gegen Wehr 
pflicht, Zwangsdienstc und Militär, Kommuni' 
stische Plattform der PDS, No es faclt e.V, ÖKo* 
11, RAI (organisiert in der AA/BO), Redaktion 
vier, Rote Söckchen, RUFF.

(Aus Platzgründen ivurde der Anfrtl 
von der Redaktion an den mit (...) Sc' 
kennzeichneten Stellen gekürzt)
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„US-amerikanische Wirtschaftspolitik in
Afrika“

♦

Bericht an den Kongreß. Die Armut des Kontinents schützt nicht 
vor der Ausplünderung des Mehrprodukts

Die Interessen der Imperialisten in der 
sogen. Dritten Welt haben sich wenig 
geändert; aber sie sind nach wie vor ak­
tuell und werden von Zeit zu Zeit an den 
neueren Sprachgebrauch angepaßt, da­
mit es auch nicht zu sehr avffällt. Den­
noch ist klar, daß ökonomischer Profit, 
nationale Priorität und - wo notwendig 
- klare machtpolitische Durchsetzung 
immer noch die tragenden Prinzipien 
der amerikanischen Interessenspolitik 
bestimmen.

Eine moderate Handels- und Entwick­
lungspolitik wird im letzten Bericht vor 
dem US-Kongreß dokumentiert, der am 
1.2.96 vorgelegt worden war. Die ersten 
Reaktionen vom Kongreß und von 
NGO-Gruppen zeigen, daß hiermit im 
wesentlichen eine Zusammenfassung 
der bisherigen politischen Programme 
vorgelegt wurde, verbunden mit einer 
unkritischen Übernahme von fragwür­
digen strukturellen Einstellungen. Da­
mit wurden erneut die kritischen Punk­
te in der Schuldenfrage Afrikas umgan­
gen.

In dem vorgelegten Bericht wird dar­
gestellt, wie die USA ihre Politik ge­
genüber den 48 afrikanischen Staaten 
südlich der Sahara fortsetzen wollen. 
Die zunehmenden Wachstumsraten, so 
heißt es dort, würden nicht allein die Re­
gion in politischer und finanzieller Hin­
sicht stabilisieren, sondern auch die 
Möglichkeiten der US-Geschäftswelt 
und ihrer Investoren erweitern und da­
mit mehr Arbeitsplätze in den USA- 
bringen. Um die Möglichkeiten für Part­
nerschaften zu vergrößern, und zwar so­
wohl für die afrikanischen Projekte als 
auch für die us-amerikanischen Inter­
essen, entwickelt diese Politik ein Sze­
nario, welches eine »freundliche' Umge­
bung für die Förderung des Handels, der 
Investitionen und anhaltende Entwick­
lung schaffen soll. Um den vielfältigen 
Herausforderungen für die afrikanische

Kommunistische Partei Tschechiens und Mährens 
(KPTschM) vor Parlamentswahlen

In Prag hat die 3. Sitzung des ZK der 
KPTschM stattgefunden - die Sitzung 
war um so wichtiger, als sie die letzte 
vor den Parlamentswahlen war, die in 
der Tschechischen Republik Anfang 
Juni stattfinden. Der KPTschM-Vor- 
sitzende Miroslav Grebenicek gab auf 
der Sitzung an, daß die KPTschM min­
destens wieder die stärkste Oppositi­
onspartei werden will. Ihre Hauptziele 
für die Parlamentswahlen sind: „das 
Gleichgewicht der politischen Kräfte 
in der CR zu erreichen und die Bedin­
gungen für die Veränderung der Innen- 
und Außenpolitik zu schaffen. Das soll­
te durch die Gewinnung von etwa 20 % 
der Stimmen ermöglicht werden (letz­
te Meinungsumfragen zeigen aber nur 
etwa 10 % für die KPTschM). Grebeni­
cek hat sich in diesem Zusammenhang 
kritisch über die Wahlkampagne seiner 
Partei geäußert, die „ungenügend die 
veränderte Interessen-, Sozial- und In­
haberstruktur und die regionalen Un­
terschiede respektiert...“

An der KPTschM-Kundgebung in 
Prag haben am 1. Mai etwa 25 000 (!) 
Menschen teilgenommen, was zu häß­
lichen und erregten Reaktionen der 
rechtsorientierten Medien (aber auch 
mancher sozialdemokratischer Politi­

Entwicklung zu begegnen, eröffnet die 
Politik in diesem Bericht fünf Zielvor- 
stellungen: - die Liberalisierung des 
Handels und seine Erweiterung; - Libe­
ralisierung der Investitionen; - Ent­
wicklung des privaten Sektors; - Aus­
bau der Infrastrukturmaßnahmen; - 
ökonomische und gesetzliche Anpas­
sungsmaßnahmen;

Der Bericht gibt eine Zusammenfas­
sung dieser Vorstellungen und rich­
tungsweisende Ansätze. Daneben eröff­
net die Administration einen größeren 
Dialog mit interessierten Gruppierun­
gen in Afrika und den USA, um dadurch 
die zukünftige Rolle der USA in Afrika 
zu festigen. Um dies zu ermöglichen, ist 
eine abgestimmte Strategie zwischen 
der US-Administration, dem Kongreß 
und dem privaten Sektor erforderlich.1

Die USA erkennen - in dem o.g. Be­
richt - die Probleme, die es in Afrika 
gibt, um „Human“-und ökonomisches 
Kapital zu entwickeln. Die extremen 
Schuldenberge, die aufgrund der 
schlechten wirtschaftlichen Lage einge­
schränkten politischen Wahlmöglich­
keiten, die Armut und die anhaltende 
Arbeitslosigkeit, der von halb-staatli­
chen Unternehmen gebremste schwa­
che private Sektor, die Mißachtung der 
Umwelt und ein Fehlen demokratischer 
politischer Institutionen - all dies habe 
in der Vergangenheit afrikanisches 
Wachstum und-Entwicklung gehemmt. 
Es sei allerdings erkennbar, daß einige 
afrikanische Länder sich aus der stati­
schen politischen Situation der letzten 
drei Jahrzehnte verabschieden und eine 
demokratischen Prinzipien und ökono­
mischen Marktgesetzen verpflichtete 
Politik einleiten. Diese den demokrati­
schen und strukturellen Erfordernissen 
eher zugewandte Politik eröffne Raum 
für Optimismus über die Zukunft des 
Kontinents. Und damit den USA neue 
Möglichkeiten für die Verfolgung ihrer 
Ziele. Tatsächlich sei erkennbar, daß 

ker) geführt hat, die laut gerufen ha­
ben, daß „die Kommunisten wieder ihr 
Haupt erheben“. Der KPTschM-Vor- 
sitzende M. Grebenicek hat auf der 
Kundgebung u. a. scharf kritisiert, daß 
die tschechische Regierung sich dem 
deutschen Kapital unterwirft. Er sag­
te, daß „das größte Sicherheitsrisiko 
für die Tschechische Republik ihre ei­
gene Machtelite ist“. In diesem Zu­
sammenhang erwähnte er, daß die So- 
zialstruktur der transformierten 
tschechischen Gesellschaft die Ge­
stalt der „nachträglichen“ BRD-Sozi­
alstruktur bekommen kann, und dann 
werden sich - wie in jeder Halbkolonie 
- die Leitungszentren des Großkapi­
tals aus der CR ins Ausland verschie­
ben, und die politische Leitung wird ih­
nen folgen. Was die gemeinsame 
deutsch-tschechische Deklaration be­
trifft, sagte Grebenicek, daß die an die 
Adresse des deutschen Nachbarn ge­
richteten Schmeicheleien in vielem an 
das Verhalten der tschechoslowaki­
schen Regierung nach München 1938 
erinnern und daß es kein Zufall ist, daß 
gerade in diesem Monat die 
Bemühung der Tschechischen Repu­
blik forciert wird, in die NATO einge­
gliedert zu werden. (e./i., Pilsen)

Millionen Menschen leben, von ihrem Land vertrieben, in Flüchtlingslagern

afrikanische Länder zu erkennen begin­
nen, daß eine positive politische Umge­
bung für Investitionen und Wachstum 
erforderlich ist. Ein. kürzlich von der 
Weltbank erstellter Bericht zeige eine 
direkte Beziehungen zwischen den Län­
dern, die sich an eine Reform ihrer 
Strukturen gemacht haben, und denje­
nigen mit den größten ökonomischen 
Wachstumsraten. Ergänzend dazu zeigt 
der Bericht, daß bilaterale und multila­
terale Unterstützung hierfür wichtige 
Rahmenbedingungen schaffen können. 
Dies erlaube die notwendigen Refor­
men, um private Investitionen zu för­
dern. Zwischen 1990 und 1994 hatten die 
USA 13,5 Mrd. 
Dollar in afri­
kanische Län­
der investiert. 
Damit sind 
Handel und

-Entwicklung, 
Unterstüt­
zung für den 
privaten Sek­
tor, Ausbau 
der Infra­
struktur, öko­
nomische und 
administrati­
ve Reformen, 
Stärkung des 
demokrati­
schen Sektors ebenso gemeint wie tech­
nische Assistenz und Hungerhilfe. Hin­
zu kommt die Unterstützung von mul­
tilateralen Institutionen: Zwischen 
1993 und 1995 hat die Weltbank-Gruppe 
mehr als 3,7 Mrd. Dollar für Struk­
turanpassungen im privaten und zivilen 
Sektor investiert; der IMF hat weitere 9 
Mrd. Dollar bereitgestellt, und die Afri­
kanische Entwicklungsbank noch ein­
mal 13,6 Mrd. Dollar an afrikanische 
Länder gegeben. Allerdings sind die 
Fonds, die der amerikanischen Regie­
rung unterstehen, eingeschränkt wor­
den.2 Im politischen Ausschnitt dieses 
Berichts wird dann scheinheilig davon 
ausgegangen, daß die USA natürlich mit 
den Menschen in Afrika und ihren Re­
gierungen Zusammenarbeiten wollen, 
um Handel und Investitionen und öko­
nomisches Wachstum zu fördern. Dies 
würde aus gegenseitigem Nutzen erfor­
derlich sein: Auch die afrikanischen 
Länder erhalten dafür mehr Respekt 
und internationale Integration und 
könnten sich am Wachstum der betei­
ligten Länder „erfreuen“. „Eine höhere 
Lebensqualität ist das Ziel der unter­
stützenden Entwicklung. Demokratie, 
Menschenrechte, transparente und ver­
läßliche Regierungen, Investitionen in 
Menschen und Umwelt - dies sind die 
Grundlage für unterstützende Entwick­
lung. Die primäre Verantwortlichkeit 
bleibt den Ländern vorbehalten, abe£ 
bi- und multilaterale internationale Ko­
operation ist für die Stärkung der na­
tionalen Anstrengungen erforderlich,“ 
so hatte sich die G-7 Gipfelkonferenz in 
Halifax im Juni 1995 vollmundig erklärt.

Tatsächlich machte diese Erklärung 
lediglich deutlich, daß die Verantwort­
lichkeit primär in den jeweiligen Län­
dern bleibt. Aber, so der Bericht aus 
Washington weiter, inzwischen haben 
sich verschiedene afrikanische Ländern 
an diese Maxime angenähert und kom­
men damit den US-amerikanischen In­
teressen entgegen. Ökonomische Ent­
wicklung würde damit heißen, den Han­
del mit den USA auszuweiten und da­
durch neue Jobs für die USA (ebenso 

wie für Afrika) zu schaffen. Mit dieser 
Methode könnten auch „Sicherheitsin­
teressen“ nachhaltig verfolgt werden, 
die wie folgt erwähnt werden: „Terroris­
mus, Flüchtlingsbewegungen, Drogen­
handel, Krise der Menschenrechte und 
Zerstörung der Umwelt.“ Schließlich 
wird der Bezug zu den erfolgreichen Ex­
perimenten in Südost- und Ostasien 
hergestellt; hier habe die Ausweitung 
des Handels die schnelle wirtschaftliche 
Expansion befördert. Was aber das 
Wichtigste insgesamt sei, so der Be­
richt: Diese Strategie erfordere keine 
weiteren Kosten. Damit werden dann 
folgende Ziele abgesteckt: - die Beteili­

gung an internationalen Bemühungen, 
diejenigen afrikanischen Ländern stär­
ker zu fördern, die sich an die o.g. Prin­
zipien halten; - die NGO- und Regie­
rungsorganisationen sollen stärker ge­
fördert werden; - der Aufbau von Infra­
strukturen für einen modernen Markt 
soll befördert werden; - das „Wirt­
schaftsklima“ für die wachstumsorien­
tierten Bereiche soll für den Export ver­
bessert werden, damit die US-Firmen 
als effektive wirtschaftliche Partner ein­
steigen können; - die Handelsbeschrän­
kungen sollen fallen, damit die afrikani­
sche Wirtschaft besser an dem Welt­
handel beteiligen kann; - die Beratung 
für den US-Export und dergleichen In­
vestitionen nach Afrika soll verstärkt 
werden; - die regionale Zusammenar­
beit in Afrika soll verbessert werden.

Soweit ein Bericht, der die Leitlinien 
der US-Politik Richtung Afrika in den 
nächsten Jahren bestimmen wird. 
Nichts Neues also, wenn man sich die 
bisherigen „Erfolge“ der Politik in den 
Kontinenten anschaut (zu denen auch 
die Darstellung der Armutsrevolten als 
Ausdruck der Machtgier lokaler Für­
sten und ethnisch bestimmter Konflik­
te gehört, denen die objektiv interna­
tionale Dimension abgesprochen wird). 
Wichtig vermutlich dennoch, denn die 
ökonomischen Interessen imperialisti­
scher Ländern bilden immer noch einen 
zentralen Angelpunkt für weltweite Ar­
mut und Unterdrückung, auch wenn sie 
in eine gewendete Sprache gefaßt wer­
den. (mc)

(1) energischen Interventionen der USA in 
Angola, um die beiden kriegführenden Partei­
en endlich zusammenzubringen, damit die 
Rohstoffvorkommen wieder in Ruhe ausge­
beutet werden können - die angolanische Re­
gierung hat sich schon im voraus haushoch an 
die USA verschuldet, um den Krieg führen zu 
können - belegen den das vorrangige Interes­
sen, auch im Unterschied zu den europäischen 
Interessen.
(2) Es fragt sich nur, wo diese Milliardcnbcträ- 
ge - ca. 40 Mia Dollar - geblieben sind, Nach­
fragen bei Internationalen Banken konnten 
hier sicherlich einiges Fluchtkupltal zutage 
fördern...
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Strafanzeige gegen den Generalstabschef
der türkischen Armee Von 

Nora Mielke -

Am 15. Januar dieses Jahres waren im 
Kreis Güclükonak, Provinz Simak, elf 
Personen, darunter mehrere Dorfschüt­
zer, ermordet worden. Die Leichen von 
zehn der elf Ermordeten waren ver­
brannt und bis zur Unkenntlichkeit ver­
stümmelt. Sofort erklärte der General­
stab der türkischen Öffentlichkeit, die 
PKK sei für dieses Massaker verant­
wortlich und habe damit ihren Waffen- 

• Stillstand gebrochen. Die Militärs be­
schränkten sich nicht auf Presseer­
klärungen und -konferenzen,, sondern 
organisierten eine (fast) perfekte Öf­
fentlichkeitsarbeit: Zahlreiche in- und 
ausländische Redaktionen und Presse­
agenturen wurden einzeln telefonisch 
angerufen. Darüber hinaus luden Mi­
litärs die Pressevertreter ein, sie von 
Ankara aus an den Ort des Geschehens 
zu fliegen. Dort wiederholten dann Ar­
meeangehörige ihre Version des Ereig­
nisses: PKKler hätten einen Minibus 
mit zehn Bauern, einige davon Dorf­
schützer, und einem Fahrer angegriffen 
und alle Insassen ermordet. Obwohl die 
Militärs nicht zuließen, daß die Presse­
vertreter auch mit den Angehörigen der 
Ermordeten redeten und mehreren 
Dorfschützem, die Augenzeuge des Vor­
falls geworden waren, von Militärs ver­
wehrt wurde, mit den Journalisten zu 
sprechen, brachte die gesamte (eta­
blierte) türkische Presse von Hürriyet 
und Türkiye bis zur liberalen (kemali- 
stischen) Cumhuriyet und allen TV- 
Sendern am nächsten Tag die ge­
wünschten Schlagzeilen über das „ver­
abscheuungswürdige Massaker der 
PKK“.

PKK-Sprecher hingegen erklärten, 
bei dem Vorfall handele es sich um eine 
Provokation des Staates mit der Ab­
sicht, die PKK zur Aufgabe ihres einsei­
tigen Waffenstillstandes zu bringen und 
die Öffentlichkeit dahingehend zu ver­
wirren, daß der (einseitige) Waffenstill­
stand bereits außer Kraft sei.

Die prokurdische Zeitung Demokrasi 
wies darauf hin, daß die ermordeten 
Dorfbewohner einige Tage zuvor von 
Militärs festgenommen worden waren. 
Bewohner der Region hätten ausgesagt, 
daß das Massaker von Militärs verübt 
worden sei.

Kurze Zeit vor diesem Ereignis hatte 
die kurdische Presseagentur DEM Fo­
tos türkischer Soldaten veröffentlicht, 
die grinsend in Kopfgeldjägermanier 
abgeschnittene Köpfe getöteter Gueril­
las in den Händen schwenkten. Bei die­
sen Fotos, die in der Türkei von der Zei­
tung Demokrasi und im europäischen 
Ausland von verschiedenen Zeitungen 
abgebildet wurden, handelte es sich au­
genscheinlich um „Erinnerungsfotos 
von der Front“, die Soldaten gegensei­
tig aufgenonimen hatten. Die Veröffent­
lichung der Fotos hatte erneut eine Dis­
kussion über die Brutalisierung der Sol­
daten und über begangene Kriegsver­
brechen ausgelöst. Intercssanterwelse 
nahmen die Militärs, die den „Presse- 
außflug“ nach Güclükonak organisier­
ten, direkt auf diese Fotos Bezug. 
Während des Fluges erklärten sie den 
Journalisten; „Um den verfälschten 
Nachrichten und Fotos in der ausländi­
schen Presse über kopfabschncidende 
türkische Soldaten eine Antwort zu ge­
ben und noch einmal das wahre Gesicht 
der PKK zu zeigen“, hätten sie die aus- 
ländische Presse zu diesem Flug eilige- 
luden.

Beunruhigt durch die widersprüchli­
chen Meldungen* organisierte darauf­

hin die „gemeinsame Arbeitsgruppe für 
den Frieden“ Anfang Februar eine vier­
zigköpfige Delegation, an der Vertreter 
der Menschenrechtsvereine, Gewerk­
schafter, Intellektuelle, Künstler und 
Journalisten beteiligt waren (aus der 
BRD der Bundestagsabgeordnete der 
Grünen/Bündnis 90 Cem Özdemir), die 
vom 12. Februar an in Diyarbakir und 
vor Ort in Simak, Güclükonak usw. 
mehrere Tage lang eigene Untersu­
chungen durchführten und dabei so­
wohl mit offiziellen Vertretern und Mi­
litärs als auch mit den Angehörigen der 
Ermordeten und der Bevölkerung spra­
chen. Die Ergebnisse ihrer Ermittlun­
gen gaben sie in mehreren Erklärungen 
an die Presse. Als Konsequenz ihrer 
Nachforschungen stellten sie am 18.4. 
des Jahres - erstmalig in der Geschich­
te der Türkei - Strafanzeige gegen den 
türkischen Generalstabschef wegen 
Massenmords und Verletzung der Infor­
mationsfreiheit. Gemeinsam mit An­
gehörigen der Ermordeten übergaben 
sie die Strafanzeige der Staatsanwalt­
schaft in Istanbul. Wir dokumentieren 
Auszüge aus der Anzeige.

Noch ein ungesühn­
tes Massaker: Am 
11. Januar veröf­
fentlichte die briti­
sche Wochenzeitung 
„Independent“ die­
ses Foto. Es zeigt 
Mitglieder des türki­
schen „Bergkom­
mandos Hakkari“, 
die mit abgeschnit­
tenen Köpfen kurdi­
scher Guerilleros für 
private Fotos „po­
sieren“. In der lin­
ken Hand des Solda­
ten: Ein deutsches 
G-3-Gewehr.

Aus der Strafanzeige 

(...) Am 15‘. Januar ereignete sich im 
Kreis Güclükonak (Simak) zwischen 
den Dörfern Taskonak und Kocyurdu 
ein Massaker. Bei diesem Ereignis wur­
den elf Personen, darunter viele Dorf­
schützer, erschossen. Die Leichen von 
elf der Getöteten wurden gemeinsam 
mit dem Minibus, in dem sie sich befan­
den, verbrannt.

Die Generalstabsleitung hat eine aus­
gewählte Gruppe von Angehörigen der 
in- und ausländischen Presse mit dem 
Flugzeug nach Diyarbakir und von dort 
aus mit dem Hubschrauber an den Ort 
des Geschehens gebracht. Zeitungen 
und Fernsehsender meldeten anschlie­
ßend, gestützt auf die Aussagen der Of­
fiziellen, mit diesem Massaker habe die 
PKK ihren einseitig erklärten Waffen­
stillstand gebrochen. (...)

Als Ergebnis unserer Untersuchungen 
haben wir folgende Tatsachen festge­
stellt:

1. ) Bei den Ermordeten handelt es sich 
nicht - wie die Vertreter des General­
stabs behaupteten - um Dorfbewohner 
und Dorfschützer, die vom Dorf Tasko­
nak Ins Dorf Kocyurdu fuhren. Tasko­
nak ist nämlich ein völlig verlassenes 
Dorf. Genauer gesagt: Es gibt gar kein 
Dorf namens Taskonak. Das Dorf be­
steht überhaupt nur aus dem „Bataillon 
Tuskonak“

2. ) Sechs der Ermordeten waren zwi­
schen dem 10. und dem 12. Januar fest­

genommen worden und befanden sich 
bis zu dem Tag der Geschehnisse in 
Haft.'

3.) Die übrigen fünf Personen waren 
am Tag des Geschehnisses, dem 15. Ja­
nuar, von Soldaten aus ihren Häusern 
im Dorf Kocyurdu abgeholt und „zum 
Dienst“ gebracht worden, dies waren 
vier Dorfschützer und ein Minibus- 
Chauffeur.

(...)
5.) Die Leichen wurden in dem Mini­

bus alle in sitzender Position vorgefun­
den, wobei die Dorfschützer noch ihre 
Gewehre zwischen den Beinen hatten. 
Wenn der „als erstes getroffene Chauf­
feur (so die Verlautbarungen des Gene­
ralstabs, Anm. d. Übers.) noch die Zeit 
gefunden haben soll, die Tür zu öffnen 
und zu fliehen, ist es unvorstellbar, daß 
die sich in Todesangst befindlichen 
Dorfschützer völlig regungslos auf ihren 
Plätzen sitzen geblieben sind und wie 
die Lämmer auf ihren Tod gewartet ha­
ben. Die Aussagen verschiedener von 
uns befragter Zeugen ergänzen sich in 
der Bestätigung der Aussage, nach der 
die sechs Personen bereits zuvor und 

die vier Dorfschützer am Tag des Ereig­
nisses ebenfalls vorher in der Komman- 
datur in Taskonak getötet wurden und 
anschließend (tot) in den Minibus ge­
setzt und an den Sitzen festgebunden 
wurden.

(...)
7. ) Nach Aussagen des Generalstabs 

habe man das Ereignis durch Abhören 
des PKK-Sprechfunks erfahren und. 
dann eingegriffen. Der Ort, an dem sich 
der verbrannte Minibus befindet, liegt 
jedoch 2 km von der Bataillonskom- 
mandatur in Taskonak und etwa 4,5 km 
von der Militärstation in Kocyurdu ent­
fernt. So haben auch die Dorfbewohner 
die Schüsse gehört und sofort versucht, 
zum Ort des Geschehens zu gehen; 
ihrem Bericht nach war der Rauch des 
Minibusses vom Dorf aus sofort zu se­
hen. (...)

8. ) Die Dorfschützer des Dorfes 
Kocyurdu wollten sich sofort, nachdem 
sie die Schüsse vernommen hatten, zu 
dem nur wenige Kilometer entfernten 
Ort des Geschehens begeben. Sie wur­
den jedoch von den Militärs der Station 
am Dorfausgang daran gehindert.

9. ) An dem einen Ende des etwa 7 km 
langen Weges (zwischen Taskonak und 
Kocyurdu, Anm. d. Übers.) befindet sich 
das Bataillon, am anderen Ende die Mi­
litärstation. Der Weg liegt auf der einen 
Seite direkt am Tigris, auf der anderen 
Seite befinden sich steile Felsen, und auf 
der Anhöhe direkt gegenüber des Tat­
ortes befinden sich Stellungen von Dorf­
schützem. Es ist ausgeschlossen, daß 

die PKK m einer derart bewachten Ge­
gend einen Anschlag verübt und flieht.

10.) (...) während des Ereignisses for­
derten die zur Provinz Mardin gehören­
den Dorfschützer, die sich auf ihren Aus­
sichtsposten auf der gegenüberliegenen 
Anhöhe befanden und die Tat beobach­
tet hatten, per Sprechfunk xüe Erlaub­
nis zum Eingreifen. Sie wurden jedoch 
angewiesen, sich nicht einzumischen.

11;) Unsere Delegation hat festge- 
stellt, daß, nachdem die elf Personen er­
mordet worden waren, die Ausweise der 
meisten von ihnen von Militärs ihren Fa­
milien ausgehändigt wurden. Selbst 
wenn man davon ausgeht, daß die sechs 
Festgenommenen bei ihrer Freilassung 
ihre Ausweise auf der Bataillonsstation 
vergessen haben, wie kann es angehen, 
daß die Ausweise der vier Dorfschützer, 
die erst am Tag des Ereignisses „zum 
Dienst“ beordert worden waren, von 
Soldaten unverbrannt den Familien 
ausgehändigt wurden?

(...)
Als Resultat ist festzustellen, daß das 

Massaker von Güclükonak nicht von 
der PKK durchgeführt wurde. Aus den 
von uns durchgeführten Untersuchun­
gen und Nachforschungen hat sich viel­
mehr eindeutig herausgestellt, daß das 
Massaker seitens staatlicher Kräfte ver­
übt wurde.

Egal, bis zu welcher Instanz der Si­
cherheitskräfte es hinaufreicht, die Ver­
antwortlichen dieses Massakers müs­
sen gefunden und vor Gericht gestellt 
werden. Unsere Arbeitsgruppe wird 
dieses Ereignis weiterverfolgen, bis d# 
Wahrheit offenliegt, und wird - bis d# 
Schuldigen zu einer angemessene11 
Strafe verurteilt sind - die diensthabem 
den höheren Instanzen für dieses Ma*' 
saker zur Verantwortung ziehen

Im jetzigen Stadium hegt die Verant' 
wortung direkt bei der Leitung des Gß' 
neralstabs. Denn:

Die Durchführung dieses Massaker* 
erforderte eine große Organisation, da* 
her kann es sich nicht um die Tat eine* 
einzelnen oder einiger weniger Soldat«11 
handeln, denen die Nerven durchge' 
gangen sind. Sämtliche Sicherheit*' 
kräfte der Region füllten ihren Platz au*’ 
um das Komplott zu verwirklichen. (•••' 

Der Generalstab hat die Tat nicht nU* 
nicht aufgeklärt, sondern im GegentelJ 
mit Riesenschritten - gerade so, als WÜT' 
de ein bereits vorher gefällter Beschiß 
umgesetzt - Vertreter der- in- und au*', 

_ ländischen Presse mit Militärflugzeug 
-Hubschrauber und Jeeps an den 
des Geschehens befördert und erklär; 
das Massaker sei von der PKK durej1 
geführt worden. Diese der Wahrheit vo£ 
kommen widersprechenden, genau en 
gegengesetzten Erklärungen wurd« 
tagelang in den Fernsehkanälen u^, 
Schlagzeilen der Zeitungen als er* 
Nachricht verbreitet und fütterten s 
außer die Menschen in der Region, ü 
die Tatsachen selbst erlebten - 
nen Menschen wieder einmal 11 
falschen Informationen. Diese und ü 
dere Falschinformationen manipulieJ<e 
die Öffentlichkeit in der Weise, daß 
friedliche Lösung unmöglich erseh«11 
(...) .

Aufgrund dieser Straftaten erh«p p 
wii- Strafanzeige gegen die Gent-1” 
Stabsleitung. r
Hochachtungsvoll gez. Sanar Yurdm* 
pan, Münir Ceylan, Ercan Kanar. .p
(Die Schilderung der Vorgeschichte der 
anzelge wurde weitgehend der türkischen" 
chcnzeltung SÖZ entnommen.)
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unbekannte, jedoch große
M Zahl politischer und Kriegsge- 

L-J fangener ist in US-Gefängnissen 
inhaftiert: Gefangene aus den Wider­
standsbewegungen von Indianern, von 
Afro-Amerikanern, puertoricanische 
Kriegsgefangene, Gefangene aus anti­
imperialistischen Bewegungen... Viele 
sind seit Jahrzehnten in Haft, viele das 
Opfer unverhüllter Justizverbrechen. 
Zu ihnen gehört Mumia Abu-Jamal, der 
für die Wiederaufnahme seines Verfah­
rens kämpft und von einem erneuten 
Hinrichtungsbefehl bedroht ist; zu ih­
nen gehört Leonard Peltier, dessen Frei­
lassung kürzlich erneut abgelehnt wur­
de; zu ihnen gehört der ehemalige Black 
Panther Geronimo ji jaga, seit 1968 in­
haftiert, an dem die US-Justiz finstere 
Rache übt, indem sie erneut seine „vor­
zeitige“ Freilassung verweigerte. Wir 
dokumentieren dazu einen Artikel von 
Mumia Abu-Jamal.

Der frühere stellvertretende Verteidi­
gungsminister der Black Panther Party 
und politische Langzeitgefangene Ge­
ronimo ji jaga (ne pratt) wurde erneut 
von der Regierung Kaliforniens ange­
griffen. Durch eine wiederholte Ableh­
nung seiner vorzeitigen Entlassung.

Geronimo war, wie durch Dokumente 
zu belegen ist, eine Zielscheibe der infa­
men COINTELPRO-Operation (Be­
kämpfungsprogramm des Schwarzen 
und anderen Widerstandes in den USA), 
die vom FBI durchgeführt wurde. Ob­
wohl deren Unterlagen und Agenten sei­
ne absolute Unschuld bestätigen, wird 
er nunmehr seit einem Vierteljahrhun­
dert in Verliesen der Regierung gefan­
gengehalten. /

Seit Mitte - Ende der 60er Jahre be­
schnüffelte das FBI, angetrieben von 
den Behauptungen des späten J.E. 
Hoover über die Black-Panther-“Ge- 
fahr“ für die amerikanische Republik, 
die Absätze jedes Panthers, der einige 
Bedeutung hatte.

Geronimo war ein hochrangige Mit­
glied des Verteidigungsministeriums, 
war bedeutender, als die meisten ande­
re. Deswegen wurden seine Telefone an-« 
gezapft, und bezahlte Regierungsinfor­
manten gaben Berichte über seine 
Handlungen ab.

Regierungsoffizielle schworen, daß 
Geronimo und ein anderer Mann 1968 in

j .

Vorzeitige Entlassung für 
Geronimo* verweigert - 
Schon wieder! Mumia Abu-Jamal 

%

Santa Monica eine weiße Lehrerin er­
mordet hätten.

Da gab es nur ein Problem.
Das FBI wußte, basierend auf Ab­

hörungen, Agenten und Informanten, 
daß sich Geronimo am Tage und zur Zeit 
des Mordes in Oakland, Califomien be­
fand, einige 300 Meilen entfernt von der 
Szene des Mordes, und daß er deshalb 
unschuldig ist.

Der pensionierte FBI-Agent Wes 
Swearington schwor, daß er den FBI- 
Fall-Beamten von Geronimo sagen hör­
te: „Dieser Hurensohn war in Oakland!“

Als Swearington nach den Unterlagen 
suchte, fand er etwas, das er in seiner 
25jährigen Laufbahn noch nie gesehen 
hatte: fehlende Unterlagen! Jemand 
hatte die Unterlagen „gesäubert“.

Eine von Geronimos Jurorinnen, Je- 
arme Hamilton, sprach auf bewegende 
Weise von der Wichtigkeit der Rolle der 
Regierung bezüglich der Weichenstel­
lung für den Mann, den sie lebensläng­
lich ins Gefängnis schickte:

„Niemals sprachen wir in unseren Dis­
kussionen jemals über das FBI. Wir hat­
ten keine Ahnung, daß es darin ver-.

wickelt war ... Die Jury wurde niemals 
darüber informiert, daß Mr. Olsen (der 
Ehemann des Opfers) zuvor drei ande­
re Personen identifiziert hatte (aus ei­
ner Anzahl von Verdächtigen). Die Jury 
wurde nicht darüber informiert, daß das 
FBI ein COINTELPRO-Programm lau­
fen hatte und damit auf Mr. Pratt 
zwecks-„Neutralisierung“ zielte. Die

Jury wurde nicht darüber informiert, 
daß das FBI die Hauptquartiere der 
Black Panther in Oakland und Los An­
geles abgehört und den Beweis doku­
mentiert hatte, daß Mr. Pratt zu dieser 
Zeit in- Oakland war. Die Jury wurde 
nicht darüber informiert, daß die FBI- 
Aktivitäten einen Bruch in der Black 
Panther Party bewirkt hatten, der dar­
in resultierte, daß es Mitgliedern verbo­
ten war, zu Mr. Pratts Verteidigung zu 
erscheinen. Und schließlich wurde die 
Jury nicht darüber informiert, daß Juli­
us Butler) der Schlüsselzeuge des Staa­
tes gegen Geronimo) ein FBI-Informant 
war. Wenn wir von diesen Fakten gewußt 
hätten, da gibt es keinen Zweifel in mir, 
wären wir nicht zu einem Schuldspruch 
gekommen.“ (So gesagt auf einer Pres­
sekonferenz am 26.2.1996) 

Der Staat, sich wie eine Super-Jury 
verhaltend, tut etwas, was eine Jury in 
erster Linie nie hätte tun dürfen - einen 
unschuldigen Mann lebenslang einsper­
ren. Wir alle müssen das unserem Level 
entsprechende Beste tun, um diese rie­
sige Ungerechtigkeit zu berichtigen: 
Laßt uns daran arbeiten, die Bewegung

zu verbreitern - FREIHEIT FÜR GE­
RONIMO JETZT!

Mumia Abu-Jamal, 20.3.1996 
* Geronimo ji jaga wartet gegenwärtig auf eine 
neue Anhörung vor dem Obersten Gerichtshof 
Califomiens bezüglich der Aufnahme eines 
neuen Verfahrens.
(Den Artikel übersetzts das Unterstützungs­
komitee Mumia Abu-Jamal, c/o Infoladen, Wer­
derstr. 8,65195 Wiesbaden)

1966 gegründet als revolutionäre Partei von 
Schwarzen in den USA gegründet, wurde die Black 
Panther Party Ziel einer der größten Polizei- und 
Justizkampagnen in den USA. 1968/69 wurden 28 
Mitglieder der Black Panther von der Polizei er­
schossen, unzählige in regelrechten Schaupro­
zessen unter fadenscheinigsten Vorwürfen zu 
langjährigen Gefängnisstrafen verurteilt

Argentinien: Aufschwung läßt auf sich warten
Sinkende Löhne, zunehmende Arbeitslosigkeit und Armut Von Dafne Sabanes Plou

Buenos Aires, alai-POONAL - Seit 
April 1991 herrscht in Argentinien der 
Konvertibilitäts- und Stabilitätsplan. 
Zum fünften Geburtstag gab es eine De­
flationsrate von 1,5 Prozent. Das freut 
jedoch weder die Regierung noch die 
Ökonominnen. Denn die Deflation geht 
Hand in Hand mit einer Arbeitslosig­
keit, die sich nahe 20 Prozent befindet. 
35 000 kleine Geschäfte im ganzen Land 
mußten schließen, die Konkurse bei Un­
ternehmen und in der Industrie er­
reichten Rekordziffem, der Güterkon­
sum ist besorgniserregend zurück ge­
gangen. Die Zahl der offenen Stellen ist 
um 37 Prozent geschrumpft. Das Jahr 
1995 war hart für die Argentinierinnen. 
Die Krise des mexikanischen Modells 
brachte den neoliberalen Wirtschafts­
plan, der von Präsident Carlos Menem 
und seinem Wirtschaftsminister Do­
mingo Cavallo aufrechterhalten wird, 
schwer ins Straucheln. Dieser Rück­
schlag diente nur dazu, zu zeigen, das 
ein Großteil des Kapitals, das die ar­
gentinische Börse als erfolgreichen Re­
flex des Plans erscheinen ließ, sich als 
„Schwalbenkapital“ erwies. Die Kapi­
taleigentümer zogen ihr Geld zurück, 
als sie unsicher wurden und die Mög­
lichkeiten eines saftigen Gewinns in­
nerhalb kurzer Zeit schwinden sahen.

Der füll der Börse und der Rückgang 
der Investitionen im Land ließen schnell 
eine Rezession mit negativem Wirt­
schaftswachstum und schweren sozia­
len Folgen deutlich werden, die bis da­

hin verdeckt war. Nach der Euphorie, 
die der drastische Rückgang der Infla­
tion bewirkte, die unter der Regierung 
von Raül Alfonsin mit 197 Prozent im 
Juli 1989 bis dahin ungekannte Höhen 
erreichte, nach der Konsumerhöhung 
dank folgender Preisstabilität und nach 
dem Kapitalzufluß für die Börse macht 
die rezessive Welle in der Volkswirt­
schaft jetzt nur eine Realität sichtbar, 
die das Land bereits wieder längere Zeit 
durchlebt. Zu der technologischen Um­
wandlung und dem geänderten Umfeld, 
denemsich die Unternehmen aus Han­
del und Industrie kurzfristig stellen 
mußten, kam die brutale Konkurrenz 
von Produkten aus dem Ausland, die vor 
allem im Textil- und Handarbeitsbe­
reich zu Dumpingpreisen angeboten 
wurden. Das führte zu verkleinerten 
Vorständen und geringeren Beschäftig­
tenzahlen. Auch die Überstunden, die in 
vielen Fällen die Löhne um 50 Prozent 
aufbesserten, fielen weg. In der Öffentli­
chenverwaltungen erreichten die Lohn­
einbußen je nach Stelle zwischen 15 und 
20 Prozent.

Die Arbeitslosigkeit, die sich seit Ende 
1994 verstärkt bemerkbar macht, der 
Lohnverfall und der Rückgang der ein­
heimischen Produktion - oft ist es für 
die Unternehmerinnen profitabler, Pro­
dukte zu importieren, als sie im eigenen 
Land herzustellen - zeigten eine Krise 
des Modells auf. Es wurde etwas mehr 
nötig als die monetaristischen Maßnah­
men, um den Untergang des Modells zu 

verhindern. Die angeführte Konvertibi­
lität, die auf einem Verhältnis von eins 
zu eins zwischen Dollar und argentini­
schem Peso beruht, reichte nicht mehr 
aus, um die Wirtschaft stabil zu halten. 
Die normalen Staatsausgaben und die 
Bezahlung der Auslandsschuld ver­
brauchten eine Menge Geld. Die öffent­
lichen Dienstleistungen v<ie Bildung, 
Gesundheit und Sicherheit sind heute 
heruntergekommen. Die Ergebnisse im 
Handelsverkehr sind ebensowenig be­
friedigend. In den ersten Monaten 1996 
hat sich ein Handelsdefizit von 365 Mil­
lionen Dollar angehäuft. Während die 
Exporte in den MERCOSUR und die 
Europäische Union gut laufen, ge­
schieht das nicht bei den Ländern des 
nordamerikanischen Freihandelsver­
trages. Von dort kommen aber 24 Pro­
zent der argentinischen Importe.

Eine Studie der privaten argentini­
schen Untemehmensuniversität zeigt 
durchschnittliche Lohneinbußen von 10 
Prozent für die Arbeiterinnen auf, seit 
die Konvertibilität gilt. Der Durch­
schnittslohn liegt bei 550 Dollar, und 
voraussichtlich wird er weiter sinken. In 
den Straßenumfragen ist die größte Sor­
ge der Argentinierinnen in den vergan­
genen Monaten ihre unsichere Arbeits­
platzsituation verbunden mit der 
Angst, die Stelle zu verlieren. Die hohe 
Prozentzahl qualifizierter Arbeitsloser 
drückt auf die Löhne. Dies bedeutet 
aber auch weniger Steuereinnahmen 
für den Staat. Die Steuerbehörde ver­

zeichnet in den letzten Monaten weni­
ger Zahlungen. Die Armut steigt. Inzwi­
schen leben 16 Prozent der argentini­
schen Haushalt in Armut. Wenn sich 
diese Zahl auch deutlich unter den 39 
Prozent Armut zu Zeiten der Hyperin­
flation befindet, so ist die Tendenz aber 
doch seit 1992 erneut negativ. Damals 
schien alles in der argentinischen Wirt­
schaft erfolgreich zu sein.

Einige Hoffnungszeichen für eine Wie­
derbelebung gibt es. Im Verwaltungs­
und Dienstleistungssektor werden 
jüngst verstärkt Stellen angeboten. In 
einigen wenigen Industriebereichen wie 
der Eisenindustrie, der Petrochemie 
und der Weiterverarbeitung von Le­
bensmitteln ist eine Aufwärtstendenz 
zu verzeichnen. Alle Unternehmen mit 
positiven Bilanzen verdanken dies ihrer 
gelungenen Anpassung an die Wirt­
schaftsumwandlung und der Eingliede­
rung in den Exportmarkt unter ent­
sprechenden Grundlagen. Dennoch: 
Als Präsident Menem seinen Fünfjah­
resplan vorlegte, um 1995 zum zweiten 
Mal gewählt zu werden, versprach er 
jährlich 350000 neue Arbeitsplätze. Vor 
der Walil 1989 gab er das Versprechen ei­
ner „Produktionsrevolution“. Dieses er­
ste Versprechen bleibt als schlechter 
Scherz in der Erinnerung. Und niemand 
scheint mehr an das zweite Versprechen 
zu glauben. Unterdessen sind zwei Mil­
lionen Arbeitslose in den Dörfern und 
Städten ohne Hoffnung.
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Demokratische Rechte für alle
Weg mit dem Vereinsverbot für Kurdinnen und Kurden

Stuttgart. Am Montag, 13. Mai, mor­
gens um sechs, ließ der baden-würt­
tembergische Innenminister Birzele 
dem Deutsch-Kurdischen Freund­
schaftsverein Stuttgart das Vereinsver­
bot zustellen. Die Vereinsräume wurden 
zugemauert, die Fenster verrammelt, 
alle Gegenstände im Verein beschla­
gnahmt. Gleichzeitig drangen Einsatz­
trupps mit teils schwer bewaffneten Be­
amten bei den kurdischen und deut­
schen Vorstandsmitgliedern und in wei­
tere Wohnungen ein. Wo niemand zu 
Hause war, kam die Feuerwehr. Be­
schlagnahmt wurden in den Wohnun­
gen u.a. Computer, Disketten, schriftli­
che Unterlagen, Zeitungen, Bücher, 
etwa 75 000 Mark. Dabei handelt es sich 
vor allem um Spenden für das Flücht­
lingslager Etrusch (Irakisch-Kurdi- 
stan), wohin im Frühjahr 1994 an die 
30 000 Menschen nach der Zerstörung 
ihrer Dörfer geflohen sind. Kurdische 
Familien berichteten, daß die Polizei bei 
den Durchsuchungen teilweise brutal 
vorging, die Menschen einschüchterte, 
Wohnungen durchwühlte, einem 
16jährigen die Pistole an die Schläfe 
drückte.

Am Mittwoch früh meldete die Platt­
form türkischer und kurdischer Vereine 
für den Samstag eine Protestaktion ge­
gen das Vereinsverbot in der Innenstadt 
an. Am Freitagmorgen verbot das Amt 
für öffentliche Ordnung die geplante 
Demonstration und Kundgebung und 
„etwaige Ersatzveranstaltungen“: 
„Falls die verbotene Veranstaltung 
trotzdem durchgeführt wird, müssen 
Sie mit der gesetzlich vorgeschriebenen 
Auflösung... durch polizeiliche Zwangs­
maßnahmen rechnen.“ Das Verbot wur­
de nachmittags vom Verwaltungsge­
richt Stuttgart und abends in zweiter 
und letzter Instanz vom Verwaltungs­
gerichtshof in Mannheim bestätigt. Die 
Plattform türkischer und kurdischer 
Vereine und die unterstützenden Grup­
pen sagten daraufhin die Demonstrati­
on ab. Sie teilten dem Amt für öffentli­

che Ordnung und der Polizei am Sams­
tagfrüh mit: „Unsere Sorge ist, daß wie 
bei früheren Anlässen in der Stadt Men­
schen mit südländischem Aussehen’ 
angehalten und festgenommen werden. 
Insbesondere fürchten wir, daß Men­
schen mit Transparenten, Flugblättern, 
Umhängeschildem festgehalten wer­
den. Eine Festnahme hat für die Betrof­
fenen weitreichende Folgen (Arbeits­
platz, Schule etc. bis hin zur Abschie­
bung). Wir wollen deshalb die Men­
schen auf dem Schloßplatz über die Ab­
sage der Veranstaltung informieren und 
sie auffordem heimzugehen ... (Nun) 
liegt es in der Verantwortung Ihres Am­
tes und der Polizei, dazu beizutragen, 
jegliche Auseinandersetzungen zu ver­
hindern. Außerdem haben wir Persön­
lichkeiten aus demokratischen Parteien 
und Gewerkschaften gebeten, als Be­
obachter in die Stadt zu kommen. Wir 
hoffen, daß dies dazu beiträgt, daß es 
nicht zu Eskalationen kommt und die 
Öffentlichkeit über die Vorgänge infor- 
miert ist. Abschließend möchten wir

darauf hinweisen, daß wir mit unserer 
Absage der Veranstaltung keineswegs 
der Verbotsbegründung zustimmen. 
Wir sind der Auffassung, daß es nicht 
Rechtens sein kann, demokratische 
Meinungsäußerungen (ein Grund­
recht) zu unterbinden, weil sie den 
(außen-) politischen Interessen der 
Bundesregierung widersprechen. Wir 
werden weiterhin für die Aufhebung des 
Vereinsverbots eintreten.“

Obwohl dann am Samstagmorgen vie­
le Leute durch die Straßensperren der 
Polizei abgehalten wurden, kamen Hun­
derte zum Schloßplatz. Unübersehbar 
war für die Öffentlichkeit die breite Ab­
lehnung des Vereins- und des Demon­
strationsverbots. Als Beobachterinnen 
und Beobachter waren Betriebsrätin­
nen und Vertrauensfrauen aus IG Metall 
und ÖTV und Mitglieder des Ortsver­
eins-, Bezirks- und Landesvorstands 
der IG Medien gekommen, außerdem 
waren da Mitglieder der WN, der Na­
turfreunde, des Feministischen Frauen­
gesundheitszentrums, des Ausländer-

Stoppt die Hetze gegen die Kurdinnen - Weg mit 
den Verboten!“ Dieses Transparent wurde am 
Samstagmittag auf dem Schloßplatz mit großem 
Beifall begrüßt - als die Polizei es abhängte, er­
tönten Buh-Rufe und Pfiffe.
Die „stummen“ (leeren) Transparente symbolisie­
ren, daß die Staatsorgane alle Äußerungen der 
Kurdinnen und Kurden unterdrücken wollen. Sechs 
türkische und fünf deutsche Vereine hatten für den 
18. Mai eine Protestaktion gegen das Verbot des 
Deutsch-Kurdischen Freundschaftsvereins Stutt­
gart durch Innenminister Birzele angemeldet. Am 
Tag vorher wurden die Demonstration und Kund­
gebung verboten, und ein massiver Polizeieinsatz 
mit Straßenkontrollen sollte jede Regung unter­
binden.

ausschusses, von türkischen Kulturver­
einen, der SPD, den Grünen, der DKB 
die PDS-Bundestagsabgeordneten 
Winfried Wolf aus Baden-Württemberg 
und Steffen Tippach aus Sachsen und 
weitere Teilnehmer einer Konferenz für 
Frieden und Abrüstung im DGB-Haus- 
Als das Transparent „Schluß mit der 
Hetze gegen Kurdinnen - Weg mit den 
Verboten“ von der Polizei entfernt wür­
de, riefen kurdische Jugendliche Paro­
len zur Unterstützung der Befreiungs­
bewegung. Sie zerstreuten sich nach der 
Aufforderung: „Liebe Freunde und 
Freundinnen, auch wir protestieren ge­
gen das Verbot des Vereins und dieser 
Demonstration. Wir werden alles tun, 
was wir tun können gegen die Verbote. 
Das war nicht unsere einzige Aktion. Wir 
werden noch viel tun. Deshalb lassen wir 
uns auf keine Provokation ein. Wir bit­
ten euch, auseinanderzugehen.“ Die Po­
lizei hatte schon begonnen, sich hinter 
den Jugendlichen zum Kessel zu for­
mieren, aber sie konnte nur noch Luft 
einkreisen. Daß aus Anlaß des Protestes 
gegen das Verbots des Deutsch-Kurdi­
schen Freundschaftsvereins niemand 
festgenommen wurde, ist vor allen den 
Kurdinnen und Kurden zu verdanken, 
die auf diese Provokation äußerst be­
sonnen reagiert haben. (Ulk)

Mahnwache am Landtag ge­
gen REP-Alterspräsident
Am 11. Juni wird der neugewählte ba­
den-württembergische Landtag eröff­
net. Unter den 14 REP-Abgeordneten 
ist das älteste Landtagsmitglied, das als 
Alterspräsident die Eröffnungsrede hal­
ten soll. Um dagegen zu protestieren, 
ruft die WN-BdA für den gleichen Tag 
ab 9.45 Uhr zu einer Mahnwache am 
Mahnmal für die Opfer des Faschismus 
in der Nähe des Landtags auf. Das Mot­
to: Keine Zusammenarbeit mit Brand­
stiftern! Die Abgeordneten des Land­
tags werden brieflich aufgefordert, an 
der Mahnwache teilzunehmen, anstatt 
der Rede des REPs zu lauschen.

Von dem ursprünglichen Vorhaben - 
am Vorabend der Landtagseröffnung 
eine Kundgebung auf dem Stuttgarter 

. Schloßplatz durchzuführen - wurde ab­
gesehen, da auf den Aufruf der WN/BdA 
keine ausreichende Resonanz erfolgte. 
Beim letzten Vorbereitungstreffen ei­
nigten sich Vertreterinnen und Vertre­
ter der PDS, der Jusos und der Natur­
freunde auf das oben geschilderte Vor­
gehen.

Die Grünen hatten in einer Mitteilung 
Aktionen wegen „Hilflosigkeit“ abge­
lehnt und in Aussicht gestellt, daß sie im 
Herbst zu einem Ratschlag zum „Um­

gang mit Rechtsradikalen“ einladen. 
werden.

aus Kommunale Berichte Stuttgart

Proteste gegen 
Castortransport in Mannheim
Am Dienstag, dem 7. Mai, versammel' 
ten sich gegen 18 Uhr am Mannheimer 
Hauptbahnhof ca. 150 Atomgegner, um 
gegen den Transport des Castorbehäl­
ters, der um 15 Uhr über den Ludwigs' 
hafener Hauptbahnhof geleitet wurde, 
zu demonstrieren.

Bei der spontanen Kundgebung wur­
den Transparente gegen den Transport 
gezeigt sowie Flugblätter verteilt. R^ 
Spindler, Kreisvorstand der GRÜNEN 
Mannheim, forderte in seiner Rede die 
Oberbürgermeister von Mannheim und 
Ludwigshafen auf, Transporte diesßf 
Art, ähnlich wie ihre Heidelberger Kol' 
legin Beate Weber, durch ihre Städte zu 
verbieten. Die Demonstration verlagef' 
te sich in das Bahnhofsgebäude, wo dit? 
Beamten des BGS einen weiteren 
debeitrag zuließen. Danach formiert1' 
sich ein spontaner Demonstrationszüf 
zum Mannheimer Rosengarten, W° 
Spindler die Anwesenden auf die ab 20- 
Mai stattllndende Jahrestagung Kerfr 
technlk sowie auf die dazu paralell vcf'
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Hungerstreik gegen Isolationshaft
Ivan Jelinic kämpft um sein Leben
Hamburg. Seit seiner Verlegung in die 
JVA Straubingim Oktober 95 ist der Ge­
fangene Ivan Jelinic, seit Jahren schon 
unter Isolationshaftbedingungen inhaf­
tiert, in strengster Einzelhaft isoliert. Er 
befindet sich im Hochsicherheitstrakt; 
seine Zelle hat weder Lichtschalter 
noch Steckdose, so daß er sich nicht ein­
mal Tee kochen kann. Die Gegenstände 
in seiner Zelle, Tisch, Stuhl, Bett, sind 
in der Wand auf Metallträgem aufge­
hängt, der Schrank besteht aus fünf Be­
tonplatten in der Wand. Das ist alles. 
Seine Wände sind kahl, glatt und kalt. 
Vor dem Fenster befindet sich ein Drei­
fachgitter aus 5 mm Maschen, 5 cm 
Drahtnetz und Vierkantgitter. Einzel­
hofgang. Besuch nur mit Panzerglas­
scheibe. Kein Kirchgang. Totale Über­
wachung der Kommunikation mit der 
Außenwelt. So schilderte er Ende De­
zember seine Haftbedingungen.

Von Februar bis 20.3. verweigerte er 44 
Tage alle Nahrungsmittel außer Wasser 
und Brot, erreichte damit, zweimal pro

Im Bannkreis des Vereinsgesetzes
Rechtsstaatlichkeit in der BRD?

München. Am Samstag, den 3.5.96 fand 
in Landshut (Niederbayern) eine 
hauptsächlich von der AG International 
LA organisierte Kundgebung mit dem 
Thema „Was wissen Sie über die Frie­
densvorschläge der PKK?“ statt. Teil­
nehmerinnen der Podiumsdiskussion 
unter freiem Himmel waren Vertreter 
von örtlichen Organisationen und AGs, 
ein Kurde sowie ein türkischer Staats­
bürger und Vertreter der SPD und der 
Jusos. Da der Themenkomplex „Kurdi­
stan“ für die PDS Moosburg einen der 
Schwerpunkte ihrer Arbeit darstellt, er­
stellten sie ein Transparent mit der Auf­
schrift „Nein zum PKK-Verbot“. Schon 
vor Beginn der Kundgebung durch­
suchte ein Kriminalpolizist Infomate­
rialien, um die Kundgebung auflösen zu 
können. Da der Beamte scheinbar nicht 
fündig wurde, bemängelte er sofort 

Woche je 1 Stunde Tischtennis mit ei­
nem Mitgefangenen spielen und drei­
mal je 3 Stunden femsehen zu können. 
Das war alles. Er blieb im Trakt und vom 
Regelvollzug ausgeschlossen. Am 9. 
April nahm Ivan Jelinic einen Hunger­
streik auf, und Ende April kündigte er 
an, zum 1. Mai in den Durststreik zu tre­
ten, um endlich eine Änderung seiner 
Lage zu erreichen.

Er kam ins Haftkrankenhaus, wurde 
inzwischen jedoch in den Hochsicher­
heitstrakt zurückverlegt. Nach jüng­
sten Informationen will er den - lebens­
bedrohenden - Durststreik jetzt auf­
nehmen. „Mir bleibt... keine Alternati­
ve“, schrieb er an einen Freund. „Es muß 
einfach mal auf die HS-Trakte aufmerk­
sam gemacht werden. Die Werkzeuge 
müssen abgeschafft werden.“ Er 
braucht Unterstützung. Protestschrei­
ben an: JVA Straubing, Anstaltsleiter, 
Äußere Passauer Str. 90, 94315 Strau­
bing.

scc, nach „Angehörigen Info“ 181

nach dem Entrollen das Transparent 
und bezeichnete es als „PKK Werbung“ 
und forderte die PDS-Mitglieder auf, es 
einzurollen. Da die Forderung, das 
PKK-Verbot aufzuheben, keinesfalls il­
legal ist, wurde dem nicht nachgegan­
gen. Da die Argumentation der Polizei­
beamten nicht den gewünschten Erfolg 
brachte, bediente man sich nun einer 
härteren Gangart. Mit sehr aggressivem 
Ton forderte der Wortführer der Polizi­
sten uns auf, das Transparent einzurol­
len. Um den Ablauf der Veranstaltung 
nicht zu gefährden, wurde nun unter 
Protest das Transparent „zensiert“, in­
dem der PKK-Schriftzug mit einem 
Tuch überhängt wurde. Daraufhin zog 
sich die Polizie wieder in Seitenstraßen 
zurück. Die Kundgebung konnte ohne 
weitere Störungen der Polizei ablaufen. 

aus Münchener Lokalberichte

Aktion gegen Sparhaushalt
Breite Aktionseinheit gegen Frankfurter Magistrat
Frankfurt. Die Haushaltsvorlage des 
Magistrats sowie die schon vorher vor­
genommene Streichung städtischer 
Unterstützung für politisch unliebsame 
Selbsthilfegruppen führten am 9. Mai 
verschiedenste Gruppen und Organisa­
tionen an einen Tisch und gemeinsam 
auf die Straße.

Unter dem Einfluß des Bündnisses rie­
fen auch die örtliche ÖTV und der DGB 
ihre Mitglieder zur Demonstratzion auf. 
„Krach schlagen gegen das Streich­

konzert im Römer“, war die Devise von 
mehr als 1000 Menschen, die durch eine 
laute Kundgebung die Beschlußfassung 
im Rathaus für ca. zwei Stunden verzö­
gerten. Die Fraktion der GRÜNEN ver­
suchte, sich wieder als Opposition zu 
zeigen und stimmte gegen die vom grü­
nen Kämmerer ausgearbeitete Vorlage 
Die Forderung nach einem Zins- und 
Schuldenmöratorium gewinnt zuneh­
mend an Beliebtheit.

(udi)

Rufende Gegenveranstaltung hinwies. 
aus Kommunales Info Mannheim

Kundgebung gegen geplante 
Atomkraftwerk in Viereth
Schweinfurt. Am Sonntag, dem 5. Mai, 
gab es zum sechsten Mal eine Kundge­
bung gegen ein geplantes Kernkraft­
werk in Viereth. Aus Schweinfurt waren 
Wieder Leute von der B ABI, den Grünen 
Und vom ADFC dabei. Einige fuhren mit 
dem Auto oder der Bahn, doch die 
schönste Anfahrt hatten die Radler, die 
Um 10 Uhr am Stadtbahnhof starteten. 
Im Laufe des Nachmittags kamen ins­
gesamt 5 000 Menschen zusammen, um 
ihre Position gegen den Bau eines Kraft- 
Werks in Viereth darzustellen.

aus nachrichten & Standpunkte

Karlsruher Entscheidung
Zum Asylrecht:
München. In seiner Grundsatzentschei­
dung zum Asylrecht hat das Bundes­
verfassungsgericht (BVerfG) das Ge- 
f>amtkonstrukt weitgehend bestätigt, 
itn juristischen Detail jedoch auch 
bunktuelle kosmetische Liberalisierun­
gen der bestehenden Gesetze angefügt. 

Nach Auffassung des Bayerischen 
Flüchtlingsrates kam diese politische 
Entscheidung infolge eines starken po­
litischen Drucks auf die Karlsruher 
Richterinnen und Richter zustande, sie 
spiegelt die Einflußmöglichkeiten der 
konservativen Kräfte in unserer Gesell­
schaft wieder, die unvermindert die De­
montage des Grund- und Menschen­
rechts auf Asyl betreiben.

Damit hat das BVerfG dem politischen 
Pragmatismus der Stunde nachgege­
ben, es bezieht sich nicht mehr auf die 
historischen Fundamente und Grund­
werte des Asylrechts, in denen die Wür­
de des Menschen eine tragende Rolle 
spielt(e). Der aus den Erfahrungen mit 
der NS-Zeit geborene und von den Müt­
tern und Vätern unserer Verfassung ver­
briefte Schutz des Individuums ge­
genüber dem Staat ist umgekehrt wor­
den: Die Entscheidung schützt den 
Staat vor dem Individuum, dem politi­
schen Flüchtling.

Die Bestätigung der sogenannten 
„Drittstaatenregelung4*, die der in der 
Verhandlung gehörte Sachverständige 
Prof. Dr. Kälin als die restriktivste in 
Westeuropa bezeichnet, wiederspricht 
zumindest der Auffassung des Bundes­
tages, Drittstaaten ohne weitere Krite­
rien für sicher zu erklären. Das BVerfG 
hat nun den Begriff der „sicheren Viert­

staaten“ neu eingeführt, der Auswir­
kungen auf die Sicherheit der „Dritt­
staaten“ haben wird. Bekanntlich wur­
den vor einigen Tagen aus Polen 63 af­
ghanische Flüchtlinge nach Litauen 
zurückgeschoben, obwohl dort die Gen­
fer Flüchtlingskonvention nicht einge­
halten wird. Logischerweise ergibt sich 
durch den nicht sicheren Viertstaat Li­
tauen der nicht sichere Drittstaat Po­
len. Als fatale Konsequenz dieses Viert- 
staaten-Zusatzes ist demnach zu er­
warten, daß sich der Rechtsschutz für 
Flüchtlinge stufenweise von Deutsch­
land nach außen, von der Festung nach 
unten vermindern wird, wo er im Burg­
graben v.a. an den östlichen Rändern 
Europas zu verpuffen droht.

Kettenabschiebungen von Deutsch­
land bis zum Verfolgerland sind zu be­
fürchten.

In devoter Ergebenheit bescheinigt 
das BVerfG damit der Bundesregierung 
„Europafähigkeit“ und orientiert sich in 
vielen Teilen an einem europäischen 
Asylrecht von morgen, obwohl prakti­
sche Abstimmungen bisher ebenso feh­
len wie eine gesamteuropäische Eini­
gung auf einen Flüchtlingsbegriff.

Es gilt nun um so mehr, alle solidari­
schen Menschen in der Asylurbeit da­
hingehend zu ermutigen, mit dem un­
antastbaren Gut der Achtung der Men­

schenwürde und dem entschlossen Wil­
len zu Verteidigung des Flüchtlings- 
schutztes im Gepäck die an den eu­
ropäischen Außengrenzen abgeschobe­
ne Verantwortung nach entgegenge­
setzter Wegweisung Stufe für Stufe ein­
zuklagen und das Niveau des Schutzes 
zu heben
aus Münchener Lokalberichte, 
Presseerklärung des Bayerischen 
Flüchtlingsrates, gez. Michael Stenger, 
Sprecher

Polizei und Shell 
gemeinsam gegen Autofahrer
Köln. Bei zwei Blockaden - am 4.5. und
11.5. - der Shell-Tankstelle Bonner­
straße / Ecke Bonner Wall wegen der 
mörderischen Machenschaften des Öl- 
Konzerns in Nigeria wurde es offenkun­
dig: Der Shell-Konzern (vertreten durch 
den Gebietsleiter) und die Polizei übten 
nicht nur freundliche Zurückhaltung 
bis hin zur Unsichtbarkeit gegenüber 
den Demonstranten, sondern unter­
stützten diese aktiv, indem sie aufge­
brachte Autofahrer der Tankstelle ver­
wiesen. So blieb alles friedlich und die 
Tankstelle blockiert. Shell-Parole: Nur 
kein Aufsehen!

aus Lokalberichte Köln



Aus Ostdeutschland

Vom kreißenden Berg, der 
ein Mäuslein gebar...
Sachsens Polizeigesetz auf verfassungs­
richterlichen Prüfstand. Von Lothar Böhme

Das hiesige Landesverfassungsgericht 
hat dem Sächsischen Polizeigesetz die 
Flügel gestutzt. Mancher wird's mit 
Wohlwollen registriert haben, mancher 
- und wahrscheinlich die meisten - Bür­
ger im Freistaat hat erst durch den ver­
fassungsrechtlichen Flügelstutz mitbe­
kommen, was überhaupt so alles „drin 
ist“ im Polizeigesetz. Und das ist im 
Grunde genommen alles, was ein Er­
mittlungsbeamtenherz höher schlagen 
läßt: vom Großen Lauschangriff über 
verdeckte Ermittlung bis hin zur 14tä- 
gigen Vorbeugehaft.

Kenner der Szene haben schon lange 
vor der jüngsten Entscheidung mah­
nend den Zeigefinger gehoben: Sachsen 
katapultiere sich mit diesem Polizeige­
setz an die Spitze aller Bundesländer, 
wenn es darum geht, Leute hinter Git­
ter zu bringen.

Das mag überzogen klingen, denn bei 
aller berechtigten Kritik war der Frei­
staat noch lange kein Polizeistaat. Aber: 
Das in seiner jetzigen Abfassung bis 
Ende der Legislaturperiode gültige Po­
lizeigesetz (erst bis dahin soll es dem 
Verfassungsentscheid nach novelliert 
werden) ist ein in Gesetzesform gegos­
sener Versuch, Grundprinzipien des 
Rechtsstaates anzutasten. Dazu 
gehören pauschale Eingriffe in Persön­
lichkeitsrechte des einzelnen ebenso 
wie ein fast vollständiger Verzicht auf 
das Prinzip der Verhältnismäßigkeit der 
zum Einsatz kommenden Mittel.

Innenminister Hardrath befleißigte 
sich zwar umgehend zu beteuern, das 
Gesetz sei ja noch gar nicht angewendet 
worden. Das allerdings taugt nicht nur 
nicht zur Beschwichtigung, sondern 
legt zudem ministerielle Gedächtnis­
lücken offen. Im August vergangenen 
Jahres beispielsweise wurden bei einer 
Polizeiaktion gegen vermutliche 
Rechtsradikale in Frankenberg Dut­
zende Personen bis zu zehn Tagen in 
Vorbeugegewahrsam genommen, um 
deren Identität festzustellen. Und 
schließlich war es Hardraths Amtsvor­
gänger Heinz Eggert (CDU), der seiner­
zeit nachweislich mindestens vier Poli­
zeipräsidien in Sachsen angewiesen 
hatte, Hotelmeldescheine planmäßig zu 
überprüfen.

Mit Tatverdächtigen-Ermittlung hat 
das nur bedingt zu tun, wohl aber mit 
einem gefährlichen, weil keineswegs 
verfassungskonformen Hang zu 
flächendeckender Ermittlung auch ge­
gen unbescholtene Bürger.

Bedenken dagegen wischt Eggert mit 
der Bemerkung vom Tisch, daß andere 
Bundesländer sich längst schon Sach­
sens Polizeigesetz zum Vorbild genom­
men hätten, wenn sie denn über ähnli­
che parlamentarische Machtkonstella­
tionen verfügen würden wie eben in 
Sachsen.

Und in der Tat: Wohl nur im CDU-al- 
leinregierten Sachsen konnte es mög­
lich sein, sich wider alle mahnenden 
Stimmen - auch aus den eigenen Reihen 
- Teile aus bayrischen und baden-würt­
tembergischen Polizeigesetzen heraus- 
zuMchnippeln und zu einem gefährli­
chen „sächsischen Polizei-Mix'1 zusam- 
mcnzuwurfcln.

Kani denn den Gcsctzesmachern 
nicht mol im Ansatz die Idee, daß das, 
was du und dort in seinen Einzelteilen 
per jeweiliger Landesverfassung ge­
deckt scheint, hierzulande in erzwunge­

ner Kombination nicht a priori verfas­
sungskonform sein muß?

Dagegen drängt sich der Eindruck auf, 
daß in Sachsen mit der Abfassung des 
Polizeigesetzes ein Paket bewußt so 
überfrachtet und zusammengezurrt 
wurde, um zu testen, wie weit die Poli­
tik in diesem ohnehin sensiblen Bereich 
belastbar ist. Die Quittung, jedenfalls 
eine kleine, wurde jetzt vom Landesver­
fassungsgericht präsentiert.

Sicher eine Genugtuung für die parla­
mentarische Opposition. Zumdest aber 
für jene 41 Abgeordnete von SPD und 
(in der 1. Legislaturperiode noch par- 
lamentspräsent) Bündnis 90/DIE GRÜ­
NEN, die die Verfassungsklage seiner­
zeit auf den Weg gebracht hatten. Ihren 
Intentionen dürfte es auch entspre­
chen, wenn nunmehr festgeschrieben 
wurde, daß der Innenminister jährlich 
vor dem Landesparlament einen Be­
richt über alle verdeckt geführten Über­
wachungsaktionen vorlegen muß. Zu­
dem muß er resp. sein Stellvertreter 
künftig persönlich jeden Einsatz eines 
verdeckten Ermittlers persönlich ab­
segnen.

Das findet auch die Zustimmung der 
PDS-Fraktion im Landtag. Nur: Ihre 
Forderungen gehen wesentlich weiter. 
„Politisch kann ein Gesetz, das in Teilen 
als nicht verfassungskonform angese­
hen wird, nur als in Gänze verfassungs­
widrig angesehen werden.“ So jedenfalls 
MdL Klaus Bartl als Reaktion auf den 
Entscheid der Leipziger Verfassungs­
richter.

Gewiß war sein Unmut auch darauf 
zurückzuführen, daß etliche Bestim­
mungen der Männer in den grünen Ro­
ben die Vermutung nähren, ein gehöri­
ges Stück an der Wirklichkeit vorbeige­
zielt zu haben. Gut und richtig, wenn 
festgelegt wird, daß heimliche Ermitt­
lungsmethoden nur dann zur Anwen­
dungkommen dürfen, „wenn Leben, Ge­
sundheit sowie Freiheit von Personen 
bedroht“ seien. Nur, wer entscheidet 
letztlich vor Ort darüber? Oder: Der 
Lauschangriff z.B. auf eine Wohnung soll 
nach verfassungsrichterlichem Ent­
scheid nur dann statthaft sein, „wenn 
unmittelbar bevorstehende Straftaten“ 
zur Debatte stehen. Welcher Kripo-Be­
amte aber weiß das schon vor der „Wan- 
zen“-Installation?

Festzustehen scheint, daß die nun ver­
fassungsrechtlich vorgeschriebene No­
vellierung zwar zu Änderungen führen, 
jedoch kein neues Polizeigesetz bringen 
wird. Deshalb dürfte sich kaum Jubel, 
wie vom sächsischen Datenschutzbe­
auftragten Thomas Giesen angestimmt 
(„Ein Sieg des Rechtsstaates!“), breit­
machen. Warum auch? Bei Lichte bese­
hen ist Sachsens Polizeigesetz, in den 
Rahmen der Landesverfassung pas­
send, zurechtgestutzt worden.

Man erinnere sich in diesem Zusam­
menhang: Am Zustandekommen eben 
jener Landesverfassung waren im we­
sentlichen jene politisch-parlamentari­
schen Geburtshelfer im Alleingang 
tätig, wie später beim Hervorbringen 
des Polizeigesetzes - und sie werden es 
auch sein, die federführend seine No­
vellierung betreiben werden. Fazit: 
Mehr als kosmetische Korrekturen 
durften es kaum werden.

Lothar Böhme ist Redaktionsmitglied 
der Zeitung „Leipzigs NEUE - Links­
blick Jur Sachsen“

„Aktion Gelöbnis verhindern“
Proteste gegen das erste öffentliche Gelöbnis der 
Bundeswehr in Berlin am 31. Mai

„Am 31. Mai wird die Bundeswehr zum 
ersten Mal in Berlin ein öffentliches 
Gelöbnis veranstalten. 4.500 geladene 
Gäste sollen nachmittags vor dem 
Schloß Charlottenburg der öffentlichen 
Selbstentwürdigung von 500 Rekruten 
als Kulisse dienen, wenn diese den 
'Schwur auf Treue und Tapferkeit' lei­
sten. Wir rufen auf, Militarisierung öf­
fentlicher Plätze zu verhindern und das 
unwürdige militärische Schauspiel aus 
der Stadt zu verbannen.“

So beginnt ein mehrseitiges Informati­
onsblatt, mit dem seit etwa Mitte Mai 
die Berliner „Kampagne gegen Wehr­
pflicht, Zwangsdienste und Militär“, 
DFG/VK und andere antimilitaristische 
Gruppen, PDS, Grüne, Neues Forum, 
AStEN, Jusos, Landesschülerinnenver­
tretung und andere gegen das von Bun­
desregierung, Militärführung und Berli­
ner Senat geplante erste öffentliche 
Gelöbnis in Berlin mobilisieren. Mit ei­
ner Demonstration, die um 13 Uhr auf 
dem nahe dem Schloß gelegenen Rich­
ard-Wagner-Platz beginnt, sollen die 
Aktionen am Tag des Gelöbnisses be­
gonnen werden.

Die aufrufendpn Organisationen be­
trachten ihre Aktion auch als einen Pro­
test gegen die wachsende Militarisie­
rung der Hauptstadt. Während anfäng­
lich nur von einer Stationierung von 
1.500 Soldaten in Berlin die Rede war, 
sind es jetzt bereits 4.700, bis zur Jahr­
tausendwende sollen sogar 6.000 Solda­
ten in der Stadt stationiert werden - 
während gleichzeitig im ehemals durch 
den Sonderstatus der Stadt entmilita­
risierten Westen noch immer über 50% 
der erfaßten Berliner den Wehrdienst 
verweigern.

Bundespräsident Herzog soll die An-’ 
spräche beim militaristischen Gelöb­
nisspektakel halten, Kohl und Rühe so­
wie der gesamte Berliner Senat haben 
sich ebenfalls angesagt. Ex-General 
Schönbohm, jetzt Berliner Innensena-

Der Papst ist am 23. Juni in Berlin
Antifaschistische und antiklerikale Gruppen bereiten 
Proteste vor und klären über die Kirchengeschichte au*

Aus diesem Anlaß hat sich ein „AK 
Papstbesuch“ gegründet, der mit Auf­
klärung und Aktionen im Vorfeld und 
am 23.6. selbst gegen den Besuch mobil 
macht. In einem Infoblatt des „AK 
Papstbesuch“ heißt es:

„Es gibt viele Gründe, zum Papstbesuch 
kritisch Stellung zu beziehen. Z.B. die 
Politik der katholischen Kirche zu Ab­
treibung, Verhütung und Homosexua­
lität, die Diskussion um den LER-Un- 
terricht (Lebensgestaltung-Ethik-Reli­
gion) in Brandenburg oder ihre Ver­
flechtung mit den Medien.

Offizieller Höhepunkt des Papstbesu­
ches ist die Seligsprechung zweier ka­
tholischer Geistlicher für ihre Haltung 
während der NS-Zeit. Dies ist der 
Grund für uns, uns mit der Rolle der ka­
tholischen Kirche zum Nationalsozia­
lismus und Faschismus zu beschäftigen. 
Wir organisieren eine kritische Filmrei­
he mit Diskussionen, sammeln Infor­
mationen und stellen Hintergrundma­
terialen zusammen. Wir wollen damit 
bereits im Vorfeld des Papstbesuches 
eine kritische Auseinandersetzung mit 
der Rolle des Papstes, des Vatikans und 
der katholischen Kirche in der Gesell­
schaft anregen.

tor, will tausende von Polizeikräften auf 
fahren, um die geladenen Gäste und dai 
Spektakel vor „Störungen“ zu schützen

Der Widerstand gegen das Spektake 
ist breit. Knapp zwei Wochen vor den 
Gelöbnis lehnte auch die zuständig! 
Bezirksvertretung (SPD-Grüne) dai 
Spektakel ab und weigerte sich, die ih 
rer Verwaltung unterstehende Grün 
fläche der Bundeswehr zur Verfügungzi 
stellen. Bürgermeisterin Monika Wissel 
„Die Bürger brauchen den Park zur Er 
holung.“ Außerdem sei der Bezirk von 
Senat gar nicht gefragt worden, habt 
von dem Militärspektakel erst aus der 
Zeitung erfahren. Innensenator Schön­
bohm, assistiert von der SPD-Landes­
führung, tobte: „Berlin als Hauptstadt 
ist mehr als die Summe der Kieze: So ist 
Berlin nicht hauptstadtfähig!“ Am 22. 
Mai entzog der Senat darauf der Be­
zirksvertretung die Befugnis, über die 
Zulässigkeit der Gelöbnisfeier zu ent­
scheiden. Die Bezirksvertretung will die 
schriftliche Entscheidung prüfen und 
evtl, gegen die Senatsentscheidungkla*

Während so bei Redaktionsschluß 
noch offen war, ob das erste öffentlich 
Gelöbnis überhaupt stattfinden kann, 
werden bereits weitere Aktionen gegen 
die zunehmende Militarisierung vorbe* 
reitet.

Ein „Anti-Militärisches Oberjubel 
K.O.M.I.T.E.E. AMOK“ bereitet für den 
3. Oktober, den Jahrestag der DDR-An- 
nexion, eine „Jubelparade“ durch das 
Brandenburger Tor vor unter dem Mot­
to: „Das Volk lacht das Militär aus!“

„Hosenscheißemde Offiziere, geifern­
de Armeegeistliche, „schreckliche Mari' 
nerichter“, ein ABC-Schutzmasken-Ba' 
lett, jagende Feldjäger, kamellen­
schießende NATO-Generäle und ande' 
re Jecken werden die Parade der Deser­
teure und Wehrkraftzersetzer durch 
Berlin begleiten“, heißt es in einetf 
Ankündigungsflugblatt der Initiative.

(ruh

Höhepunkt der Kritikerinnen wird 
eine spaßige Demo am Nachmittag 
Papstbesuches sein vom Nollendori' 
platz in Richtung Brandenburger Tor 
(Beginn 14 h) j

Neben Konzerten, antiklerikalen Fest’' 
en, einer Kirchenaustritts-Hotline wir 
eine Videofilmreihe gezeigt, die bereu 
am 8. Mai begonnen hat (u.a. mit Fihue 
über die „Rattenlinie“ und in der b 
zum 23. Juni u.a. noch folgende Für11 
gezeigt werden: s.

5. Juni: „Das Geheimnis der Grab 
ritter“ (20 Uhr, im ‘Größenwahn’), .g

13. Juni: „Goya“ von Konrad Wolf l
Uhr, Kino Arsenal), . gj,

14. Juni: „La Ricotta“ von Pasolini,” 
mon in der Wüste“ von Bunuel (ab 
Uhr, Kino Arsenal).

Am 20.6. gibt es eine Lesung zur;^jt 
minalgeschichte des Papsttums“ £ 
Karlheinz Deschner (20 Uhr, Roter & 
Ion der Volksbühne).

Der „AK Papstbesuch“ ist erreich^ 
jeden Donnerstag ab 20 Uhr unter 
Adresse:

AK Papstbesuch
c/o Umweltbibliothek
Schliemannstraße 22
10437 Berlin (Prenzlauer Berg) 
Tel. 030-44650910. (h<P
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Solidarpakt für 
Fristverträgler?
Die rigide Haushaltspoli­
tik der Großen Koalition 
in Berlin bedeutet im 
Schulbereich Kürzun­
gen von 121 Millionen 
Mark allein in diesem 
Jahr. Hauptbetroffene - 
neben den Schülern - 
sind 1241 Fristvertrags­
lehrer, deren Arbeitsver­
träge zur Disposition 
stehen. Seit Wochen 
kämpfen GEW, ab£r vor 
allem auch Schüler, El­
tern und Kollegenschaft 
für die Verlängerung die­
ser Lehrer (u.a. in dutzendweisen 
Kleinstanzeigen in der Presse). Ohne 
Erfolg. Nach einer neuesten Senatsent­
scheidung werden zwar 600 Verträge 
verlängert, allerdings nur mit Zweidrit­
telarbeitszeit, konkret bedeutet dies die 
Streichung von drei Vierteln des bishe­
rigen Umfangs.

* Obwohl die GEW Berlin „tief ent­
täuscht“ war, will sie weiter für die Ver­
längerung aller Fristverträgler eintre­
ten. Wie? Mit einem „Solidar-Vertrag“! 
Die GEW ruft dazu auf, freiwillig auf ei­
nige Stunden Arbeitszeit zu verzichten. 
Die Senatsschulverwaltung verpflichtet 
sich, diese Stunden in einem Fonds zu 
sammeln, aus dem dann die Vertrags­
verlängerungen finanziert werden.

Nach Einschätzung der GEW würde es 
ausreichen, wenn jeder dirtte Lehrer auf 
eine Unterrichtsstunde verzichten wür­
de (ca. 4% Reduzierung). Allerdings 
sind im Westteil der Stadt bereits 30% 
der Lehrer auf Teilzeit, im Ostteil nur 
3%. So richtet sich die GEW-Kampagne 
für Teilzeit denn auch besonders an die 
Ostberliner Lehrer, die jetzt mit den 
überwiegend Westberliner Fristverträg­
ler Solidarität zeigen sollen. -

Ob und in welchem Umfang der Vor­
schlag von den Lehrern angenommen 
wird, werden die nächsten Wochen zei­
gen, in denen Personalversammlungen

Die Vertreter der BDA verhindern die Allgemeinverbindlichkeit des 
Mindestlohns für den Bau. Fernsehbild: Aktion der IG BAU in NRW.

in allen Bezirken durchgeführt werden. 
Für manchen Lehrer mag eine freiwilli­
ge Einkommensreduzierung tragbar 
sein. Für die große Mehrheit der Be­
schäftigten im öffentlichen Dienst, die 
derzeit im Tarifkampf stehen, jedoch 
nicht.

So oder so bleibt am Ende eine Redu­
zierung der Unterrichtsstunden für 
Schüler. Oder erwartet die GEW, daß die 
freiwillig abgegebenen Unterrichts­
stunden freiwillig weitergegeben wer­
den? - (har)

IG Medien kämpft beim Bund- 
Verlag für Tarifvertrag
Der Bund-Verlag ist eine lOOprozentige 
Tochter der Büchergilde Gutenberg, 
diese wiederum ist eine lOOprozentige 
Tochter der Beteiligungsgesellschaft 
der Gewerkschaften (BGAG), die im 
Besitz der im DGB organisierten Ein­
zelgewerkschaften ist. Der erste Fir­
mentarifvertrag wurde zwischen dem 
Bund-Verlag und der IG Druck und Pa­
pier am 29.11.1955 abgeschlossen. Da­
nach vereinbarten die Tarifvertragspar­
teien regelmäßig einen Gehaltstarifver­
trag und einen Manteltarifvertrag.

Im Frühjahr 1995 wurde die IG Medi­
en durch Vertreter der BGAG davon un-

ImELDUNGEN AUS BETRIEBEN UND GEWERKSCHAFTEN!
terrichtet, daß zukünftig die Verbands­
tarifverträge für Buch- und Zeitschrif­
tenverlage an Stelle der Firmentarifver­
träge angewendet werden sollen. Be­
gründet wurde die Entscheidung mit 
Hinweisen auf die Kostenentwicklung, 
die Wettbewerbssituation und die seit 
längerer Zeit bestehende Mitglied­
schaft in den zuständigen Arbeitgeber­
verbänden (Buch- und Zeitschriften­
verlag)

In einem Gespräch des Landesbe­
zirksvorsitzenden der IG Medien NRW 
mit Vertretern der Geschäftsleitung der 
BGAG am 29.3.1995 wurde die Fortset­
zung der Verhandlungen über den Neu­
abschluß der gekündigten Haustarif­
verträge vereinbart. In den folgenden 
Verhandlungsrunden konnten jedoch 
nicht alle notwendigen Kompromisse 
gefunden werden. Zum erreichten Ver­
handlungsstand wurden die Gewerk­
schaftsmitglieder im Bund-Verlag An­
fang Dezember von der IG Medien be­
fragt. Knapp 80 % der Abstimmungs­
teilnehmer sprachen sich für Streikak­
tionen aus. Zum ersten Mal in der Ge­
schichte des gewerkschaftseigenen Ver­
lages wurde dann am 26.1.1996 ein zwei­
stündiger Warnstreik durchgeführt. Mit 
einem Antrag auf Erlaß einer einstwei­
ligen Verfügung beim Arbeitsgericht 
Köln versuchte die Geschäftsleitung 
weitere Streikaktionen zu unterbinden. 
Das Gericht stellte jedoch fest, daß die 
Streikaktion nicht gegen die tarifliche 
Friedenspflicht verstoßen habe und 
wies den Antrag zurück. Die Verhand­
lungen über den Neuabschluß der Haus­
tarifverträge wurden dann am 23.2.96 
fortgesetzt. Bis auf zwei Tarifbestim­
mungen, die auf Verlangen der Ge­
schäftsleitung geändert werden sollen, 
konnte Einigung zum Neuabschluß des 
Manteltarifvertrages erreicht werden. 
Zur Klärung der beiden umstrittenen 
Regelungen sollte auf Vorschlag der IG 
Medien der Tarifausschuß entspre­
chend den Bestimmungen des MTV an­
gerufen werden.

Die Geschäftsleitung legte am 7.3.96 
Berufung in dem einstweiligen Verfü­
gungsverfahren gegen die Entschei­
dung des Arbeitsgerichtes Köln beim 
Landesarbeitsgericht Köln ein.

Nach wochenlangem Schweigen der 
Geschäftsleitung erhielten die Beschäf­
tigten Ende März ein Schreiben des Vor­
standsvorsitzenden der BGAG, Hans 
Matthöfer, über die Anwendung der Ver­
bandstarifverträge ab 1.4.1996. Die Ent- 

- Scheidung der Geschäftsleitung, die Fir­
mentarifverhandlungen für beendet zu 
erklären und nunmehr die Verbandsta­
rifverträge anzuwenden, hat bei den Be­
schäftigten und der IG Medien große 
Empörung ausgelöst. Die IG Medien 
NRW forderte die Geschäftsleitung des 
Bund-Verlages zur Forsetzung der Ver­
handlungen über den Neuabschluß der 
Haustarifverträge auf. Die Aufforde­
rung der IG Medien ist von der Ge­
schäftsleitung des Bund-Verlages bis 
heute nicht beantwortet worden. Aus 
gewerkschaftlichen Bereichen hat es 
seit Anfang April dagegen Bemühungen 
gegeben, die Geschäftsleitung des 
Bund-Verlages zur Einlassung auf das 
mögliche tarifliche Schlichtungsverfah­
ren zu bewegen. Die Gewerkschaftsmit­
glieder beim Bund-Verlag haben sich 
dann in einer außerbetrieblichen Ver­
sammlung am 6.5.96 dazu entschlossen, 
für ihre Rechte zu kämpfen. Auf Antrag 
des Geschäftsführenden Vorstands der 
IG Medien NRW wurde vom Geschäfts­
führenden Hauptvorstand der Gewerk­
schaft die Durchführung der Urabstim­
mung beschlossen.

Überschattet wird der Tarifkonflikt 
durch * zahlreiche innerbetriebliche 
Streitigkeiten, ausgelöst durch Kündi­
gungen, Versetzungen, Zurückstufun­
gen, Maßregelungen und nicht zuletzt 
durch wiederholte Mißachtung der 
selbstverständlichsten Rechte des Be­
triebsrats. Seit Monaten schweben 
zahlreiche Rechtsstreitigkeiten vor 
dem Arbeitsgericht. - (Presseinformati­
on IG Medien NRW, 17.5.96)

I
n der diesjährigen Tarifrunde stellen 
die Banken und Versicherungen die 
Forderungen unbezahlte Karenztage 
bei Krankheit, Wiedereinführung des 

Samstags als Regelarbeitstag, Anrech­
nung von Kuren und betrieblicher Weiter­
bildung auf den Urlaub, Wegfall von Über­
stundenzuschlägen, Umwandelbarkeit 
von Urlaub in Geld, vollständige Flexibili­
sierung der Jahresarbeitszeit - das sind 
ihre Kemforderungen. Bei der Unter­
schrift der Gewerkschaften unter solche 
Dreistigkeiten wäre man unter Umstän­
den bereit, ein Gehaltsangebot etwa in 
Höhe der Inflationsrate (offiziell: ca. 1,5%) 
vorzulegen.

Die Gewerkschaftsforderungen nach 
allgemeiner Arbeitszeitverkürzung (35- 
Stunden-Woche) und weiteren beschäfti- 
gungssichemden Maßnahmen sowie Ge­
haltserhöhungen von 5,5% (HBV/Banken) 
bzw. 6% (HBV/Versicherungen), um die 
enorm gestiegenen finanziellen Belastun­
gen wenigstens teilweise aüszugleichen, 
werden von der Kapitalseite rundweg ab­
gelehnt. Verhandelt wird jeweils für die Ta­
rifgebiete West, d.h. für 465000 Beschäf­
tigte in den Banken und 240 000 in den Ver­
sicherungen.

Banken: In der dritten Verhandlungs­
runde am 23.5.96 haben die Bankenver­
treter bekräftigt, daß unterm Strich ein 
„Nullsummenspiel“ herauskommen müs­
se. Sie glauben, in der jetzigen Lage alles 
das durchsetzen zu können, was sie schon 
seit Jahren planen. Das Erreichen immer 
neuer Rekordgewinnmarken, die Expan­
sion hach Europa und auf den Weltmarkt 
sollen ungebremst weitergehen. Die Ge­
werkschaften forderten sie auf, sie müßten 
„schon mächtiger werden, um uns zu be­
eindrucken“. v

Urabstimmung bei 
Banken Tarifrunde bei Banken 

und Versicherungen

Die Tarifkommission der HBV hat dar­
aufhin die Durchführung von Warnstreiks, 
Urabstimmungen und Streiks beschlos­
sen. Bis zur nächsten Verhandlung am
18.6. müßte jetzt einiges passieren, um die 
Banken wenigstens etwas „zu beein­
drucken“.

Stattgefunden hat am Verhandlungstag 
eine Reihe von Warnstreiks. Allein in Ber­
lin legten 2000 Gewerkschafter für drei 
Stunden die Arbeit nieder. 37 Filialen der 
Berliner Bank und der Sparkasse blieben 
zeitweise geschlossen. Auch rund 300 Be­
schäftigte von Versicherungen beteiligten 
sich an dem Warnstreik, der mit einer 
Kundgebungan der Gedächtniskirche be­
endet wurde.

Versicherungen: Hier haben die Kapital­
vertreter in der zweiten Runde am 20.5. 
ihre Forderungen das erste Mal im Detail 
rausgelassen. Im Unterschied zu früheren 
Jahren versuchen sie sich gar nicht erst im 
Jammern. Unumwunden bestätigen sie 
die Auffassungen der Gewerkschaften, 
daß sich die Versicherungen in den letzten 
Jahren dicke finanzielle Polster zugelegt 
haben (z.B. hat allein die Allianz 1995 3 Mil- 
liardenDM (!) Gewinn gemacht/vor Steu­
ern). In etlichen Gesellschaften sind die 
Dividenden heraufgesetzt worden. Auch 
das Jahr 1996 hat mit deutlichen Zu­
wächsen z.B. bei den Lebensversicherun­
gen begonnen (+8‘7< in der Summe und 
+6% in der Stückzahl). Die Versicherun­
gen lechzen nach weiteren Verschlechtc-

rungen in der Gesundheits­
und Altersversorgung, auf 
die sie nicht mehr lange 
warten müssen und von de­
nen sie enorm profitieren 
werden.

Dazu aus den Erklärun­
gen des Verhandlungsfüh­
rers der Versicherungen: 
„Nach Jahren, in denen die 
Erträge zwischen der Kapi­
talseite und Beschäftigten 
gerecht aufgeteilt wurden, 
müssen wir in Zukunft 
mein* an die Kapitalgeber 
denken. Hier werden jetzt 
höhere Forderungen ge­
stellt. Wir wollen nicht den 
Status quo, wir wollen ex­
pandieren.“ Und - bezogen 
auf die Tarifergebnisse der 
Vergangenheit: „Sie haben 
jahrelang Erfolg gehabt, Sie werden jetzt Redaktionsschluß noch nicht entschie- 
keinenErfolgmehr haben. Die letzten Jah­
re haben Sie gewonnen, die nächsten Jah­
re werden wir gewinnen.“

Die dritte Verhandlung für die Versiche­
rungen findet am 4.6. in Hamburg-Har­
burg statt. Die HBV bereitet zusammen 
mit der DAG einen Stemmarsch mit 
Kundgebung in der Innenstadt (Gänse­
markt) vor. Anschließend werden Busse 
zum Verhandlungshotel nach Harburg 
fahren. (Ob die Bankangestellten in Ham­
burg diese Aktion unterstützen, war bei

Wir denken langfristig!
1995 wollen wir Ihr We\hnaohtsge\d
1996 wollen wir Ihr Uriaubsgeid
1997 arbeiten Sie samstags 
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, \ S9 bezahlen Sie Uietefüiihrenlebehsghti 

U 12090 bringen Sie Ihr Gehalt seihst mh\ 
5.1 in diesem Sinne % w«™««

■ Vg - “ Stift

den.) Unter den Beschäftigten ist die Wut 
vor allem auf die geplante Einschränkung 
der Lohnfortzahlung sowie auf die Sams­
tagsarbeit (bei den Banken) so groß, daß 
cs diesmal zu spürbaren Aktionen kom­
men sollte.

Allgemein wird erwartet, daß sich die 
Verhandlungsführer der Banken und Ver­
sicherungen kaum bewegen werden, be­
vor nicht im öffentlichen Dienst über die 
Angriffe In Sachen Lohnfortzahlung ent­
schieden wird. -(res)
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Jagd auf 
Kranke 
bei Mercedes

Am 29. April sprach das Betriebsrats­
mitglieds Jürgen Drieling (Kollegen­
gruppe) auf der Belegschaftsversamm­
lung im Bremer Mercedeswerk zum ge­
planten „Gesundheitsprogramm“. Der 
von uns stark gekürzte Text ist voll­
ständig im Solinet veröffentlicht.

Mercedes Benz will überall Superlativ 
sein. In bisher nicht gekannter Arro­
ganz wird alles Vorhandene in Frage ge­
stellt. Arbeitnehmern wird, wie kann es 
anders sein, unternehmerisches Den­
ken und Handeln abverlangt. Wir als Be­
legschaft haben allerdings andere Tra­
ditionen und Wurzeln. Unsere Arbeits­
kraft an Mercedes zu verkaufen basiert 
auf Abhängigkeit, für die wir nicht ver­
antwortlich sind! Wir sind bestrebt, den 
für uns größten Nutzen daraus zu zie­
hen. Umgekehrt versuchen es die Ar­
beitgeber übrigens genauso mit uns. Es 
ist also nur legitim, wenn wir als Beleg­
schaft erkennen, daß wir unsere Ar­
beitskraft schützen müssen!

Daß unsere Gesundheit durch die Ar­
beitsbedingungen hier im Werk sich 
nicht von allein erhält, wird schon dar­
an deutlich, daß man dieser Belegschaft 
in den direkten Bereichen, Arbeitszei­
ten von bis zu 2x9 Stunden abverlangt! 
In allen 3 Montagebereichen wird diese 
gesundheitsschädliche Arbeitszeit fa­
vorisiert und in Halle 9 bereits prakti­
ziert. Besonders die Halle 9, so haben 
wohl Centerleitung, Personalabteilung 
und Werkleitung bemerkt, soll sich dem­
nächst einer Spezialbehandlung unter­
ziehen. Ziel dieser Spezialbehandlung 
soll sein, die Fehlzeiten, eben krank­
heitsbedingte Fehlzeiten, zu reduzie­
ren. Die Betriebsräte durften am 19.4.96 
schon mal die Bekanntschaft mit die­
sem Konzept „Reduzierung Fehlstand 
Halle 9“ machen! Demnach sollte uns 
weisgemacht werden, es gehe hierbei 
um eine Führungsaufgabe. Die Füh­
rungskräfte der Halle 9 seien in soge­
nannten Rückkehrgesprächen beson­
ders gefordert. Beim genaueren Hinse­
hen entpuppte sich dann das Ganze zu 
einer „Jagd auf kranke Kolleginnen u. 
Kollegen“! Kein Wort darüber, daß gera­
de die Halle 9 am stärksten unter den 
personalpolitischen Fehlentscheidun­
gen, der letzten Jahre zu leiden hat. Daß 
es auf Grund dessen kaum Möglichkei­
ten gibt, vernünftige Gruppenarbeit zu 
entwickeln; die Rotationsmöglichkei­
ten stark eingeschränkt sind, durch zu 
hohe Anteile von Befristungen und Ver­
leihkräften. Kein Wort darüber, daß vor­
handene Arbeit gesundheitsfördernd 
verteilt werden muß. - Nein, stattdessen 
Zielvorgaben, wie, der Krankenstand 
habe sich unter 10% zu bewegen! Oder, 
es sollen Fehlzeitenstände im Vergleich 
von Gruppe zu Gruppe öffentlich ge­
macht werden! Die Meister sollen prak­
tisch eine zweite Personalakte führen 
und sich von Rückkehrgesprächen No­
tizen machen. Das ganze soll dann gar­
niert werden, mit einem genauen Da­
tenabgleich, möglichst ohne Betriebs­
räte. Die Betriebsräte erscheinen erst 
iuf der Tagesordnung, wenn „der Sack 
^gemacht werden soll“!
Im dritten Rückkehrgespräch soll 

izw. muß der Betriebsrat dann anwe- 
end sein, In den ersten beiden Rück­
ehrgesprächen wird der Betriebsrat 
ur hinzugezogen, wenn Kolleginnen u. 
ollegen dies ausdrücklich wünschen. - 
MnchtlgaH Ich hör dir tnipsenf“ 
Ein solches Konzept, eine Jagd auf 
-onke Kolleginnen u Kollegen, ist mit 
lesen Betriebsräten nicht zu machen 
Jolfall)

Millionen gegen Milliarden 
auf verlorenem Posten
B

ei der diesjährigen Hauptver­
sammlung der BASF AG am 9. 
Mai in Ludwigshafen hatten die 
Alternativen und Kritischen Aktionäre 

zu ihrem Gegenanträgen zugleich ein 
bislang nie gekanntes Stimmpaket in 
den Taschen, nämlich allein 20000 Ak­
tienstimmen des mehrfachen Millionärs 
und Kohlenhändlers Nold aus Darm­
stadt. Der Herr ist letztes Jahr verstor­
ben und sein Sohn ist ökologisch ange­
haucht mit einem sozialen Gewissen 
ausgestattet, das ihn zum Beispiel auf­
horchen ließ, als er über das Schicksal 
ehemaliger Zwangsarbeiter im NS- 
Staat und bei den deutschen Großkon- 
zemen las. So hat er seine Stimmen dem 
Dachverband Kritischer Aktionäre 
übertragen, der damit den Vorständen 
nicht nur der IG-Farben-Nachfolger, 
sondern auch von RWE, Daimler, Luft­
hansa u.a. auf den Hauptversammlun­
gen Unbehagen bereiten kann.

Bei Bayer AG gelang es dadurch der 
„Coordination gegen BAYER-Gefah­
ren“ erstmals, zusätzliche Tagesord­
nungspunkte einzubringen und so den 
Verlauf der Hauptversammlung ent­
scheidend mitzubestimmen. Dazu sind 
Stimmrechte von nominal 1 Million DM 
nötig. Die Coordination verlangte, eine 
Satzungsänderung bei Bayer, wonach 
der Chemieriese seine Verantwortung 
für alle Aktivitäten der IG Farben aner­
kennt, den Umweltschutz als Ziel der 
Untemehmensführung festschreibt 
und auf sämtliche Technologien mit un­
absehbaren Risiken verzichtet sowie 
alle Entscheidungsgremien des Kon­
zerns paritätisch mit Männern und 
Frauen besetzt. Das sind nur vier der 
insgesamt zehn Satzungsänderungen. 
Ähnliches war auch bei der BASF ge­
plant, scheiterte aber dieses Jahr an ter­
mintechnischen Hürden und wurde der 
Versammlung für nächstes Jahr an­
gekündigt.

Gegen Globalisierung - 
für regionales Wirtschaften 
Nichtsdestotrotz gab es genügend an­
dere Anträge der „Aktion Alternativer 
BASF-Aktionäre“ und eines Vorstands­
mitglieds des Bundes für Umweltschutz 
(BBU). So verlangte MdB Jürgen Roch­
litz (GRÜNE), Vorstand und Aufsichts­
rat nicht zu entlasten, weil er „den aus­
gewiesenen Bilanzgewinn fast aus­
schließlich auf dem Rücken des heute 
durch Arbeitsplatzabbau nicht mehr 
vorhandenen Teils der Belegschaft er­
wirtschaftete; der gnadenlose Arbeits­
platzabbau dominierte die Leitlinien 
der Geschäftspolitik. Zu kurz gekom­
men sind Innovationsfähigkeit und 
Kreativität beim Aufbau wirklich zu­
kunftsfähiger Geschäftsbereiche... Der 
Vorstand hat auch nicht aus den Erfah­
rungen mit den hochproblematischen 
Stoffen aus der Chlorchemie gelernt; 
zwanzig Jahre nach Seveso sollen durch 
Forcierung der Gentechnik erneut un­
bekannte Risiken für Mensch und Na­
tur eingegangen werden.“

Seine Forderungen würden von der 
Versammlung mit Empörung aufge­
nommen, nämlich statt der 14-DM-Di- 
vidende je Aktie sich mit nur 9 DM zu­
friedenzugeben, einmal an diejenigen zu 
denken, die den Gewinn erwirtschaften 
und 5 DM/Aktie einer „Stiftung zu- 
kunftsfühiger Rhein-Neckarraum“ zu­
zuführen, womit z.B. Beschüftigungsge- 
seilschaften gefordert werden sollten. 
Vor allen Dingen aber solle entgegen 
dem Trend zur Globalisierung die 
Grundlagen für eine regionale Stoff-

wirtschaft und für Chemiearbeitsplätze 
in der Region geschaffen werden.

Zwangsarbeiter und
Dioxingeschädigte
In zwei Gegenanträgen (auch vom 
BBU) wurde erneut eine Entschädi­
gung ehemaliger Zwangsarbeiter der IG 
Farben^gefordert. 5 Millionen DM soll­
ten in eine Stiftung „Verantwortung der 
IG-Farben-Erben für die Zukunft“ ein­
gestellt werden. Zweck der Stiftung soll­
ten u.a. neben Entschädigungszahlun­
gen sein: Öffnung der Werksgeschichte 
als Lern- und Mahnbeispiel, Errichtung 
von Mahn- und Gedenktafeln im Werk, 
Finanzierung einer Wanderausstellung 
zum Thema „Zwangsarbeit in der IG 
Farben“, Einrichtung einer Bibliothek 
und einer Jugendbegegungsstätte zum 
Thema „Rassismus und Ausländer­
feindlichkeit“. Hermann Morweiser, der 
ein umfangreiches Antifa-Archiv in 
Ludwigshafen führt und ein Buch über 
die „Pfälzer Juden und die IG Farben“ 
verfaßte, erläuterte den Antrag und for­
derte auch für sich als Arbeiter und 
nicht promoviertem Historiker Zugang 

. zum Werksarchiv und Aufhebung seines 
politisch motivierten Werksverbots aus 
den 50er Jahren. Beides wurde vom Vor­
stand positiv beschieden - das einzige 
Zugeständnis, das die kritischen Ak­
tionäre an diesem Tag für sich verbu­
chen konnten.

In zwei engagierten Redebeiträgen 
verlangte Eduard Bernhard (BBU) eine 
Nichtentlastung des Vorstands wegen 
ungenügender oder fehlender Entschä­
digung von arbeitsplatz- und störfallge­
schädigten BASF-Mitarbeitem. Spezi­
ell führte er das Dioxinopfer von 1953, 
Kurt Burckhardt aus Frankenthal, an, 
der heute arbeitslos ist, schwer krank 
und keine Entschädigung erhalten hat­
te - ein beschämendes Beispiel ange- 

• sichts der horrenden Gewinne. Vor­
standsvorsitzender Strube solle diesen 
Fall zu seiner Chefsache machen. Auch 
dies wurde abgelehnt - unter Beifall, 
was die Geisteshaltung der anwesenden 
Bankenvertreter und Führungskräfte 
der BASF AG kennzeichnet.

Bernhards und Prof. Rochlitzs Thema 
war auch das mangelnde Sicherheitsm­
anagement. Rochlitz verlangte Aus­
kunft darüber, ob die sich in den letzten 
Monaten häufenden Störfälle in Zu­
sammenhang mit dem Arbeitsplatzab­
bau zu sehen sind. Er wollte wissen, wie- 
viele Personen in den betroffenen Be­
trieben in den Vorruhestand geschickt 
und nicht ersetzt wurden. Die Antwort 
mündete in die Standardformel aus den 
Chefetagen der Chemiekonzeme wo­
nach die 12 Störungen von Anfang 1995 
bis heute ausnahmslos zu keiner Ge­
fährdung geführt hätten (bekanntlich 
waren darunter 1,5 Tonnen krebserre­
gendes Butadien im April ’95). Selbst­
verständlich sei kein Zusammenhang 
zwischen Personalabbau und den Stör­
fällen gegeben. Bei einer so großen Che­
mieanlage wie in Ludwigshafen seien 
Störungen einfach unvermeidlich. Wie 
beruhigend für Beschäftigte und Bevöl­
kerung! Vorstandsvorsitzender Strube 
besaß außerdem die Unverfrorenheit, 
Bestürzung darüber zu heucheln, daß 
der Personalabbau bei der BASF als 
brutal bezeichnet werde. Dies wies er 
entschieden von sich.

Gegenwind bekam er da allerdings 
von einem ehemaligen BASF-Arbeiter, 
der offenbar in Frühpension geschickt 
wurde. Er klagte auch den Betriebsrat 
an, bei dieser großen Frühpensionic-

Kritische Aktionäre 
stellen Anträge 
bei Hauptversamm* 
lung der BASF

rungsaktion mitgemacht zu haben, und 
ließ deutlich erkennen, daß dabei nicht 
immer Freiwilligkeit im Spiel war. Jede 
Mark, die er an Arbeitslosengeld mehr 
bekomme, ziehe die BASF wiederum 
von ihrer Zusatzzahlung ab. Da sei es 
kein Wunder, daß in der Öffentlichkeit 
davon die Rede sei,7 der Personalabbau 
geschehe auf Kosten der Versiche­
rungskassen.

Welche Bedingungen herrschen 
in China?
Ein anderer kritischer Aktionäre wollte 
genaue Auskünfte über die Arbeits-, 
Umwelt- und Lohnbedingungen bei den 
BASF-Joint-Ventures in China haben, 
schließlich sei eine gute Kapitalrendite 
auf Dauer keine ausreichende LegitP 
mation. Er verlangte Information, wie 
die BASF sicherstelle, daß weder bei ihr 
noch bei den Zulieferern Zwangsarbei­
ter und Kinder beschäftigt werden. Ob 
in den Betrieben Gewerkschaften zuge­
lassen seien, welche Emissionen statt­
finden, welche Arbeitszeit üblich ist 
usw. Die Antworten waren mager. Beim 
Lohn passe sich die BASF an die sozia­
len Gegebenheiten an, aber die BASF 
fördere Ausbildungs-und Hausbäupro­
gramme; die in China einzuhaltenden 
Emissionswerte seien mit denen in 
Deutschland vergleichbar, und dann die 
immer wieder zitierte BASF-Vorstands- 
Floskel, man solle nicht die ganze Welt 
mit deutschen Rechtsvorschriften be­
glücken.

Chancen für Schwerbehinderte
Der „Dachverband Kritischer Aktionä­
re“ betreibt dieses Jahr, gefördert von 
der Stiftung Menschenwürde und Ar­
beitswelt Berlin, eine Kampagne bei vie­
len Hauptversammlungen von Groß­
konzernen für mehr Beschäftigung von 
Behinderten, da viele Betriebe der ge­
setzlich geforderten Quote, 6 Prozent 
ihrer Arbeitsplätze mit Behinderten zu 
besetzen, nicht nachkommen und statt­
dessen lieber eine Ausgleichsabgabe be­
zahlen. In einem umfangreichen Fra­
genkatalog verlangte Henry Mathews 
Auskunft über die Behindertenbeschäf­
tigung bei der BASF.

Es stellte sich heraus, daß die BASF 
gerade mal 3,7% Behinderte beschäf­
tigt, ein weiterer Rückgang der Quote 
wurde in Aussicht gestellt, da die mei­
sten Schwerbeinderten über 51 seien 
und das Arbeitsamt keine „qualifizier­
ten Schwerbehinderte melden könne“. 
Da bezahlt die BASF lieber 1,8 Millio­
nen DM als Ausgleichsabgabe (1995). 
Daß man auch Behinderte als Auszubil­
dende einstellen könnte, wie es Ma­
thews nahelegte, liegt der BASF ferne. 
Als „global player“ kann man auf solche 
Dinge keine Rücksicht nehmen, denn 
„für uns ist die Gesamtkapitalrendite 
das Maß der Dinge“ (Strube im Ein­
gangsreferat) - und nicht der Mensch.

So wurden die Gegenanträge der al­
ternativen Aktionäre, die zwar über ei­
nen Nominalwert von über 8 Millionen 
DM verfügten, mit doch überwältigen­
der Mehrheit -die Versammlung reprä­
sentiert 1439 Millionen DM Aktienwer­
te - abgelehnt. Sicherlich war ihr Auf­
treten nicht sinnlos; immerhin wurden 
Themen angesprochen und auch pef 
Presse in die Öffentlichkeit getragen, 
die den einen oder anderen eventuell 
über die Geschäftsgebaren und PolitiK 
des größten Arbeitsplatzanbieters der 
Region nachdenklich stimmen könn­
ten. (cde, Kommunal-Info Mannheim)
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Angst vor kommunaler 
Bündnispolitik?
Schädlicher Beschluß des PDS-Vorstandes

„Kommunen stärken - Gesell­
schaft von unten verändern“
Aus dem Beschluß der 2. Tagung des 4. Parteitags 
der PDS in Magdeburg, Januar 1996

Um einen „Maßstab bei der Entscheid 
düng über mögliche Unterstützungen“ 
von Kommunal-, Landtags- oder Bür­
gerschaftswahlen in den westlichen 
Bundesländern zu entwickeln, hat der 
PDS-Parteivorstand Ende April den un­
ten dokumentierten Beschluß gefaßt. 
Nebenstehend sind für dieses Thema 
wichtige Abschnitte des Beschlusses 
des letzten Parteitags abgedruckt.

In den anderthalb Jahren nach den 
Bundestagswahlen 1994 hat sich die 
PDS in westlichen Bundesländern mit 
erheblichem finanziellen, personellen 
und materiellen Aufwand der Gesamt­
partei an den Bürgerschaftswahlen in 
Bremen im Mai 1995, später in Berlin 
und im März 1996 in einzelnen Städten 
an den Kommunalwahlen in Bayern 
(u.a. in Nürnberg) beteiligt. Unbegrün­
det hoch gesteckte Erwartungen wur­
den nicht erfüllt. Die Ergebnisse führten 
jedoch zumindest zu Bezirksratsman­
daten in Bremen sowie zu einem knap­
pen Scheitern bei der Erreichung eines 
Ratsmandates in Nürnberg, wobei erst­
mals nach 1994 im Westen eine Verbes­
serung des Bundestagswahlergebnisses 
erzielt wurde. In der Konsequenz wur-, 
den falsche Auffassungen von „schnel­
len Erfolgen bei der Westausdehnung“ 
in der PDS zurückgedrängt. Zurecht 
wird immer häufiger von Zeiträumen 
von vielleicht zehn Jahren gesprochen, 
in denen die PDS in den westlichen Bun­
desländern aufgebaut werden muß.

Der letzte PDS-Parteitag hat in einem 
Beschluß zur Kommunalpolitik festge­
halten, daß „für die weitere Entwicklung 
der PDS die spürbare Erhöhung der 
kommunalpolitischen Kompetenz und 
Verankerung in den Kommunen unver­
zichtbar (ist). Die Gliederungen der 
PDS in den westlichen Landesverbän­
den sollten Kontakte und die Zusam­
menarbeit mit linken alternativen und 
sozialistischen Gruppierungen, die be­
reits in kommunalen Vertretungen prä­
sent oder außerparlamentarisch aktiv 
sind, suchen und weiter vertiefen (...)“. 
Leider gibt der jetzt gefaßte Beschluß 

des Parteivorstandes eine andere Rich­
tung an: „Aus bundespolitischer Sicht“ 
sei „eine Kandidatur nur dann zu un­
terstützen, wenn sie eigenständig durch 
die PDS erfolgt (...) Das gilt auch für Li­
stenverbindungen mit anderen Partei­
en und politischen Vereinigungen, weil 
sie die Eigenständigkeit der PDS auf­
heben.“ Die Diskrepanz ist frappierend.

Kommunalwahlen finden als nächstes 
in Niedersachsen am 15. September 
1996 statt, dann folgen Kommunalwah­
len in Hessen. In einigen niedersächsi­
schen Städten wie Braunschweig, Ol­
denburg und Göttingen sind Mandats­
träger von „Linken Listen“ seit 1991 im 
Stadtrat. Nach dem niedersächsischen 
Kommunalwahlgesetz sind „Listenver­
bindungen“ möglich. Nach Meinung des 
Landesvorstandes Niedersachsen der 
PDS/LL und der betroffenen Kreisver­
bände sind die unterschiedlichsten 
Konstellationen möglich und aufgrund 
örtlicher Verhältnisse politisch unter- 
stütZenswert: In Braunschweig wird 
mit Unterstützung des PDS-Kreisver- 
bandes die „Linke Liste Braunschweig“ 
kandidieren und das vorhandene.Rats- 
mandat verteidigen. In Oldenburg wird 
es eine offene Liste der PDS geben, die 
„in Listenverbindung“ mit der Linken 
Liste Oldenburg antreten wird: Das nie­
dersächsische Wahlgesetz ermöglicht 
ein getrenntes Kandidieren von 2 Par­
teien bzw. Wahlparteien, in einer Unter­
zeile auf dem Wahlzettel kommt die Li­
stenverbindung zum Ausdruck. Bei der 
Verteilung der Ratssitze werden die 
Stimmen der beiden Listen zunächst 
wie die einer Liste gezählt, bei der Sitz­
vergabe werden die einzelnen Listen 
berücksichtigt. In anderen Orten wird 
die PDS kandidieren. Es gibt keine 
Fünf-Prozent-Klausel. Aufgrund des re­
lativ günstigen Wahlgesetzes ist ein 
Ratsmandat beispielsweise in Hanno­
ver im Bereich des Möglichen (1,9% 
Erststimmen bei der Bundestagswahl 
1994). Dort wird es voraussichtlich zu ei­
ner „Listenverbindung“ zwischen der 
PDS/Linken Liste und der Linken In- 

Für die PDS sind die Kommunen nicht 
die Fortsetzung des Zentralstaates, 
sondern als Form selbstbestimmter 
Selbstorganisation des Lebens aller 
Gemeindemitglieder Grundlage jedes 
Gemeinwesens. In den Kommunen 
gibt es die Chance einer gesellschaftli­
chen Erprobung neuer Lebensformen. 
Die Kommunen können die Kerne ei­
ner kleinräumigen, regional weitge­
hend geschlossenen, dabei vemet- 
zungs- und kooperationsfähigen Re­
produktion. werden. Solche lebens­
fähigen, flexiblen Sozialräume können 
die notwendigen Gegengewichte zu 
den zentralistischen Strukturen aller 
wesentlichen Gesellschaftsbereiche 
abgeben. (...)

Auch in den alten Bundesländern ist 
die Kommunalpolitik eine wichtige 
Aufgabe der Landesverbände. Für die 
weitere Entwicklung der PDS ist die 
spürbare Erhöhung der kommunalpo­

temationalen Liste Hannover kommen.
Die MV des Kreisverbandes Hannover 

der PDS/LL hat am 20. Mai einen ein­
stimmigen Beschluß gefaßt, der den Be­
schluß des Parteivorstandes zurück­
weist: „(...) Es ist nicht Aufgabe des 
Bundesvorstandes einer nicht zentrali­
stisch organisierten sozialistischen Par­
tei, Landes- und Kreisverbänden der 
PDS mit derart rigiden Regeln und Vor­
schriften in die Gestaltung der Felder 
Landes- und Kommunalpolitik hinein­
zureden. Eine Kategorie wie beispiels­
weise ‘Fremdheitsgefühl gegenüber der 
PDS abbauen’ kann nicht Strategie und 
Taktik von Sozialistinnen bestimmen. 
(...) Eine wie in Punkt 2 (des PV-Be- 
schlusses) geforderte Eigenständigkeit 
der PDS, die sich nur aus Abgrenzung 
definiert, ebenso wie die Einführung ei­
ner ‘bundespolitischen Sicht’ zur Über­
prüfung örtlicher PDS-Politik ist weder 
aus Parteitagsbeschlüssen noch aus der 
Finanzordnung der PDS herzuleiten. 
Die Form lokaler Bündnisarbeit auf dem 
Boden der PDS-Beschlüsse bedarf kei­

litischen Kompetenz und Verankerung 
in den Kommunen unverzichtbar. Die 
Gliederungen der PDS in den westli­
chen Landesverbänden sollten Kon­
takte und die Zusammenarbeit mit lin­
ken alternativen und sozialistischen 
Gruppierungen, die bereits in kommu­
nalen Vertretungen präsent oder 
außerparlamentarisch aktiv sind, su­
chen und weiter vertiefen, um gemein­
sam Veränderungen im Interesse der 
Kommunen und der besonders betrof­
fenen zu erreichen. Eine Beteiligung 
der PDS an Kommunalwahlen sollte 
sehr gründlich geprüft werden. In Or­
ten, in denen die reale Chance zum 
Einzug in eine kommunale Vertre­
tungskörperschaft besteht, werden 
die PDS-Vorstände mit dem Bundes­
vorstand und dem betreffenden Lan­
desvorstand die Wahlkampfführung 
abstimmen und unterstützende Maß­
nahmen festlegen. (...) 

nerlei Zensurbehörde ‘Parteivorstand’.“
Der Beschluß des Parteivorstandes ist 

insofern schädlich, als er nicht die Be­
dingungen von örtlicher Bündnispolitik 
und PDS-Entwicklung sowie landespo­
litischer Besonderheiten berücksich­
tigt, sondern in zentralistischer Polit­
büromanier und parteipolitisch klein­
kariert PDS-Gliederungen im Westen 
einen „Königsweg“ verordnet, den es 
nicht gibt.

Dabei ist angesichts der Stabilisie­
rung des rechten Lagers bei den letzten 
Landtagsahlen, den weiteren Angriffen 
auf soziale Standards, der anhaltenden 
Militarisierung und den Angriffen auf 
die PDS und Linke im allgemeinen (sie­
he die jüngsten Verfassungsschutzbe­
richte) die Festigung und Weiterent­
wicklung einer sozialistischen Bündnis­
politik von unten nach den Grundsät­
zen der Selbstorganisation und Selbst­
befreiungnötiger denn je, statt den Ein­
druck sektiererischer Abnabelung ge­
genüber möglichen Verbündeten im We­
sten aufkommen zu lassen. (mio)

I
mmer häufiger steht für die PDS in 
den alten Bundesländern die Frage 
einer Teilnahme an Kommunal-, 
Landtags- oder Bürgerschaftswahlen. 

In dem Zusammenhang werden regel­
mäßig an östliche Landesverbände der 
PDS, aber auch an den Bundesvor­
stand, Bitten zur Unterstützung, dar­
unter auch zur finanziellen Unterstüt­
zung herangetragen. Der 
Bundesvorstand wird 
sich künftig auf der 
Grundlage dazu relevan­
ter Parteüagsbeschlüsse Besch|Uß des Parteivorstandes der PDS vom 29. April 1996 
einheitlich von folgen- 
den Maßstäben bei der 
Entscheidung über mögliche Unter­
stützungen leiten lassen:

Durch die Beteiligung an Wahlen und 
vor allem an Wahlkämpfen in den alten 
Bundesländern besteht die Chance, die 
PDS in den Kommunen und Ländern 
der alten Bundesländer bekannt zu 
machen, ihre Verankerung vor Ort zu 
erhöhen, Mitglieder, Sympathisantin­
nen und Sympathisanten zu gewinnen 
und das Fremdheitsgefühl vieler Men­
schen in den alten Bundesländern ge­
genüber der PDS Schritt für Schritt ab­
zubauen. Unabhängig von konkret zu 
erwartenden Wahlergebnissen kann es 
deshalb wichtige politische Gründe ge-

ben, sich an Wahlen in den alten Bun­
desländern zu beteiligen. Aus bundes­
politischer Sicht sind allerdings auch 
bestimmte Voraussetzungen zu erfül­
len, damit die genannten politischen 
Ziele erreicht werden können:
1. Eine PDS-Gliederung, die sich an ei­
ner Kommunal- oder Landtagswahl in 
den alten Bundesländern beteiligt, 

Zur Wahlteilnahme in den alten Bundesländern

müßte bereits längere Zeit vorher in der 
Kommunal- bzw. Landespolitik aktiv 
geworden sein. Gliederungen, die sich 
ausschließlich mit bundespolitischen, 
europapolitischen und globalen Fra­
gen beschäftigen und sich an innerpar­
teilichen Auseinandersetzungen betei­
ligen, so wichtig dies alles ist, werden in 
einem Kommunal- oder Landtagswahl­
kampf nicht glaubwürdig auftreten 
können. Die Menschen müssen spüren, 
daß die PDS vor Ort sich schon seit län­
gerem auch für die Probleme vor Ort in­
teressiert und diesbezüglich alternati­
ve Vorsclüäge unterbreitet. Eine solche 
Beschäftigung mit kommunal- bzw. 

landespolitischen Fragen ist auch die 
Voraussetzung dafür, ein überzeugen­
des kommunal- bzw. landespolitisches 
Programm erarbeiten und den Wähle­
rinnen und Wählern vorlegen zu kön­
nen.
2. Eine Kandidatur ist durch den Bun­
desvorstand nur dann zu unterstützen, 
wenn sie eigenständig durch die PDS 

erfolgt. Für eine finanzielle Unterstüt­
zung ist dies durch die Finanzordnung 
der PDS vorgeschrieben. Das gilt für 
den Namen einer Liste, für die perso­
nelle Besetzung und die politischen In­
halte. Jede andere Form der Beteili­
gung an Wahlen, die sich vor Ort durch­
aus als nützlich erweisen kann, erfüllt 
aus bundespolitischer Sicht jedenfalls 
nicht den Zweck, die politische Eigen­
ständigkeit der PDS zu unterstreichen 
und zu entwickeln, die PDS vor Ort zu 
verankern und die Fremdheitsgefühle 
gegenüber der PDS abzubauen. Das 
gilt auch für Listenverbindungen mit 
anderen Parteien und politischen Ver­

einigungen, weil sie die Eigenständig­
keit der PDS aufheben. Es ist deutlich 
zwischen Aktionsbündnissen und 
Wahlbündnissen zu unterscheiden. Ab­
gesehen davon kann ein Wahlbündnis 
vor Ort unproblematisch erscheinen, 
bundespolitisch aber eine ganz andere 
Wirkung nach sich ziehen.
3. Aufwand und Nutzen müssen in 

einem vertretbaren Ver­
hältnis zueinander ste­
hen. Dabei ist der „Nut­
zen“ nicht ausschließlich 
am Wahlergebnis, son­
dern auch an den o.g. Kri­
terien zu messen. Es ist 

aber zu berücksichtigen, daß daß Geld, 
das zur Unterstützung der Wahlkämp­
fe in den alten Bundesländern ausge­
geben wird, für zentrale Wahlkämpfe 
nicht mehr zur Verfügung steht. Der 
Bundesvorstand ist gegenüber der Ge­
samtpartei rechenschaftspflichtig. 
Deshalb ist für seine Entscheidung be­
deutsam, welcher „Nutzen“ für die Ge- 
samt-PDS durch die Beteiligung an der 
Kommunal- bzw. Landtagswahl ent­
steht. Der Bundesvorstand verlangt, 
daß entsprechend der Finanzordnung 
die Höhe der Kosten vorab so exakt wie 
möglich geplant und bei Ausgaben 
strikte Finanzdisziplin gewahrt wird.
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Ich = Ich, kommunistisch geretteter 
Gottesdienst und roter Stern
Schellings Philosophie im materialistischen Rückspiegel

V ■ V

„Eine Theorie wird in einem Volke immer nur so weit verwirklicht, 
als sie die Verwirklichung seiner Bedürfnisse ist.“ Karl Marx

Auf einen Winterabend im Jahreswech­
sel 1796/2797, also vor knapp 200Jahren, 
wird ein Dokument datiert, das zu den 
bedeutendsten der Philosophiege­
schichte gehört, wenngleich es kaum 
länger als drei Manuskriptseiten sein 
dürfte. Die Autorenschaft dieses kurzen 
Textes ist nicht ganz geklärt, fast anek­
dotenhaft verklärt; vermutet wird, daß 
sich an diesem Abend etwa folgendes zu­
getragen haben muß: Drei junge Stu­
denten, Zimmergenossen im Tübinger 
Stift, die an der Universität schon mit 
Sympathiebekundungen für die revolu­
tionären Vorgänge in Frankreich, unter 
anderem durch Übersetzung der Mar­
seillaise ins Deutsche, skandalauffällig 
geworden sind, formulieren nicht weni­
ger und nicht mehr als ein „Systempro­
gramm. “Bei den drei Studenten handelt 
es sich um den 1770 geborenen Georg 
Wilhelm Friedrich Hegel, den im selben 
Jahr geborenen Friedrich Hölderlin und 
den fünf Jahre jüngeren Friedrich Wil­
helm Joseph von Schelling.

Bedeutung hat dieses Dokument nicht 
zuletzt vor allem auch durch den Kon­
trast zu den späteren Arbeiten der drei 
Denker. Wenn in dem Schriftstück zu le­
sen ist, „über den Staat hinaus“ zu ge­
hen, (H 234) so ist leicht einzusehen, daß 
dies nicht einer Hegelschen Sozialphi­
losophie der bürgerlichen Gesellschaft 
entsprechen kann, die im preußischen 
Staat ihre Erfüllung findet, nicht Höl­
derlin, der schon 1804 ausrufen soll, „Es 
lebe der König'.“, und auch dem späte­
ren Schelling entspricht, dessen Spät­
philosophie von romantischer Mytholo­
gie geprägt sein wird.

Und doch hätte dieses Dokument, das 
unter dem Titel Das jüngste System­
programm des deutschen Idealismus in 
die Werke Hegels mit aufgenommen ist

Das älteste Systemprogramm 
des deutschen Idealismus

(1796 oder 1797)

- eine Ethik. Da die ganze Metaphysik 
künftig in die Moral fällt - wovon Kant 
mit seinen beiden praktischen Postu- 
laten nur ein Beispiel gegeben, nichts 
erschöpft hat -, so wird diese Ethik 
nichts anders als ein vollständiges Sy­
stem aller Ideen oder, was dasselbe ist, 
aller praktischen Postulate sein. Die er­
ste Idee ist natürlich die Vorstellung 
von mir seihst als einem absolut freien 
Wesen. Mit dem freien, selbstbewußten 
Wesen tritt zugleich eine ganze Welt - 
aus dem nichts hervor - die einzige 
wahre und gedenkbare Schöpfung aus 
Nichts. - Hier werde ich auf die Felder 
der Physik herabsteigen; die Frage ist 
diese: Wie muß eine Welt für ein mora­
lisches Wesen beschaffen sein? Ich 
möchte unserer langsamen, an Experi­
menten mühsam schreitenden Physik 
wieder Flügel geben.

So, wenn die Philosophie die Ideen, 
die Erfahrung die Data angibt, können 
wir endlich die Physik im Großen be­
kommen, die ich von späteren Zeital­
tern erwarte. Es scheint nicht, daß die 
ctzige Physik einen schöpferischen 

Geist, wie der unsrige ist oder sein soll, 
befriedigen könne.

(obwohl Schelling die Hauptautoren­
schaft zugeschrieben wird) nicht zu der­
artiger Bedeutung gelangen können, 
wenn nicht Spuren-seines Inhaltes sich 
in der nachfolgenden kritischen Philo­
sophie festgesetzt hätten, auch bei He­
gel, Hölderlin, und Schelling.

Daß die dialektische Philosophie He­
gels, trotz preußischem Staat und Weit­
geist-Idealismus, noch einmal im kon­
kreten, Wirklichkeit gewordenen Geist 
der Produktivkraftentwicklung und 
Produktionsverhältnisse materiali­
stisch dialektisiert werden könnte, wis­
sen wir von Marx. Von produktiver Be­
erbungsmöglichkeit der idealistischen 
Philosophie Schellings ist indes wenig 
bekannt, aber durchaus vorhanden.

Es gibt eine Erklärung dafür, daß 
Schellings Vorlesungen von Feuerbach, 
Engels und Bakunin mit Interesse be­
sucht wurden (Bakunin 1891: „Im Lau­
fe des Sommers habe ich viel von 
[Schelling] gelesen und fand darin eine 
so unermeßliche Tiefe des Lebens, des 
schöpferischen Denkens...“).

Daß mithin Habermas’ Satz, „Schel­
ling ist kein politischer Denker,“ nicht 
ganz richtig sein kann, vermochte Marx 
aufzuhellen: „Schelling hat nicht nur die 
Philosophie und Theologie, er hat die 
Philosophie und Diplomatie zu vereini­
gen gewußt. Er hat die Philosophie zur 
allgemeinen diplomatischen Wissen­
schaft gemacht, zur Diplomatie für al­
les. Ein Angriff auf Schelling ist also in­
direkt ein Angriff auf unsere gesamte 
und namentlich auf die preußische Po­
litik. Schellings Philosophie ist die 
preußische Politik sub specie philoso- 
phiae [im Lichte der Philosophie].“ 
(MEW 27, 420)

Im Systemprogramm finden sich nicht 
unwichtige Ideen emanzipatorisch-uto­
pischer Gesellschaftstheorie, die - wie

Von der Natur komme ich aufs Men­
schenwerk. Die Idee der Menschheit 
voran, will ich zeigen, daß es keine Idee 
vom Staat gibt, weil der Staat etwas 
Mechanisches ist, so wenig als es eine 
Idee von einer Maschine gibt. Nur was 
Gegenstand der Freiheit ist, heißt Idee. 
Wir müssen also über den Staat hinaus! 
- Denn jeder Staat muß freie Menschen 
als mechanisches Räderwerk behan­
deln; und das soll er nicht; also soll er 
ayfhören. Ihr seht von selbst, daß hier 
alle die Ideen vom ewigen Frieden usw. 
nur untergeordnete Ideen einer höhe­
ren Idee sind. Zugleich will ich hier die 
Prinzipien für eine Geschichte der 
Menschheit niederlegen und das ganze 
elende Menschenwerk von Staat, Ver­
fassung, Regierung, Gesetzgebung bis 
auf die Haut entblößen. Endlich kom­
men die Ideen von einer moralischen 
Welt, Gottheit, Unsterblichkeit, - Um­
sturz alles Afterglaubens, Verfolgung 
des Priestertums, das neuerdings Ver­
nunft heuchelt, durch die Vernunft 
selbst. - Absolute Freiheit aller Geister, 
die die intellektuelle Welt in sich tragen 
und weder Gott noch Unsterblichkeit 
außer sich suchen dürfen.

Zuletzt die Idee, die alle vereinigt, die 
Idee der Schönheit, das Wort in höhe­
rem platonischem Sinne genommen. 
Ich bin nun überzeugt, daß der höchste 
Akt der Vernunft, der, in dem sie alle 

gesagt - im nachhinein so ungewöhnlich 
sind für Schelling. Unter dem Zentral­
gedanken einer „Mythologie der Ver­
nunft“ wird hier die Utopie anvisiert: 
„Gleiche Ausbildung aller Kräfte, des 
Einzelnen sowohl als aller Individuen. 
Keine Kraft wird mehr unterdrückt wer­
den. Dann herrscht allgemeine Freiheit 
und Gleichheit der Geister.“ (H 236) Fer­
nerhin: Vom Staat kann es keine Idee ge­
ben, denn der Staat ist etwas Mechani­
sches. „Nur was Gegenstand der Frei­
heit ist, heißt Idee.“ Aber „jeder Staat 
muß freie Menschen als mechanisches 
Räderwerk behandeln; und das soll er 
nicht; also soll er aufhören.“(H 234f.) 
Geht dies zusammen mit den heute für 
uns so dunkel-weltfern klingenden For­
meln einer Philosophie der absoluten 
Identität (in Anlehnung an die Philoso­
phie des absoluten Ichs (Fichte) und der 
Philosophie des absoluten Geistes (He­
gel)? Das Bürgertum hat sich - dafür 
steht ja das Revolutions- und Auf­
klärungszeitalter - gerade von der Feu­
dalmacht soweit befreit, daß es nun öko­
nomisch wie auch ideologisch alles dar­
an setzen kann, seine neu gewonnene 
Position zu behaupten. Es brauchte 
eine Instanz, die imstande war, die Frei­
heit der einen und zugleich die Unfrei­
heit der anderen zu erklären, die ver­
mochte, den Zustand der Welt, wie sie 
nun einmal geworden ist, als notwendig 
zu erklären, aber dennoch als Akt des 
menschlichen Selbstbewußtseins. Die­
se Instanz ist bei Fichte nun das sich 
selbst setzende Ich, bei Hegel die Be­
wegung des Geistes vom subjektiven 
(das Einzelvermögen) zum objektiven 
(Kultur, Sittlichkeit) zum absoluten 

rGeist (idealer, reiner göttlicher Geist). 
Bei Schelling heißt dies Identität, A=A: 
„Sey absolut - identisch mit dir 
selbst.“(AS 1, S. 89) Das Wesen dieses

Ideen umfaßt, ein ästhetischer Akt ist 
und daß Wahrheit und Güte nur in der 
Schönheit verschwistert sind. Der Phi­
losoph muß ebensoviel ästhetische 
Kraft besitzen als der Dichter. Die Men­
schen ohne ästhetischen Sinn sind un­
sere Buchstabenphilosophen. Die Phi­
losophie des Geistes ist eine ästheti­
sche Philosophie. Man kann in nichts 
geistreich sein, selbst über Geschichte 
kann man nicht geistreich raisonieren 
- ohne ästhetischen Sinn. Hier soll of­
fenbar werden, woran es eigentlich den 
Menschen fehlt, die keine Ideen verste­
hen - und treuherzig genug gestehen, 
daß ihnen alles dunkel ist, sobald es 
über Tabellen und Register hinaus­
geht.

Die Poesie bekommt dadurch eine 
höhere Würde, sie wird am Ende wie­
der, was sie am Anfang war - Lehrerin 
der Menschheit; denn es gibt keine Phi­
losophie, keine Geschichte mehr, die 
Dichtkunst allein wird alle übrigen Wis­
senschaften und Künste überleben.

Zu gleicher Zeit hören wir so oft, der 
große Haufen müsse eine sinnliche Re­
ligion haben. Nicht nur der große Hau­
fen, auch der Philosoph bedarf ihrer. 
Monotheismus der Vernunft und des 
Herzens, Polytheismus der Einbil­
dungskraft und der Kunst, dies ist’s, 
was wir bedürfen.

Zuerst werde ich liier von einer Idee

„£/n Mann von mittlerer Statur, mit weißem Hart 
und hellblauem, heiterm Auge, dessen Ausdruck 
eher ins Muntere als ins Imponierende spielt, und, 
vereint mit einigem Embonpoint, mehr auf def 
gemütlichen Hausvater als auf den genialen Der 
ker schließen läßt, ein hartes, aber kräftiges Of 
gan, schwäbisch-bayrischer Dialekt mit beständig 
gern ‘eppes’ für etwas, das ist Schellings äußed 
Erscheinung.“ Friedrich Engels, Schelling übel 
Hegel, MEW EB 2, S. 164

Ich = Ich, wie Schelling es ausdrückt, isj 
jene Freiheit, die wir auch schon atf 
dem Systemprogramm kennen: positiv 
als „absolute Selbstmacht“, negativ al-c 
„gänzliche Unabhängigkeit“. (AS 1,6^ 
Der Hauptumfang der Schellingschd*
Philosophie, was die jetzt neu aufgeleg' 
ten sechs Bände ausgewählter Schrif 
ten noch einmal verdeutlichten, gilt def 
Frage nach dem einen, einzigen Prinzip« 
der Einheit des Ganzen, die in Identität 
gegründet und unendlich ist. Schelling 
möchte „einen Punkt finden, in wel* 
ehern das Objekt und sein Begriff, de* 
Gegenstand und seine Vorstellung uh 
sprünglich, schlechthin und ohne allf;
Vermittlung Eins sind“ und hofft „de11 
Punkt zu finden, wo Subjekt und Obje$ 
unvermittelt Eines sind.“ (AS 1, 4321 
Nun hatte Hegel mit weit weniger Ide^ 
lismus die Entzweiung von Subjekt und 
Objekt durch die Geschichte erkannt 
wovon Schelling nichts wissen möchte] 
weshalb sein letzthin Eines sich in Go^ 
und Mystik verliert und Marx „detf 
Herrn Schelling [rät], seiner ersteh 
Schriften sich wieder zu besinnen»'

_____________________________________________

sprechen, die, soviel ich weiß, noch in 
keines Menschen Sinn gekommen ist - 
wir müssen eine neue Mythologie ha- 
ben, diese Mythologie aber muß im 
Dienste der Ideen stehen, sie muß eine 
Mythologie der Vernunft werden.

Ehe wir die Ideen ästhetisch, d.h. my­
thologisch machen, haben sie für das 
Volk kein Interesse; und umgekehrt» 
ehe die Mythologie vernünftig ist, muß 
sich der Philosoph ihrer schämen. So 
müssen endlich Aufgeklärte und Un­
aufgeklärte sich die Hand reichen, dio 
Mythologie muß philosophisch werden 
und das Volk vernünftig, und die PhilO' 
sophie muß mythologisch werden, um 
die Philosophen sinnlich zu machen- 
Dann herrscht ewige Einheit unter uns- 
Nimmer der verachtende Blick, nim' 
mer das blinde Zittern des Volks vor sei' 
nen Weisen und Priestern. Dann erst ef' 
wartet uns gleiche Ausbildung alW 
Kräfte, des Einzelnen sowohl als alle* 
Individuen. Keine Kraft wird mehr un' 
terdrückt werden. Dann herrscht all^' 
meine Freiheit und Gleichheit der Gei' 
ster! - Ein höherer Geist, vom HimmeI 
gesandt, muß diese neue Religion um 
ter uns stiften, sie wird das letzte gröP' 
te Werk der Menschheit sein.

aus: G.W.F. Hegel. Werke in zwanzig Bän(Fp‘
Bd. 1 (Frühe Schriften). Theorie Wcrkaus^ 
be, Suhrkamp Verlag, S. 234-236
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„Anweisung zum seligen Le­
ben“ - Eine Einführung in die 
Philosophie Schellings
In der sowieso schon durch einige aus­
gezeichnete und luzide Einführungen 
und Darstellungen hervorgetretenen 
Reihe „Denker“ des Münchner Beck- 
Verlags ist nun auch ein-Band zur 
Schellingschen Philosophie erschie­
nen, der sich für eine erste Begegnung 
mit der äußerst komplexen und 
schwergängigen Theorie eignet.

In dem Buch findet sich eine erste 
Annäherung an die Identitätsphiloso­
phie durch eine biographische Darstel­
lung, die Schellings Werdegang dar­
stellt und zeitgeschichtliche Umstän­
de erläutert. Als Einstieg in die Philo- 

(MEW EB1,368) in denen es noch ohne 
„‘Alles ist ursprunglos, ewig in Gott“ (AS 
3,646) zugeht.

Der Idealismus hatte sich nicht zu­
letzt deshalb für materialistische Erb­
schaft so sehr geeignet, weil seine Be­
griffe von Ideal, Anschauung, Begriffs­
bildung nicht passiv-rezeptiv gemeint 
waren, sondern - „Das Wesen des Ideals 
ist Thätigkeit“ (AS 2,453) - aktive Hand­
lungen bedeuteten. Und so verwundert 
es nicht, das Erbschaft Schellings im 
ganz anderen Bezirk versteckt zu fin­
den: in der Kunst, und selbst - abzüg­
lich der verklärten. Romantik - in seiner 
Mythologie. Anders als Hegel, dessen 
Vemunftbewegung die Kunst hinter 
sich läßt, stellt Schelling die Kunst mit­
unter sogar über die Philosophie und 
spricht ihr zu, das Absolute unmittelbar 
erfassen zu können. Wenn in dem Älte­
sten Systemprogramm eine „Mythologie 
der Vernunft“ gefordert ist, dann vor 
dem Hintergrund, die „Mythologie phi­
losophisch ... und das Volk vernünftig“ 
zu machen und „die Philosophie my­
thologisch, um die Philosophen sinnlich 
zu machen,“ wobei mythologisches und 
ästhetisches gleichgesetzt werden. (H 
236) Man vergleiche hier Zitate aus der 
Philosophie der Kunst (1802-5): „Not­
wendigkeit und Freiheit verhalten sich 
Wie Bewußtloses und Bewußtes. Kunst 
beruht daher auf der Identität der be­
wußten und der bewußtlosen Thätig­
keit.“ (AS 2,212) „Musik, Gesang, Tanz, 
wie alle Arten des Drama leben selbst 
nur im öffentlichen Leben und verbün-

TERMINE
172.6. : Braunschweig: WN-Bundeskongreß

1.6. : 4. Linkes Medienspektakel auf dem Ho- 
henlo in Suhl (Thüringen). Kontakt: PDS 
Suhl, AG Linkes Medienspektakel, Nau- 
mannstr. 4, 98527 Suhl, Tel./Fax 03681-28562

3.6. : NATO-„Frühjahrstagung“ in Berlin.

1 bis 9.6.: FDP-Bundesparteitag in Karlsruhe 
tnit Beschluß über das neue FDP-Programm

14.-16.6.: Erfurt: Kommunalpolitischer Kon­
greß von Bündnis 90/Grüne in Erfurt

15.6. : Bundesweite Demonstration gegen den 
Sozialabbau, Bonn. '

15.6. Demonstration „Frieden jetzt! Für die 
Beendigung des Krieges und ein friedliches 
Und gleichberechtigtes Zusammenleben ds 
kurdischen und türkischen Volkes! in Ham­
burg. Es rufen auf GAL, PDS, WN, IG Medi­
en, GEW, kurdische und türkische Vereine.

16.6. : Präsidentschaftswahlen in Rußland

22./23.G.: Bordieu-Seminar der AG BWK By in 
Schweinfurt, DFG-VK-Büro. Gabelsberger 
Str. 1, 97421 Schweinfurt. Anmeldungen 
Ebenda, z. Hd. C. Seitz.

26727.6. : G-7-Gipfel in Lyon, Frankreich.

2G.-30.7,: 2. Europäischer Friedenserzichungs- 

sophie Schellings haben die Autoren 
sich dieselben Probleme der Theorie 
genommen, die auch für Schelling den 
Anlaß zur Entwicklung seines Denkge­
bäudes hergaben. So stehen. sowohl 
Ausführungen zur theoretischen Si­
tuation der Philosophie nach Kant im 
Mittelpunkt wie auch Darstellungen 
einiger Denker und Denktraditionen - 
Jakob Böhme, jüdisch-kabbalistische 
Tradition, Mystik etc. -, die Schelling 
nachhaltig beeinflußt haben.

Die Kapitel zur Schellingschen Philo­
sophie sind in die drei Haupttheoreme 
gegliedert: Naturphilosophie, die 
menschliche Freiheit sowie die Philo­
sophie der „Weltalter“ - Hintergrund 
bildet insgesamt Schellings Idee des 
Absoluten. Auch sonst vernachlässigte 
Aspekte der Philosophie Schellings, 

den sich in diesem. Wo dieses ver­
schwindet, kann statt des realen und 
äußerlichen Dramas, an dem, in allen 
seinen Formen, das ganze Volk, als poli­
tische oder sittliche Totalität, Theil 
nimmt, ein innerliches, ideales Drama 
allein noch das Volk vereinigen. Dieses 
ideale Drama ist der Gottesdienst, die 
einzige Art wahrhaft öffentlicher Hand­
lung.“ (AS, 564) Nun gehört zu den 
stärksten Motiven der kritischen Theo­
rie, daß sie traditionelle Theorie auch 
dadurch zu zerlegen und aufzuheben 
weiß, indem sie sie beerbt, vom Kopf auf 
die Füße stellt, also letzthin zur Ver­
wirklichung in Praxis bereit macht. Wir 
lesen also die zitierten Sätze als Athei­
sten, die von der Religion zumindest das 
Gottesreich alsJJtopiewünsch der Men­
schen retten. Wir lesen die Sätze im Be­
wußtsein eines sozialen Krisenzu­
stands, in dem die Kunst durchaus 
Statthalter politischer Utopie sein 
könnte, in dem sie aber selbst schon von 
der Krise heimgesucht wurde. Wir lesen 
diese^Sätze als Sozialisten, die Volk als 
Menschheit übersetzen, die Gottes­
dienst schließlich säkularisiert als Ort 
des Kommunismus deuten. Mit diesen 
Rückübersetzungen können wir Ein­
blick in das gewinnen, was das „innere 
Drama“ (drama, griech. = Handlung, 
Geschehen) auch bedeuten könnte, was 
die Einheit von Bewußtem und Be­
wußtlosem auch zu meinen vermag, was 
letzthin eine auf den materialistischen 
Grund gebrachte, Schellingsche „My­
thologie“ sein könnte: ^Geschichte, und

kongreß in Lillehammer (Norwegen). Mit 
Pädagoginnen, Gewerkschaftern, Friedens­
forschern und Vertretern des Europarats. In­
fos über Horst Bethge, Saseler Kamp 69a, 
22393 Hamburg, Tel. u. Fax: 040/6015212.

1.-4.8.: „Sommertreffen“ der Bundesarbeits­
gemeinschaft der Sozialhilfeinitiativen. Nähe­
res bei BAG-SHI, Moselstr. 25, 60329 FfM, 
Tel. 069/250030, Fax: 069/235584.

1.-4.8.: Schnepfenthal: 
Sommerkurse der „Linken Schule“ in 
Schnepfenthal, Thüringen.

Die Kurse beginnen am 1.8. um 14 Uhr und 
enden am 4.8.. gegen Mittag.

Wie stets finden drei K urse statt:
AG Philosophie: Antisemitismus und andere 
völkische Ideologien, die bei der Herausbil­
dung der deutschen Nation eine wesentliche 
Rolle spielten.
AG Geschichte: 40 Jahre KPD-Verbot'
AG Wirtschaft: Kommunales Wirtschaften 
Eine ausführlichere Beschreibung wird im 
der übernächsten Ausgabe beiliegenden 
„Rundbrief der ARGE“ gegeben. Trotzdem 
bitten wir alle, die die Teilnahme schon ein­
geplant haben, um rasche Anmeldung bei 
Christiane Schneider, c/o GNN-Verlag, Pal- 
muille 24, 22767 Hamburg. Tel. (0401-381393, ■ 
Fax (040) 3898331.

14.8.: In Lüneburg beginnt der Prozeß gegen 
die Göttinger ..Autonome Antifa“ (17 Ange­
klagte) wegen angeblicher Mitgliedschaft 
bzw. Unterstützung einer ..kriminellen Verei- 

die Politik etwa oder der Einfluß von 
und auf Naturwissenschaften werden 
behandelt.

Die Wirkungsgeschichte haben die 
beiden Autoren zwar knapp, aber doch 
hinreichend Stichwort geb end abge­
handelt, so daß jeder, der hach der Lek­
türe informiert und noch interessiert 
ist, sich selbst auf die Suche nach wei­
teren Spuren machen kann. Hilfreich 
dafür sind, wie bei dieserlei Ein­
führungsbüchern ja üblich, die um­
fangreichen Literaturangaben zur wei­
terführenden Literatur. Die Listen sind 
nach den einzelnen Themen der Schel­
lingschen Philosophie gegliedert. (rob) 
Hans Michael Baumgartner / Harald Korten, 
Friedrich Wilhelm Joseph Schelling, Verlag 
C.H. Beck: Beck’sche Reihe Denker: Mün­
chen 1996, 262 S., 24,- DM

zwar Geschichte des realen Humanis­
mus.

Schellings Philosophie, die Kunst, My­
thologie, Vernunft, überhaupt alles auf 
der Suche nach der absoluten Identität 
vereint, macht - anders als die Hegel- 
sche Geschichtsphilosophie der unbe­
dingten Vemunftwerdung - sensibel für 
die Hohlräume des Un- und Nichtver­
nünftigen in der Geschichte, die gerade 
der Kommunismus bislang nicht er­
klären konnte, obgleich er sie buch­
stäblich auf seine Fahnen geschrieben 
hat: der Stern, die rote Farbe, geballte 
Faust, auch weit leidenschaftlichere 
Symbolik, überhaupt das in die Politik 
gebrachte Gefühl, die Menschlichkeit, 
der freundschaftliche Ton unter Genos­
sen, Zeichen und Gesten, auch Erinne­
rungen, die uns viel bedeuten, die dazu 
gehören, obgleich sie keinen systemati­
schen Platz der Theorie zu haben schei­
nen, all das gehört hierher. Wir haben die 
Logik dieser verborgenen, symbolgela­
denen Seitenpfade des Denkens, Wün­
schens und Wollens bislang noch nicht 
erklären können, was vielleicht über 
Schelling gelingen kann; wohl gibt es 
aber einen materialistischen Begriff, 
nämlich den der menschlichen Bedürf­
nisse - und auf die idealistischen Be­
griffe von Kunst und Mythologie könn­
te so verzichtet werden. (rob)
Friedrich Wilhelm Joseph von Schelling, Aus­
gewählte Schriften in 6 Bänden, Suhrkamp 
Verlag Frankfurt/M. 1995 (= AS) 
Hegel [Schelling, Hölderlin], Das älteste Sy­
stemprogramm des deutschen Idealismus, in: 
Hegel, Werke’Bd. 1, Frankfurt/M. 1971 (= H) 

nigung“ (angebl. Verstoß gegen §129 StGB)

778.9. : In Duisburg-Rheinhausen findet die 4. 
gewerkschaftspolitische Konferenz der PDS 
statt: „Zeitstrukturen. Entwürfe zur Neuver­
teilung der Arbeitszeit“ ist ihr Thema.

14.9. : Der Vorstand der Bundeskonferenz 
BWK tagt in Köln

15.9. : Kommunalwahlen in Niedersachsen

28.9. -4.10.: Stuttgart: ÖTV-Gewerkschaftstag

12713.10. ; Herbsttagung der Bundeskonfe­
renz BWK in Köln

25.-27.10.: Nürnberg: IPPNW-Kongress „Medi­
zin und Gewissen“ - 50 Jahre nach den Nürn­
berger Ärzteprozeß, Infos: IPPNW-Kon- 
greßbüro, Körtestr. 10,10967 Berlin, Tel.: 
030/6930244, Fax: 030/6938166

26727.10. : Herbst-Arbeitstreffen der KAZ- 
Gruppe im Raum Heidelberg. Infos bei KAZ- 
Redaktion, Schwanthaler Str. 139,80339 
München.

5. November: US-Präsidentschaftswahlen

14.-16.11.: a.o. DGB-Bundeskongreß in Dres­
den mit Beschluß über ein neues Grundsatz­
programm

24.-26.1.97:1. Tagung des 5. Parteitages der 
PDS in Schwerin

Marz 1997: Kommunalwahlcn in Hessen
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Horst Waffenschmidts
Wimrlprfilt A Ausgepackt von
VwUllUwI lUlU Renate Hennecke

Dr. Horst Waffenschmidt, Staatsse­
kretär im Bonner Innenministerium 
und Beauftragter der Bundesregierung 
für Aussiedlerfragen, legte kürzlich dem 
Deutschen Bundestag den „Bericht der 
Bundesregierung über ihre Maßnah­
men zur Förderung der Kulturarbeit 
gern, § 96 BVFG1 in den Jahren 1991 und 
1992“ vor, ergänzt durch die „Fort­
schreibung des Aktionsprogramms des 
Bundesministeriums des Innern (!) zur 
Förderung der deutschen Kultur des 
Ostens in den Jahren 1994 bis 1999“.

Waffenschmidt selbst, der sich - rein 
privat, versteht sich - auch als Verwal­
tungsratsmitglied des Vereins für das 
Deutschtum im Ausland (VDA) 
betätigt, kann sich zugute halten, im 
Berichtszeitraum Erhebliches für die 
Förderung deutscher Kultur im in- und 
ausländischen Inland geleistet zu ha­
ben. So z.B. bei seiner Reise nach Odes­
sa im Sommer 1992, über die er in sei­
nem Buch „Vergeßt die vielen Wunder 
nicht!“ berichtet:

„Die siebzig Delegationsmitglieder 
waren mit einer Sondermaschine der 
Bundeswehr und ihrer neunköpfigen 
Crew aus dem Wolgagebiet gekommen, 
um mit den ukrainischen Behörden 
über Ansiedlungsmöglichkeiten für 
500000 Rußlanddeutsche im Odessage­
biet und Umgebung zu verhandeln. 
Zunächst aber, am Sonntag, den 12. Juli, 
stand ein ökumenischer Gottesdienst 
auf unserem Programm, den wir nie 
vergessen werden.... “ Dabei ergriff auch 
Waffenschmidt das Wort. Er nahm „als 
Ausgangspunkt Psalm 23, um den An­
wesenden von Gottes Wort her Mut zu 
machen. (...) Mit fröhlichem Herzen

Hont Walfonxchmldl, VorgoDI dio vielen Wunder nicht! Mil einem Ge­
leitwort von DundosKonilor Dr, Haimut Kohl. HDniilor Vorlag, Neu- 
hauson^tutlgorl, 1093. ISDN 3-7751-1076-4. DM 7,95.

konnte ich der Gemeinde zurufen: Ver­
geßt die vielen Wunder nicht, die Gott, 
unser Herr, in den letzten Jahren an uns 
in Europa getan hat!“2

Um die neuen Aufgaben und Perspek­
tiven kultureller Art, die sich eröffnet 
haben, seit Gott die Mauer fallen ließ3 
und den Eisernen Vorhang zerriß, ging 
es auch im Sommer 1991 auf der Lan­
desversammlung der Landeskirchli­
chen Gemeinschaften von Sachsen in 
Chemnitz zum Thema „Christlicher 
Glaube und politische Verantwortung“. 
Waffenschmidt war dazu als fachkundi­
ger Referent geladen, ist er doch auch 
Vorsitzender der Kommunalpolitischen 
Vereinigung der CDU/CSU. Er berichtet: 

„Als mich Bruder Albrecht, der Vorsit­
zende der Landeskirchlichen Gemein­
schaften, am Hubschrauber abholte, 
sagte er mir: ,Sie werden sich darauf 
einstellen müssen, daß unsere Brüder 
und Schwestern heute auch viele kom­
munale Anliegen an Sie herantragen 
werden, denn viele von ihnen sind Bür­
germeister, Landräte, Kreistagsabge­
ordnete oder Gemeindevertreter.* Ich 
war zunächst überrascht, als ich das 
hörte, aber dann freute ich mich. Denn 
diese Situation war wieder ein Wunder. 
Ich kam ja hierin einen Kembereich der 
ehemaligen DDR. Die Kommunisten 
hatten ihre neue Welt aufbauen wollen 
und als sichtbares Zeichen dafür eine 
ganze Stadt - Chemnitz - in ,Karl-Marx- 
Stadt* umgetauft. Und jetzt hatte diese 
Stadt ihren alten Namen wiederbekom­
men, in aller Freiheit fand in ihr eine 
Landesversammlung der Landeskirch­
lichen Gemeinschaftskreise statt, ein 
Staatssekretär der Bundesregierung 

hielt, als sei das das 
Selbstverständlich­
ste der Welt, das 
Hauptreferat und 
anschließend also 
würden die Teilneh­
mer diesem Staatsse­
kretär politische 
Fragen stellen ... 
Noch zwei Jahre vor­
her war das undenk­
bar gewesen. (...) 
Und dann wurde die 
Vorwarnung* von 
Bruder Albrecht 
Realität; auf den 
theoretischen* Teil 
unseres Treffens, 
also die allgemeine 
Behandlung der The­
matik ,Christ und Po­
litik*, folgte alsbald 
der praktische: die 
Diskussion der ganz 
konkreten Aufgaben 
vor Ort bei der Ent­
wicklung der Städte, 
Gemeinden und 
Kreise für die Bürger. 
Alle möglichen Fra­
gen, Anregungen 
und Berichte aus der 
aktuellen kommu­
nalpolitischen Ar­
beit kamen zur Spra­
che. Da waren treue, 
engagierte Christen, 
die sich für das Amt 
des Bürgermeisters 
in ihrer Heimatge­
meinde zur Verfü­
gung gestellt hallen 
und nun mit der Si­
cherung von Arbeits­
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platzen, mit sozia­
len Einrichtungen 
und Finanzierungs­
problemen befaßt 
waren. Lange und 
intensiv haben wir 
diskutiert. Hier 
wurde es konkret, 
wie Gottes Liebe 
und praktische 
Nächstenliebe un­
mittelbar zusam­
mengehören. Als ich 
am Abend auf der 
Heimreise war, 
mußte ich wieder 
denken: Vergeßt die 
vielen Wunder 
nicht! Die alten 
Mächtigen waren 
gestürzt. Viele Bür­
germeister und 
Landräte, die nichts 
von Gott wissen 
wollten, hatten ihr 
Amt verloren, und 
eben dieser Gott 
hatte jetzt Christen 
eine Möglichkeit ge­
geben, in Verant­
wortung vor ihm 
und vor ihren Mit­
menschen ganz neu 
Schulpolitik zu ge­
stalten, Kindergärten einzurichten, al­
ten Menschen zu helfen und jungen Ar­
beitslosen eine Zukunft zu geben. Welch 
ein Geschenk!**4

Die Bonner Kultur fördert Horsf Waf­
fenschmidt durch seine regelmäßige 
Teilnahme an dem seit 1980 existieren­
den Gebetskreis speziell für die Abge­
ordneten des Deutschen Bundestages: 

„Im Grunde ist auch dieser Gebets­
kreis ein Wunder Gottes, denn wo sonst 
gibt es in der harten politischen Arbeit 
in Bonn einen Ort, wo Abgeordnete der 
verschiedenen Fraktionen auch einmal 
über ihre Schwächen, Sorgen und Nöte 
sprechen können? Hier im Gebetskreis 
ist es möglich ...Ich glaube, daß dieser 
Gebetskreis an manchen Stellen auch 
für unsere Parlamentsarbeit ein Segen 
ist. Menschen, die morgens miteinander 
gebetet haben, werden anders mitein­
ander umgehen, als wenn sie nicht ge­
betet hätten.“* (Geheimtip für die PDS- 
Abgeordneten: Nicht ärgern, wenn Ihr 
ständig im Bundestag so unflätig ange­
macht werdet! Lieber mit Horst Waf­
fenschmidt beten - und staunen!) „... Es 
ist so wichtig, daß wir das Staunen 
nicht verlernen und einfach zum Alltag 
übergehen. Und gerade von den neuen 
Kollegen aus den neuen Bundesländern, 
für die so vieles noch nicht zur Routine 
geworden ist, können wir manches ler­
nen. Immer wieder muß ich meine Hän­
de falten und einfach danken, daß dies 
alles möglich wurde. Gott, der Herr der 
Geschichte, hat uns gerade bei der deut­
schen Wiedervereinigung gezeigt, daß 
er Dinge tun kann, die kein Mensch für 
möglich hielt.

Horst Waffenschmidt hält noch vieles 
für möglich. So besuchte er Anfang 
April 4992 die deutsche Minderheit in 
Polen. Wieder war ein ökumenischer 
Gottesdienst vorgesehen:

„Und dann kam also der Tag, wo Bi­
schof Nossol und ich im Dom von Oppeln 
gemeinsam vor einer großen Gemeinde 
standen (...) Gemeinsam sangen wir be­
kannte Kirchenlieder. Bischof Nossol, 
der den Gottesdienst auf polnisch und

Horst Waffenschmidt, Betet für Bonn - betet für Deutschland. Mit eh 
nem Vorwort von Prof. Dr. Karl Carstens. Haussier Verlag, Neuhau­
sen-Stuttgart, 1995 (11. Aufl. 1990). ISBN 3-7751-1547-1. DM 7,95.

deutsch hielt, las zu Beginn aus meine# 
Buch,Betet für Bonn, betet für Deutsch' 
land* vor. In unserer Ansprache an dW 
Menschen im Dom betonten Bischof 
Nossol und ich die große Aufgabe uni 
Verantwortung der Christen bei der GO' 
staltung des neuen Europas.“6

45,5 Millionen DM sind in diesem Jaitf 
für die Förderung der deutschen Kultu* 
des Ostens eingeplant. Das bedeute^ 
eine Verzehnfachung seit 1984, wie dtf 
SPD-Abgeordnete Gisela Schröter bß' 
merkte. Immerhin hat sich auch diß 
Zahl der Wunder in diesen Jahren vef' 
vielfacht. Waffenschmidt nach seinßr 
Moskau-Reise im Oktober 1991:

„Als ich nach diesen Verhandlungen 
das ehemalige Haus der KPdS U verließ 
mußte ich innehalten und Gott im stü' 
len danken. Welch ein Wandel in so ktff' 
zer Zeit! Die einstmals allmächtig 
kommunistische Partei war verböte# 
ihr riesiges Vermögen zugunsten de$ 
Staates eingezogen worden. Ein Macht' 
apparat, der jahrzehntelang in weiten 
Teilen der Welt Spannungen, Angst und 
Unterdrückung verbreitet hatte, W' 
stand nicht mehr. Man hat viele Ff’ 
klärungen zu geben versucht, warn# 
ein solches System auf die Dauer g& 
nicht überleben konnte, und sie haben 
sicher ihr Stück Berechtigung. Aberd# 
letzte Erklärung ist doch wohl diese 
,Der Herr tut Wunder* (Psalm 98,1) “s

(1) Bundesvertriebenenförderungsgesetz.
(2) Horst Waffenschmidt, Vergeßt die viel^

Wunder nicht! - Abschnitt: Bruderscb»1 
am Schwarzen Meer. .

(3) a.a.O., Abschnitt: Gott ließ die Mauer ßl 
len.

(4) a.a.O., Abschnitt: Gott kennt auch die Bür
germeister. .

(5) a.a.O., Abschnitt: .Wenn ich nicht bete, feb* 
mir etwas“.

(6) a.a.O., Abschnitt: Deutsch-polnische 
gegnung.

(7) Bundestagsprotokoll, 14.4.1996. .
(8) Waffenschmidt, a.d.O., Abschnitt: Mehr^ 

Tapetenwechsel.

Der Beitrag erscheint auch in der 
nislischcn Arbeiterzeitung käZ tfr. 278




